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Meldungen über den 
kranken deutschen Wald bewegen in re-
gelmäßigen Abständen die öffentlichen 
Gemüter. Bei der Zerstörung der Moore ist 
das anders. In der zweiten Hälfte des ver-
gangenen Jahrhunderts wurden zwar erste 
Stimmen laut, die einen stärkeren Schutz 
der letzten naturnahen Moore forderten, 
doch verhallten Aufrufe wie „Torf gehört 
ins Moor, nicht in den Garten!“ nach kur-
zem Echo, ohne einen nachhaltigen Ein-
druck zu hinterlassen. So können heute in 
Deutschland nur noch rund fünf Prozent 
der Moore als naturnah gelten. Die restli-
chen 95 Prozent sind entwässert, abgetorft, 
bebaut oder land- und forstwirtschaftlich 
genutzt – diese Moore sind „tot“. 

Ökosysteme als Dienstleister

Im Zuge der Diskussion um den beginnen-
den Klimawandel werden die Ökosysteme 
wieder stärker als Dienstleister wahrge-
nommen. Denn der Moorschutz hat nicht 
nur eine große Bedeutung für die Erhal-
tung gefährdeter Lebensräume, sondern 
auch für den Klimaschutz: Moore sind rie-
sige Kohlenstoffspeicher. Sie nehmen nur 
drei Prozent der Landfläche der Erde ein, 
doch in ihnen lagern 30 Prozent des terres-
trischen Kohlenstoffs. Das ist etwa doppelt 
so viel wie in allen Wäldern weltweit. 

Die für eine konventionelle Nutzung 
notwendigen Entwässerungsmaßnahmen 
sind die Ursache des Problems. Nach dem 
Absinken des Wasserstandes wird der 
Torfkörper durchlüftet und der im Boden 
über Jahrtausende festgelegte Kohlenstoff 
oxidiert. Darüber hinaus können große 
Mengen des hochwirksamen Klimagases 
Distickstoffmonoxid entstehen, besser 
bekannt als Lachgas. Moorschutzprojekte 

sind Klimaschutzprojekte – aber nicht in 
erster Linie durch die Schaffung natürlicher 
CO2-Senken, sondern zunächst wegen der 
Sicherung der vorhandenen Kohlenstoffla-
ger durch die Wiedervernässung.

Klimaschutz paradox:  
Biomasseanbau in Moorgebieten

In der deutschen und europäischen Klima-
schutzpolitik ist die Freisetzung von Treib-
hausgasen aus Landnutzung und Landnut-
zungsänderung bisher zu wenig beachtet 
worden. Dabei liegen gerade hier riesige 
Minderungspotenziale. Allein durch die 
Renaturierung und die Wiedervernässung 
von Mooren könnten Emissionen von bis 
zu 37 Millionen Tonnen CO2-Äquivalen-
ten in der deutschen Landwirtschaft ein-
gespart werden. Das wäre rund ein Drittel 
der landwirtschaftlichen Gesamtemissio-
nen. Deshalb ist es höchste Zeit, dass sich 
auch die Politik mit diesen Strukturen 
beschäftigt. So müsste zum Beispiel der 
Klimaschutz als neuer Fördergrundsatz in 
der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur 
und Küstenschutz (GAK) verankert wer-
den – mit dem Schwerpunkt Moorschutz 
und Moorrenaturierung. 

Ohne Subventionen sind schon heute 
viele Moorstandorte nicht profitabel zu 
bewirtschaften. Dadurch kommt es in 
Deutschland zu einer paradoxen Situation: 
Auf der einen Seite fließt viel Geld in Kli-
maschutzprojekte, während auf der ande-
ren Seite immer noch höchst klimaschäd-
liche Landnutzungsformen wie der Grün-
landumbruch oder der Biomasseanbau auf 
Moorstandorten gefördert oder zumindest 
nicht ordnungsrechtlich verhindert wer-
den. Die klimapolitischen Ziele der Bun-
desregierung und ihre Bemühungen um 

die Bewahrung der biologischen Vielfalt 
werden durch solche Bewirtschaftungs- 
und Subventionsmethoden konterkariert.

Realistisch betrachtet wird es allerdings 
nicht möglich sein, alle potenziell natürli-
chen Moorstandorte aus der Nutzung zu 
nehmen und dort eine eigendynamische 
Naturentwicklung in Gang zu setzen. So-
genannte Paludikulturen mit Sumpf- oder 
Röhrichtpflanzen bieten hier eine inter-
essante Alternative. Durch mehrere von 
der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 
geförderte Projekte wurden in den letzten 
Jahren unter anderem an der Universität 
Greifswald alternative Bewirtschaftungs-
formen untersucht.  (1) Der Anbau von 
Schilf oder Erlen stellt zum Beispiel keine 
Ansprüche an die Wasserstandsregulie-
rung, das heißt der Torfkörper kann nass 
bleiben und der Kohlenstoff wird nicht 
mobilisiert. Die Treibhausgasemissionen 
aus der traditionellen Landnutzung lassen 
sich so vermeiden. 

Kontrovers diskutiert werden in der 
letzten Zeit die bei Renaturierungsmaß-
nahmen verursachten Treibhausgasemis-
sionen. Die frische Biomasse, zum Beispiel 
von wiedervernässtem Grünland, wird 
unter Sauerstoffabschluss durch Bakteri-
en zersetzt. Dabei werden in den ersten 
Jahren des Überstaus große Mengen an 
Methan freigesetzt. Dem kann konsequen-
terweise dadurch begegnet werden, dass 
bei Klimaschutzprojekten in Mooren der 
Wasserstand nur bis kurz unter die Ober-
fläche angehoben wird. So ist der Torfkör-
per vor der weiteren Oxidation geschützt 
und die Emissionen werden drastisch 
gesenkt. Doch Naturliebhaber, die sich 
eine moortypische Lebensgemeinschaft 
erhoffen, schauen dabei in die Röhre. Auf 
naturschutzfachlich wertvollen Flächen 

Moorschutz

Die verkannten Klimaschützer
Der Schutz und die Wiedervernässung von Mooren binden enorme Mengen an Treibhausgasen 

Jahrzehntelang fristete der Moorschutz ein Nischendasein, doch heute gilt er als Paradebeispiel für die erfolgreiche 
Verknüpfung von Natur- und Klimaschutz. In Zeiten des einsetzenden Klimawandels und schwindender heimischer 
Artenvielfalt rücken diese Ökosystemdienstleister wieder in den Blickpunkt.  VON FELIX GRÜTZMACHER, NABU 



3umwelt aktuell     März 2010

Themen

sollten daher Methanemissionen bei Wie-
dervernässungsmaßnahmen hingenom-
men werden. Zur Sicherung des aktuellen 
Kohlenstofflagers kommt beim Einstellen 
torfbildender Pflanzengesellschaften die 
Wiederherstellung der CO2-Senkenfunk
tion hinzu. Diese Flächen leisten dann 
auch den gewünschten Beitrag zur Erhal-
tung der biologischen Vielfalt. 

Mooranleihe bringt ökologische Rendite

Die hohe Klimarelevanz von Naturschutz-
projekten im Moor eröffnet neue Möglich-
keiten der Finanzierung. Dies wird durch 
den folgenden Vergleich unterstrichen: In 
einer 15 Zentimeter mächtigen Torfschicht 
in Deutschland befindet sich auf gleicher 
Fläche etwa so viel Kohlenstoff wie in 
einem 100-jährigen Wald. Geht in einem 
Moor die Torfmächtigkeit um einen Meter 
zurück, müsste demnach zum Ausgleich 
mehr als das Sechsfache der Fläche auf-
geforstet werden und der Wald 100 Jahre 
ungestört wachsen. Dies relativiert bisher 
gängige Rezepte des Klimaschutzes.

Eine Möglichkeit zur Finanzierung von 
Moorschutzprojekten könnte im freiwil-
ligen Emissionshandel bestehen. Für eine 
Zertifizierung von Klimaschutzprojekten 
im Moor müssten aber einheitliche Kriteri-
en entwickelt werden, die verlässliche Aus-
sagen über die Gesamtbilanz aus den durch 
die Wiedervernässung vermiedenen CO2-
und Lachgasemissionen und den durch die 
Zersetzung von Biomasse entstehenden 
Methanemissionen ermöglichen. 

Doch es gibt schon heute alternative 
Wege, den Moorschutz mit Geld auszu-
statten: In vielen Unternehmen und auch 
bei Privatleuten besteht der Wunsch, sich 
in ihrem gesellschaftlichen Engagement 
diesem Thema zu widmen. Angesichts 
eines finanziell immer schlechter ausge-
statteten staatlichen Naturschutzes liegt 
es nahe, diese Chancen zu nutzen und mit 
Angeboten durch Umweltverbände und 
die öffentliche Verwaltung zu begleiten. 
Ein innovativer Schritt in diese Richtung 
ist zum Beispiel die vom Ministerium für 
Landwirtschaft, Umweltschutz und Ver-
braucherschutz in Mecklenburg-Vorpom-

mern analog zu der bekannten Waldaktie 
geplante Mooranleihe (2), über die private 
Gelder für Moorschutzprojekte angewor-
ben werden. Auch die Naturschutzverbän-
de könnten mit solchen Konzepten Mittel 
für Flächenkauf und Wiedervernässungs-
maßnahmen akquirieren. Allen Beteiligten 
bietet sich die seltene Möglichkeit, jeden 
Euro zweimal auszugeben – für den Erhalt 
der biologischen Vielfalt und den Klima-
schutz.

Anmerkungen und Literatur

(1) www.uni-greifswald.de/~palaeo (Projekte)XX

(2) www.kurzlink.de/mooranleiheXX

Mehr Informationen: www.nabu.de/themen/moorschutzXX

Der Geograf Felix Grützmacher ist Referent für Moor-
schutz beim NABU-Bundesverband in Berlin. 

Kontakt:  
Tel. +49 (0)30 / 

284984‑1622, E-Mail: 
felix.gruetzmacher@nabu.de,

www.nabu.de/themen/
moorschutz

Klimaverhandlungen

Zeit für einen Plan B
Der gescheiterte Klimagipfel von Kopenhagen ist auch eine Chance für die Umweltpolitik

Das Kopenhagen-Desaster markiert einen Wendepunkt in der Klimadebatte. Nicht einzelne Staaten oder Lobbys verhin-
derten ein Abkommen, sondern die Konstruktion des Prozesses selbst. Künftig ist es nicht mehr möglich, von Europa aus 
einen umfassenden Weltrettungsplan durchzusetzen, und das ist auch gut so.  VON FRANK UEKÖTTER, RCC

 Selten war die Kluft 
zwischen Erwartung und Ergebnis so groß 
wie beim Klimagipfel in Kopenhagen. Mo-
natelang hatten sich Politiker und Funk-
tionäre, Journalisten und Aktivisten auf 
das große Ereignis vorbereitet – und am 
Ende gab es nur eine windelweiche, unver-
bindliche Schlusserklärung. Noch rechtzei-
tig ein Folgeabkommen für das 2012 aus-
laufende Kyoto-Protokoll zu vereinbaren 
und zu ratifizieren, wird nun sehr schwer. 

Mindestens ebenso schwer wiegen je-
doch die enttäuschten Hoffnungen, denn 
die Voraussetzungen für ein globales Ab-

kommen schienen günstig wie nie. Eigent-
lich war es das perfekte Drehbuch: 2005 
verwüstete der Hurrikan Katrina New 
Orleans. 2006 zeigte der britische Stern-
Report, dass Investitionen in Klimaschutz 
ökonomisch sinnvoll sind. 2007 fand der 
vierte Bericht des Weltklimarates IPCC 
internationale Beachtung, das IPCC und 
Al Gore erhielten den Friedensnobelpreis 
und am Ende des Jahres wurde auf Bali mit 
Zustimmung der USA das Ziel formuliert, 
bis Kopenhagen ein Folgeabkommen für 
Kyoto auszuhandeln. Und trotzdem hat es 
nicht gereicht.

Es bleibt abzuwarten, ob die Nachverhand-
lungen doch noch das ersehnte Abkom-
men hervorbringen. Schon jetzt ist aber zu 
erkennen, dass Kopenhagen einen Wen-
depunkt der Klimadebatte markiert. Die 
Frontstellungen der vergangenen 15 Jahre 
treten in den Hintergrund, neue Heraus-
forderungen rücken ins Zentrum. Seit der 
Kyoto-Konferenz 1997 hatten zwei Schlüs-
selprobleme den größten Teil der Auf-
merksamkeit reklamiert: der Widerstand 
der USA und die Kritik der „Klimaleug-
ner“. Beides war für das Scheitern von Ko-
penhagen zumindest nicht entscheidend. 
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Die heroischen Zeiten, in denen man sich 
im Kampf um das Weltklima gegen die 
westliche Führungsmacht und schlechte 
Wissenschaftler profilieren konnte, sind 
wohl fürs Erste vorbei. Umso mächtiger 
drängen andere Probleme in den Blick:

Zu europäisch, zu komplex und ohne Biss

Das Scheitern war absehbar, seit sich im XX

November der APEC-Gipfel der asia-
tischen Staaten gegen ein verbindliches 
Abkommen in Kopenhagen aussprach. 
Seit Jahren hatte sich die EU als Vor-
kämpferin eines Global Deal profiliert. 
Gebracht hat es wenig, außer der Ein-
sicht, dass Europa im 21. Jahrhundert 
nicht mehr die Agenda der Weltpolitik 
bestimmen kann. Mehr denn je er-
scheint ein globales Klimaabkommen 
als eurozentrisches Projekt, dem die 
Welt nur noch aus taktischen Grün-
den folgt.
Ein Schlüsselproblem war zweifellos die XX

enorme Komplexität der Materie. Da 
der Klimawandel von fossilen Brenn-
stoffen bis zum Permafrostboden zahl-
reiche Fragen aufwirft, schien für das 
ersehnte Abkommen die Berücksichti-
gung einer stetig wachsenden Zahl von 
Parametern nötig, und so wurden die 
Verhandlungen seit den Anfängen auf 
dem Erdgipfel von Rio de Janeiro 1992 
immer unübersichtlicher. Viel zu wenig 
wurde bedacht, dass die wohlmeinende 
Gründlichkeit zu einem völkerrechtli-
chen Monster zu führen drohte. Kein 
Staat unterschreibt leichtfertig einen 
Vertrag, der ganze Wirtschaftssekto-
ren, von der Energieversorgung bis zur 
Waldwirtschaft, einem komplizierten 
globalen Kontrollregime unterwirft.
Nachdrücklicher denn je steht die Frage XX

des Vollzugs auf der Tagesordnung. 
Der hartnäckige Widerstand Chinas 
gegen unabhängige Kontrollen seiner 
Klimaschutzmaßnahmen ist wohl nur 
ein Vorgeschmack auf die kommenden 
Konflikte. Jeder Umweltpolitiker weiß, 
wie schwierig Kontrolle selbst in offe-
nen Gesellschaften ist. Wie viel größer 
sind da die Probleme einer supranatio-
nalen Kontrolle in Diktaturen! 

Schließlich ist nach Kopenhagen offen-XX

kundig, dass es den Klimaschützern an 
Drohpotenzial fehlt. Lange hatte man 
geglaubt, dass die horrenden Konse-
quenzen des Klimawandels alarmierend 
genug sein würden. Jetzt erscheinen 
die Horrorszenarien eher wie billiger 
Moralismus, der an der kalten Welt 
der internationalen Diplomatie fol-
genlos abprallt. Erfahrene Verhandler 
wissen, dass man vor allem dann gute 
Ergebnisse erzielt, wenn man mit einem 
„Plan B“ drohen kann, so in der Art: 
Wir können auch anders. Fatalerweise 
haben Klimaschützer auf solche Über-
legungen ausdrücklich verzichtet. 

Das Montreal-Protokoll als Vorbild

Wer deshalb im Schatten von Kopenha-
gen nach Alternativen sucht, sollte sich 
daran erinnern, dass es für die Klimarah-
menkonvention einen Präzedenzfall gab: 
das Montreal-Protokoll zum Schutz der 
Ozonschicht von 1987. An sich war die 
Vereinbarung nicht sehr beeindruckend, 
zielte sie doch lediglich auf eine Redu-
zierung des Ausstoßes ozonschädigender 
Substanzen um 50 Prozent in zehn Jahren. 
Aber das Montreal-Protokoll wurde zum 
Beginn eines Prozesses, der in den Jahren 
darauf an Dynamik gewann, und auf der 
Folgekonferenz von London 1990 wurde 
der vollständige Ausstieg aus der Produk-
tion von FCKW und den anderen Ozon-
killern vereinbart. 

Es war nicht zuletzt dieses Vorbild, 
das als Begründung für die schwachen 
Vorgaben des Kyoto-Protokolls diente. Es 
ging weniger um die konkreten Vorgaben 
als um den Einstieg in eine längerfristige 
Entwicklung. Lange Zeit wirkte es freilich 
eher so, als ob selbst die unzulänglichen 
Kyoto-Vorgaben noch weiter verwässert 
würden. Für die im Juni 2010 in Bonn 
stattfindenden Klimaverhandlungen wird 
dies die entscheidende Frage sein. Ist es 
noch möglich, Kyoto als Einstieg mit der 
Perspektive sukzessiver Verschärfungen zu 
betrachten?

Der Erfolg des Montreal-Protokolls 
hatte viel mit der günstigen weltpolitischen 
Situation am Ende des Kalten Kriegs zu 

Gut leben, doch nicht auf Kosten anderer –
wäre das nicht erstrebenswert? 
Im Moment bezahlen die Ärmsten und die
kom menden Generationen unseren Wohl -
stand, denn wir plündern die Erde und pro-
duzieren endlos Abfall. Wir brauchen eine
neue Kultur der Nachhaltigkeit – im Beruf,
in der Schule, im alltäglichen Leben.
Lesen Sie im Bericht »Zur Lage der Welt 2010«,
wie wir unsere Art zu wirtschaften sowie un-
ser individuelles Handeln ändern können. 

Worldwatch Institute (Hrsg.) 
in Zusammenarbeit mit der Heinrich-Böll-
Stiftung und Germanwatch
Zur Lage der Welt 2010: Einfach besser leben
Nachhaltigkeit als neuer Lebensstil
oekom verlag, München 2010, 300 Seiten, 
19,90 EUR, ISBN 978-3-86581-202-5

Nachhaltigkeit 

A–Z

L wie
Lebensstil

Erhältlich bei
www.oekom.de
kontakt@oekom.de
Fax +49/(0)89/54 41 84-49

D i e  g u t e n  S e i t e n  d e r  Z u k u n f t



5umwelt aktuell     März 2010

Themen

tun. Er hing aber auch mit der Begrenztheit 
der Aufgabenstellung zusammen. Das Ver-
tragswerk betraf eine überschaubare Zahl 
von Substanzen, die von einer begrenzten 
Zahl von Firmen produziert wurden. 

Hier könnte ein Plan B ansetzen: Ein li-
mitiertes Abkommen, das eine geringe Zahl 
von Großemittenten hart anfasst, könnte 
dem globalen Klimaschutz endlich ein so 
dringend nötiges Erfolgserlebnis besche-
ren. Auch der Zeitrahmen sollte begrenzt 
sein. Viel zu sehr hat sich der Klimaschutz 
in den letzten Jahren auf langfristige Ziele 
bis hin zum Jahr 2050 kapriziert – als ob 
man ernsthaft die Weltwirtschaft in vier 
Jahrzehnten vorausahnen oder gar pla-
nen könnte! Es dürfte nach Kopenhagen 
schwierig werden, solche jahrzehntelangen 
Planungen weiterzutreiben. Mit welcher 
Legitimation will man jetzt noch 40 Jahre 
Klimapolitik definieren, wenn man noch 
nicht einmal zwei Jahre Klimaverhandlun-
gen unfallfrei vorausplanen konnte? Viel 
attraktiver scheinen hier Abkommen, die 
wenige Jahre laufen und gründlich kon-
trolliert werden – damit man am Ende 
Gewinner und Verlierer, Vorkämpfer und 
Bremser eindeutig identifizieren kann.

Wieder in Zusammenhängen denken

Solche limitierten Vereinbarungen hätten 
auch den Charme, dass sie Möglichkeiten 
für Synergien und fehlertolerante No-Re-
gret-Strategien eröffnen. Längst zeigt sich 
in der Klimadebatte ein gewisser Hang zu 
einer Monomanie des Geistes, indem alles 
nur noch unter dem Aspekt der Klimaver-
träglichkeit betrachtet wird – von Nutz-
pflanzen bis zur Farbe unserer Dächer. An 
sich bietet die vielfältige Verwobenheit des 
Klimaschutzes die Chance zum Denken 
in Zusammenhängen, wie es ja auch den 
besten Idealen der ökologischen Bewegung 
entspricht. Wenn aber ein Moor nur noch 
als CO2-Speicher gesehen wird und nicht 
auch als wertvoller Naturraum, erinnert 
das doch arg an die Zahlenfixierung des 
Bankers, der am Computer seine Risiken 
bilanziert – und vergisst, dass sich dahinter 
eine vielfältige Welt verbirgt.

Ein Plan B könnte sich mithin ein klas-
sisches Schlagwort des Neoliberalismus 

auf die Fahnen schreiben: Deregulierung. 
Wieso weiter auf das utopische Großab-
kommen hoffen, wenn es auch den Weg 
mehrerer kleinerer Abkommen gibt? Nach 
Kopenhagen dürfte es den Staatsmännern 
der Welt jedenfalls schwerfallen, vernünf-
tigen Vereinbarungen von überschauba-
rer Komplexität die Unterschrift zu ver-
weigern. Ganz nebenbei könnte man auf 
diesem Weg auch den Eurozentrismus 
exorzieren, der sich längst in die Details 
der Klimaverhandlungen eingeschlichen 
hat. Man nehme nur den Kampf gegen die 
Entwaldung: Unausgesprochen wird dabei 
von einem staatlichen Verfügungsrecht 
über Wälder ausgegangen, das in weiten 
Teilen der Welt allenfalls auf dem Papier 
steht und sich selbst in Mitteleuropa erst in 
jahrhundertelangen Konflikten durchge-
setzt hat. Es wäre fürwahr ein Treppenwitz 
der Geschichte, wenn auf die obrigkeitli-
che Forstpolitik des Kolonialismus nun 
eine postkoloniale Klimapolitik folgte, die 
nichts aus den Kosten und Folgen einer 
Waldwirtschaft von oben gelernt hätte.

Aus für nationalstaatliche Großplanung

So kann man das Desaster von Kopenha-
gen auch als Votum über einen Denkstil 
interpretieren: den Weg der langfristi-
gen Großplanung im nationalstaatlichen 
Rahmen. Der Ansatz, den CO2-Ausstoß 
ganzer Gesellschaften auf Jahrzehnte vo-
rauszuplanen, war stets ein heikles Unter-
fangen; man schaue nur auf die nicht ganz 
kleine Zahl von Staaten, die ihre Klimaziele 
verpasst haben. Vielleicht könnte ja jetzt, 
da die Grenzen dieses Ansatzes deutlich 
geworden sind, ein anderer Weg zum 
Zuge kommen: ein prozessualer Denkstil, 
der eher Entwicklungen als Ziele betont 
und für Überraschungen und unverhoff-
te Chancen offen ist. Was wäre eigentlich 
passiert, wenn die Bewegungsenergie, die 
in Kopenhagen für den Global Deal ver-
pulvert wurde, in die Besteuerung des 
Flugbenzins investiert worden wäre?

Natürlich würde mit einem solchen 
Plan B vieles schwach oder gar nicht re-
guliert bleiben, was für das Klima der Zu-
kunft wichtig wäre. Aber hätte eine Welt-
umweltpolitik als Fragment nicht auch 

Vorzüge? Immerhin würde dabei klar, dass 
die Klimakatastrophe nicht durch „die Po-
litik“ allein aufzuhalten ist. Die wichtigste 
Ursache des Klimawandels ist schließlich 
der Konsumstil westlicher Gesellschaften, 
der staatlicher Regulierung nur begrenzt 
zugänglich ist. Endlich würde deutlich, 
dass Klimawandel nicht nur eine politi-
sche, sondern auch eine gesellschaftliche 
Herausforderung ist. Das Scheitern von 
Kopenhagen könnte so zum Fanal werden, 
dass die Umweltprobleme des 21. Jahrhun-
derts gegen kurzfristige Kampagnen ziem-
lich unempfindlich sind. Entscheidend ist 
das Verhalten der westlichen Konsumen-
ten – jedes Mal, wenn wir ein Thermostat 
hochdrehen oder ein Flugzeug besteigen.

Unverständliches Vertrauen in eine 
Handvoll Staatenlenker

Gewiss: Mit Blick auf die aktuelle Frust-
ration wirkt so ein Plan B wie das Pfeifen 
im dunklen Wald. Aber vielleicht werden 
Umwelthistoriker eines Tages ratlos sein, 
wieso die Menschheit für ein paar Tage im 
Dezember 2009 auf das große Abkommen 
zur Rettung der Menschheit hoffte. Hatte 
man immer noch nicht kapiert, dass es 
nicht die eine große Lösung für das Welt-
problem des Klimawandels geben konnte, 
sondern nur viele kleine und mittelgroße 
Lösungen? Wieso vertraute man in einer 
Zeit der Globalisierung, in der die Gren-
zen nationalstaatlicher Regulierungskraft 
immer deutlicher wurden, auf die Ent-
schiedenheit einer kleinen Zahl von Staa-
tenlenkern? Gut möglich, dass Kopenhagen 
einmal als hoffnungsvoller Wendepunkt in 
den Geschichtsbüchern stehen wird: als der 
Moment, in dem die Umweltbewegung im 
21. Jahrhundert ankam.

Der Historiker Dr. Frank Uekötter ist stellvertretender 
Direktor am Rachel Carson Center für Umwelt und 

Geschichte (RCC) der Universität München.

Kontakt: 
Tel. +49 (0)89 / 2180-72352, 

E-Mail: frank.uekoetter@
carsoncenter.lmu.de, 

www.carsoncenter.
uni-muenchen.de
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In Finnland und in 
Schweden fahren sie schon lange. Auch die 
Niederlande und Dänemark wollen sie 
haben. Großbritannien, Österreich und die 
Schweiz lehnen sie dagegen ab: Sogenann-
te Megatrucks sind sechseinhalb Meter 
länger und bis zu 20 Tonnen schwerer als 
derzeit zugelassene Lkws. In der Fachspra-
che heißen sie „longer and heavier vehi-
cles” (LHV), Befürworter nennen sie auch 
gern EcoCombi. Das klingt gut und soll 
den überdimensionierten Fahrzeugen 
einen Ökobonus verschaffen. Doch den 
verdienen sie nicht. 

Dass der Megatruck angeblich sogar 
einen Beitrag zum Klimaschutz leistet, hat 
mit der Realität nichts zu tun. Nur auf dem 
Papier stimmt die Argumentation, dass 
man drei herkömmliche Laster durch zwei 
Riesen-Lkws ersetzen und damit Treibstoff 
sparen kann. Der reale Verkehrsmarkt ist 
komplizierter: Der Straßengütertransport 
würde durch die Einführung von Riesen-
Lkws um 20 Prozent günstiger. Es käme 
zu einer gigantischen Verlagerung von der 
umweltfreundlichen Bahn auf die Straße. 
Allein beim Kombiverkehr rechnen Gut-
achter mit einem Einbruch von bis zu 
55 Prozent. 

Unterm Strich gibt es bei einer Gesamt-
betrachtung des Verkehrssektors also keine 
Entlastung der Straßen und keine CO2-
Einsparung. Mit Sicherheit würden dage-
gen Kosten in Milliardenhöhe für die All-
gemeinheit anfallen: bei der Umgestaltung 
von Brücken, Tunnels, Bahnübergängen, 
Kreisverkehren und Autobahnraststätten. 
Für einzelne Spediteure mögen Riesen-
Lkws betriebswirtschaftlich reizvoll sein, 
volkswirtschaftlich und umweltpolitisch 
gesehen sind sie ein Irrweg.

Schon einmal waren die Monstertrucks in 
Deutschland im Anmarsch, im Jahr 2007. 
Es dauerte lange, bis sich die Bundesregie-
rung positioniert hatte, doch letztlich kam 
von ihr ein klares Nein zum Gigaliner, wie 
die überlangen Fahrzeuge damals meist ge-
nannt wurden. 

Kehrtwende seit der Bundestagswahl

Seitdem eine schwarz-gelbe Bundesregie-
rung das Ruder übernommen hat, weht 
ein anderer Wind aus Berlin. Schon der 
Koalitionsvertrag kündigte bundesweite 
Feldversuche an. Eine plausible Begrün-
dung für ein solches Experiment auf öf-
fentlichen Straßen bleibt die Regierung 
allerdings schuldig. Neue Erkenntnisse 
wird dieser Versuch nicht bringen, doch 
die Arbeitsgruppe im Bundesverkehrsmi-
nisterium hat unverdrossen mit der Pla-
nung begonnen. 

In einer Testsituation werden Bedin-
gungen geschaffen, wie sie niemals flä-
chendeckend im Alltag auf unseren Stra-
ßen vorkommen. Penibel werden Mega
truck-kompatible Strecken ausgewählt, die 
Fahrer eingehend geschult. Was bleibt, ist 
der Verdacht der Klientelpolitik. Scheib-
chenweise und mit pseudowissenschaftli-
chen Versuchen sollen Fakten geschaffen 
werden, von denen nur eine kleine Grup-
pe von großen Unternehmen profitiert, 
allen voran die Fahrzeugindustrie und 
Großspeditionen. Die große Mehrheit 
der Deutschen hätte dagegen nichts von 
Riesen-Lkws. Die Straßen würden noch 
unsicherer werden, die Umweltbelastun-
gen würden steigen und den notwendigen 
Umbau der Infrastruktur müssten die 
SteuerzahlerInnen tragen. 

Kein Wunder, dass die Monstertrucks in 
der Bevölkerung klar abgelehnt werden. 73 
Prozent der Deutschen sind gegen die Zu-
lassung der Straßenmonster. Damit sind sie 
in Europa nicht allein. Auch in Frankreich 
(81 Prozent), Großbritannien (75 Prozent) 
und der Schweiz (80 Prozent) haben re-
präsentative Umfragen gezeigt, dass die 
Bevölkerung nichts von Gigalinern hält. 
Dennoch werden die bundesweiten Einsät-
ze aller Voraussicht nach 2011 beginnen. 
Schon heute laufen die Vorbereitungen 
zwischen dem Bund und den Ländern.

Bundesländer erlauben immer 
neue Testfahrten

Auf Länderebene waren die Riesen-Lkws 
nie vollständig verschwunden. Einige 
Bundesländer erlaubten sogar trotz der 
ablehnenden Haltung der Verkehrsmi-
nisterkonferenz 2007 völlig neue Einsätze. 
Jetzt, mit dem bundesweiten Feldversuch 
in greifbarer Nähe, schöpfen die Befür-
worterländer neuen Mut zu weiteren Ex-
perimenten. Das Land Schleswig-Holstein, 
in dem Gigaliner bisher verboten waren, 
lässt Megatrucks per Sondergenehmigung 
fahren. Scheibchenweise kommen Monat 
für Monat neue Strecken hinzu. Fuhr im 
Dezember 2009 erst ein Gigaliner, so sind 
es heute schon drei Strecken, auf denen 
die 25-Meter-Riesen unterwegs sind. Ein 
dänischer Monstertruck verkehrt entgegen 
dem EU-Recht grenzüberschreitend. Das 
ist kein Zufall. In Dänemark und den Nie-
derlanden arbeiten die Gigaliner-Freunde 
schon länger daran, per Versuchsfahrt 
nach Deutschland zu gelangen. Sie hof-
fen auf einen Korridor, der Fahrten von 
Schweden über Dänemark und durch 

Güterverkehr

Monstertrucks mit Rückenwind 
Wenn Riesen-Lkws jetzt in Berlin und Brüssel grünes Licht erhalten, werden davon nur wenige profitieren

Auf skandinavischen Straßen gibt es sie schon und auch einige andere EU-Länder liebäugeln mit ihnen: Megatrucks 
können 25 Meter lang und 60 Tonnen schwer sein. Wie Österreich und die Schweiz war auch Deutschland lange gegen 
die überlangen Lkws, doch unter der schwarz-gelben Bundesregierung dreht sich nun der Wind. Die Befürworter führen 
ausgerechnet Umweltargumente ins Feld.  VON MARTIN ROGGERMANN, ALLIANZ PRO SCHIENE 
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Deutschland erlauben würde. Schlagartig 
wäre Deutschlands Norden eine Transit
zone für Riesen-Lkws. Holländische und 
dänische Speditionen haben für viel Geld 
Gigaliner angeschafft und wollen damit 
nicht nur im Kreis fahren, sondern Distan-
zen europäischer Dimension erobern – ge-
rade solche, in denen die Güterbahnen mit 
dem Lkw stark konkurrieren. Kein Wun-
der, dass der Gigaliner in diesen Kreisen 
unter einem weiteren Label fährt: Euro
Combi – der Name ist Programm.

Ruhe vor dem Sturm in Brüssel

Auch in der Europäischen Kommission 
gibt es starke Kräfte, die für den Megatruck 
arbeiten. Bereits im Aktionsplan Güterver-
kehrslogistik aus dem Jahr 2007 äußerte 
sich die Kommission aufgeschlossen ge-
genüber einer Anhebung von Maßen und 
Gewichten für Lkws. Doch sie scheut eine 
öffentliche Monstertruck-Debatte. Statt-
dessen beschäftigt man sich in Brüssel mit 
zweifelhaften Studien, die den Boden für 
die Megatrucks in Europa ebnen sollen. 

Erst im Januar präsentierte die Kom-
mission die Ergebnisse einer Untersu-

chung zu Megatrucks, die sie bei einem 
Gutachterkonsortium in Auftrag gegeben 
hatte. Die Gutachter bestätigten alle bereits 
bekannten negativen Effekte einer Riesen-
Lkw-Zulassung: Kosten, Gefahren, Um-
weltbelastung durch Verkehrsverlagerung. 
Insbesondere die Kosten für die Steuer-
zahler sind selbst nach der konservativen 
Einschätzung der Gutachter gigantisch: 
Mit bis zu 46 Milliarden Euro an zusätz-
lichen Infrastrukturkosten wird allein für 
den Ausbau der Autobahnbrücken in der 
EU gerechnet. Die Gutachter geben auch 
zu, dass Megatrucks gefährlicher für die 
Verkehrssicherheit sind als herkömmliche 
Lkws. Auch dass Megatrucks dazu führen 
werden, dass Gütertransporte von umwelt-
freundlicheren Verkehrsmitteln wie Schie-
ne und Binnenschiff auf die Straße verla-
gert werden, räumen sie ausdrücklich ein. 
Trotzdem kommen sie zu einem befremd-
lichen Fazit: Riesen-Lkws seien insgesamt 
ein Gewinn für die Gesellschaft – weil sie 
den Straßentransport billiger machen.

Nachdem diese Studie wegen ihrer 
haarsträubenden Fehler in Fachkreisen 
glatt durchgefallen war, wollte die Kom-
mission kein Risiko mehr eingehen. Eine 

neue Untersuchung ist bereits in Arbeit 
und soll noch in diesem Jahr präsentiert 
werden. Mit den Ergebnissen dieser neuen 
Studie wird die Kommission wohl versu-
chen, einen Legislativvorschlag zur Ände-
rung der derzeit gültigen Maße und Ge-
wichte von Lkws in Europa zu begründen. 
Dann werden auch die EU-Abgeordneten 
und der Ministerrat über die Zukunft der 
Riesen-Lkws in Europa beraten. Sollte die 
Richtlinie 96/53, die Maße und Gewich-
te von Lastkraftwagen regelt, tatsächlich 
geändert werden, wäre jedes EU-Land ge-
zwungen, Monstertrucks auf den eigenen 
Straßen zu dulden – ob es will oder nicht.

Der Politikwissenschaftler Martin Roggermann 
arbeitet bei der Allianz pro Schiene in Berlin und 

koordiniert das europaweite Aktionsbündnis 
No Mega Trucks, eine Kampagne von rund 200 

Verbänden aus 22 europäischen Ländern.

Kontakt:  
Tel. +49 (0)30 / 2462599‑31,  
E-Mail: martin.roggermann@

allianz-pro-schiene.de, 
www.allianz-pro-schiene.de, 
www.nomegatrucks.eu/deu

Geht es nach dem frü-
heren finnischen Umweltminister Pekka 
Haavisto, laufen künftig die Fäden der 
deutschen Klima- und Nachhaltigkeitspo-
litik im Bundeskanzleramt zusammen: 
„Die deutsche Nachhaltigkeitspolitik 
braucht einen Dirigenten, der für den 
Gleichklang aller Beteiligten sorgt“, so der 
Parlametarier. Im Auftrag der Bundesre-
gierung hatte sich im vergangenen Jahr ein 
international zusammengesetztes Fachgre-

mium intensiv mit dem Nachhaltigkeits-
geschehen in Deutschland befasst. Unter 
Vorsitz von Björn Stigson, Präsident des 
World Business Council for Sustainable 
Development, schlossen die ExpertInnen 
aus Schweden, Finnland, Großbritannien, 
den Niederlanden, Indien, Kanada und 
den USA diesen sogenannten Peer Review 
der deutschen Nachhaltigkeitspolitik im 
November 2009 mit einem Bericht (1) ab. 
Bei der Übergabe an Angela Merkel auf der 

Jahreskonferenz des Rates für nachhaltige 
Entwicklung (RNE) im gleichen Monat 
kündigte die Bundeskanzlerin eine umfas-
sende Prüfung der in dem Bericht enthal-
tenen Empfehlungen an.

Der Peer Review ist ein bislang unübli-
ches, aber wirksames Instrument zur Fort-
entwicklung von Nachhaltigkeitspolitik. 
Das Verfahren fußt auf den internationalen 
Erfahrungen mit Länderstudien der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammen

Nachhaltige Entwicklung

„Wir wissen, dass ihr es könnt“
In der Nachhaltigkeitspolitik bleibt Deutschland unter seinen Möglichkeiten, wie ein Expertenbericht zeigt

ExpertInnen aus sieben Ländern haben die deutsche Nachhaltigkeitspolitik unter die Lupe genommen. Danach hat 
Deutschland hervorragende Potenziale für eine kohlenstoffarme Wirtschaft und Gesellschaft, nutzt sie aber nicht genug. 
Das Land müsse dringend handeln, wenn es seiner internationalen Verantwortung gerecht werden und seine Position 
im globalen Wettbewerb nicht aufs Spiel setzen will.  VON DOROTHEE BRAUN, RNE 
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arbeit und Entwicklung (OECD) sowie 
den Empfehlungen der EU-Kommission 
zu Nachhaltigkeitsprüfungen und zur Be-
wertung nationaler Nachhaltigkeitspolitik. 
Der Expertenbericht ist Ergebnis einer 
intensiven Auseinandersetzung mit dem 
Fortschrittsbericht 2008 der Bundesregie-
rung zur nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie und mit Stellungnahmen und Beiträgen 
des Nachhaltigkeitsrates sowie des direkten 
Austauschs mit Schlüsselpersonen in Po-
litik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Der 
Nachhaltigkeitsrat wurde mit der methodi-
schen und praktischen Durchführung des 
Peer-Review-Prozesses beauftragt.

Riesiges Potenzial, 
mangelnde Entschlossenheit 

Die ExpertInnen würdigen in ihrem Be-
richt Deutschlands Spitzenposition in der 
Entwicklung technologischer Lösungen 
zur Nachhaltigkeit. Sie loben die im Fort-
schrittsbericht 2008 erkennbare Stärkung 
des sogenannten Managementansatzes 
von Nachhaltigkeit im gesamten politi-
schen Geschehen und stellen Deutschlands 
Nachhaltigkeitskapazitäten in Politik, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft heraus. 

Gleichzeitig weist der Bericht darauf 
hin, dass Deutschland angesichts des zu-
nehmenden globalen Wettbewerbs um ef-
fizientere Lösungen für die Energie- und 
Materialwirtschaft vor der Aufgabe steht, 
deutlich mehr in eine nachhaltige Entwick-
lung zu investieren. Die ExpertInnen un-
terstreichen Deutschlands Verantwortung 
als Industrie- und Technologienation, das 
Modell einer Wissensgesellschaft zu ent-
wickeln, die das Wirtschaftswachstum 
vom Ressourcenverbrauch entkoppelt, 
den Ausstoß von Treibhausgasen deutlich 
senkt und mehr Lebensqualität und Chan-
cengerechtigkeit herstellt. 

Deutschland werde seine Potenziale 
nur dann nutzen können, so der Bericht, 
wenn die Nachhaltigkeitsziele stärker in 
die Politikgestaltung Eingang finden. Sol-
len die in der Nachhaltigkeitsstrategie für 
2020 gesetzten Ziele erreicht und die weit 
umfassenderen Veränderungen bis 2050 
vorbereitet werden, müsse die Koordina-
tion verlässlicher, schlüssiger und kohä-

renter werden. Der genaue Blick enthüllt 
nämlich ein schwaches Zusammenspiel 
zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den, zwischen den Bundesministerien 
sowie zwischen dem öffentlichen und dem 
privaten Sektor. Unter Einbeziehung von 
Nichtregierungsorganisationen sollen Po-
litik und Wirtschaft deshalb branchenspe-
zifische Leitplanken entwickeln, die es den 
einzelnen Wirtschaftssektoren erlauben, 
Klimaziele zu erreichen und ein transpa-
rentes Kontroll- und Berichtswesen zu eta-
blieren. Solche Leitplanken können nach 
Ansicht der ExpertInnen Innovationen 
für Nachhaltigkeit deutlich beschleunigen. 
Dazu bedürfe es einer großen Vision, eines 
„Grand Design 2050“ als Grundlage einer 
jeden Nachhaltigkeitspolitik. 

Mit Grand Design 2050 
in die kohlenstoffarme Gesellschaft

Die Zeit drängt. Neuere Erkenntnisse deu-
ten darauf hin, dass der globale Tempera-
turanstieg kaum unterhalb der Zwei-Grad-
Schwelle zu halten sein wird. Die Techno-
logieentwicklung spielt eine entscheidende 
Rolle bei der Umgestaltung der deutschen 
Wirtschaft. Wie aber werden wir in einer 
CO2-armen Gesellschaft leben? Wie wer-
den Energieprobleme gelöst und Trans-
portfragen beantwortet sein? Welches wer-
den die Schlüsselsektoren der deutschen 
Wirtschaft sein? 

Das von den ExpertInnen geforderte 
Grand Design muss die Entwicklungs-
richtung zu einer kohlenstoffarmen Gesell-
schaft vorgeben. Es zeichnet nicht Wege 
vor, setzt aber ehrgeizige Ziele. Nur so sind 
Wettbewerbsvorteile durch eine Spitzen-
position in der Entwicklung neuer umwelt-
freundlicher Technologien und Dienstleis-
tungen zu erreichen. Um die besten Lö-
sungen zu finden, bedarf es der Planung 
und Konzeption von Innovationen bei 
gleichzeitiger Wahrung eines ausreichen-
den Spielraums für Forschung und Wis-
senschaft im privaten wie im öffentlichen 
Sektor. Das Grand Design 2050 umfasst die 
Erschließung neuer Märkte ebenso wie die 
Entwicklung neuer Arbeitsplätze und den 
Aufbau des erforderlichen Wissens und 
der notwendigen Kapazitäten. 

Mehr Einfluss für Abgeordnete und 
den Nachhaltigkeitsrat

Die internationale Expertengruppe gibt 
in ihrem Bericht Empfehlungen für ein 
integriertes und durchschlagendes Regie-
rungshandeln. Sie plädiert für konkrete 
Veränderungen bei der Bundesregierung 
als dem politischen Träger der Nachhal-
tigkeitsstrategie, für die Stärkung der Ein-
flussmöglichkeiten des Bundestages und 
die Erweiterung von Aufgaben, Funktion 
und Wirksamkeit des Rates für Nachhal-
tige Entwicklung. 

Als Ergänzung des Fortschrittberichts 
zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
empfehlen die ExpertInnen einen „Ak-
tionsplan Nachhaltigkeit“. Die regelmäßi-
ge Berichterstattung durch die Bundesre-
gierung soll die Entwicklungstrends an den 
Zielen der Nachhaltigkeitsstrategie messen 
und so das Regierungshandeln überprüf-
bar machen. Mit einem Aktionsplan Nach-
haltigkeit könnten neue Partnerschaften 
für nachhaltige Investitionen, nachhaltige 
Produktion und nachhaltigen Konsum 
entwickelt und Nachhaltigkeit als wesent-
licher Bestandteil des Außenhandels und 
der Entwicklungszusammenarbeit veran-
kert werden. Die ExpertInnen sehen auch 
die einzelnen Ministerien in der Pflicht, 
eigene Pläne als Teil eines übergeordneten 
Aktionsplans zu entwickeln. 

„We know you can do it”, attestieren 
die ExpertInnen in ihrem Bericht. Nun ist 
der Ball wieder bei der Bundesregierung.

Anmerkungen

(1) Stigson, B. u. a. (2009): Peer Review der deutschen Nach-XX

haltigkeitspolitik. www.kurzlink.de/peer-review-2009

Die Psychologin und Agraringenieurin Dorothee Braun 
befasst sich als wissenschaftliche Referentin in der 

Geschäftsstelle des Rates für Nachhaltige Entwicklung 
mit internationaler Zusammenarbeit, Bildung und 

Biodiversität.

Kontakt:  
Tel. +49 (0)30 / 408190‑124,  

E-Mail: dorothee.braun@
nachhaltigkeitsrat.de,  

www.nachhaltigkeitsrat.de
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Abfall, Chemie & Emissionen

Abfallstatistik

453 Kilo Müll pro Person
Im Jahr 2008 haben die Deutschen 37,2 ��

Millionen Tonnen Hausmüll produziert. 
Das entspricht einer Pro-Kopf-Menge 
von 453 Kilogramm, meldete das Bundes-
amt für Statistik im Februar. Die Menge 
setzt sich im Durchschnitt zusammen aus 
202  Kilogramm Haus- und Sperrmüll, 
143 Kilogramm Wertstoffen und 107 Ki-
logramm Bioabfällen. Getrennt gesammelt 
wurde mehr als die Hälfte der Abfälle – 
20,7 Millionen Tonnen, wovon 57 Pro-
zent Wertstoffe und 42 Prozent Biomüll 
waren.

Im Vergleich zum Vorjahr blieb die Ge-
samtmenge nahezu gleich. Auch die Ge-
trenntsammlung von Biomüll stagnierte, 
doch die Wertstoffsammlung nahm um 
etwa 300.000 Tonnen ab. Der nicht ge-
trennte Haus- und Sperrmüll – 45 Prozent 
aller Abfälle – nahm dagegen etwas zu.	[jg]

Statistisches Bundesamt, Diana Eyer, Wiesbaden, XX

Tel. +49 (0)611 / 758184, E-Mail:  
umwelt@destatis.de, www.destatis.de

Verpackungspolitik

Pfusch beim Pfand
Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat ��

Getränkeherstellern Tricksereien vorge-
worfen. Nach Angaben der Umweltor-
ganisation umgehen Hersteller teilweise 
die Bestimmungen der Verpackungsver-
ordnung, um ihre Produkte pfandfrei ver-
kaufen zu können. So verkaufe Coca-Cola 
Dosen ohne das in Deutschland vorge-
schriebene Logo für Einwegpfand. Andere 
Limonadenhersteller vertrieben ein Mol-
kenmischerzeugnis in Dosen ohne Kenn-
zeichnung und ohne Pfandpflicht, da sie 
für Molkegetränke laut Verordnung kein 
Pfand nehmen müssen – allerdings enthält 
das Getränk nach Analysen der DUH gar 
keine Molke.

Auch Getränkekartons bestehen laut DUH 
immer mehr aus Kunststoff und Alumi-
nium und immer weniger aus Zellstoff. Die 
realen Recyclingquoten lägen bei 35 Pro-
zent und nicht wie von der Industrie be-
hauptet bei 64 Prozent. Im vergangenen 
Jahr seien aufgrund fehlender Verwer-
tungskapazitäten und schlechter Lagerung 
zudem erhebliche Mengen angefallener 
Verpackungsabfälle verbrannt worden. 
Einwegverpackungen müssten mit einer 
Lenkungsabgabe von mindestens 20 Cent 
dauerhaft belastet werden, forderte die Or-
ganisation. Die DUH verlangte außerdem 
eine Mindestsammelquote sowie eine spe-
zifische Verwertungsquote mit konkreten 
Qualitätsstandards. 		  [jg] 

DUH, Kreislaufwirtschaftsexpertin Maria Elander, XX

Berlin, Tel. +49 (0)30 / 2400867-41, E-Mail: 
elander@duh.de, www.duh.de (Themen – Abfall)

Klimaschutz

Ausstieg aus Deponierung 
spart viel CO2 ein

Knapp 18 Millionen Tonnen an CO�� 2-
Äquivalenten spart die Abfallwirtschaft bei 
Siedlungsabfällen und Altholz in Deutsch-
land jährlich ein. Das ist das Ergebnis einer 
Studie des Öko-Instituts und des Instituts 
für Energie- und Umweltforschung (Ifeu). 
Die Menge entspricht den Treibhausgas-
emissionen von 7,7 Millionen Autos. Wür-
den mehr Recycling, eine bessere stoffliche 
Verwertung der Abfälle und eine effizien-
tere Technik in den Behandlungsanlagen 
eingeführt, könnten die klimaschädlichen 
Gase in der deutschen Abfallwirtschaft bis 
2020 um rund zehn Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente jährlich weiter reduziert 
werden, schreiben die Autoren der Studie. 
In der EU ist die immer noch weitverbrei-
tete Deponierung von Abfällen für den 
Ausstoß von bis zu 110 Millionen Tonnen 
an CO2-Äquivalenten jährlich verantwort-
lich. 

Im Rahmen der Studie wurde auch die 
Abfallwirtschaft in der Türkei, Tunesien 
und Mexiko untersucht, wo es erhebliche 

Potenziale gebe. Wichtigstes Fazit für alle 
Länder: Den entscheidenden Beitrag zum 
Klimaschutz leistet der Ausstieg aus der 
Deponierung. 	 [jg]

Studie (PDF, 138 S., 680 kB):  XX

www.oeko.de/oekodoc/968/2010-001-de.pdf

EU-Abfallpolitik I

Behörde gegen Müllsünder?
Rund ein Fünftel der Abfalltransporte ��

in der EU sind illegal und zahlreiche Müll-
deponien entsprechen nicht den Normen. 
Um gegen diese Zustände vorzugehen, 
hat die Europäische Kommission vorge-
schlagen, eine eigene EU-Agentur für den 
Abfallbereich ins Leben zu rufen. Eine 
entsprechende Studie veröffentlichte die 
Kommission Anfang Februar. Die Agentur 
soll dem Grundproblem einer schlechten 
Anwendung und Durchsetzung des euro-
päischen Abfallrechts begegnen. 

Die neue Einrichtung soll eine Reihe 
von Kontrollaufgaben wahrnehmen, etwa 
die Überprüfung der Durchsetzungssys-
teme in den Mitgliedstaaten sowie direkte 
Inspektionen von Anlagen bei gravieren-
den Verstößen. Ein Netzwerk in den Mit-
gliedstaaten soll die Agentur unterstützen. 
Noch in diesem Jahr soll eine gründliche 
Kosten-Nutzen-Analyse vorliegen, 2011 
könnten dann weitere Schritte vorgeschla-
gen werden, so die EU-Kommission. 

Das Problem der mangelnden Um-
setzung des EU-Abfallrechts hat sich 
laut Kommission in den letzten Jahren 
mit dem zunehmenden Abfallaufkom-
men verschärft. Jährlich fallen in der EU 
etwa 2,6 Milliarden Tonnen Abfälle an, 
von denen etwa 90 Millionen Tonnen als 
gefährliche Abfälle gelten. Die EU-Kom-
mission hat berechnet, dass die tatsächli-
che Anwendung aller EU-Vorschriften im 
Abfallbereich neben den anderen positiven 
Umwelteffekten jährlich knapp 200 Millio-
nen Tonnen CO2-Äquivalente einsparen 
könnte. 	 [jg]

EU-Kommission, Informationen zur Abfallpolitik: XX

www.ec.europa.eu/environment/waste

Abfall, Chemie & Emissionen 
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EU-Abfallpolitik II

Leitfaden für Kampagnen
Das Europäische Umweltbüro hat einen ��

Leitfaden erarbeitet, der Umweltverbänden 
in der EU helfen soll, die Umsetzung der 
Abfallrahmenrichtlinie in ihren Ländern 
kritisch zu begleiten. Neben Hintergrund-
informationen und Zeitplänen finden sich 
Abschnitte zu einzelnen Abfallthemen wie 
Müllverbrennung, Biomüll oder Definiti-
onen von Abfall. Fallstudien und Litera-
turangaben runden die 64-seitige englisch-
sprachige Broschüre ab. 	 [jg]

www.eeb.org (Library – Waste – January 4, 2010) XX

Chemikalienpolitik

Lasche Grenzwerte für Gifte 
in Produkten

Eine vom Nordischen Rat in Auftrag ��
gegebene Studie kommt zu dem Ergebnis, 
dass die in der EU-Chemikalienverord-
nung REACH festgelegte 0,1-Prozent-
Grenze für besonders besorgniserregende 
Stoffe nicht in jedem Fall ausreicht, um 
vor größeren Mengen giftiger Substanzen 
in importierten Produkten zu schützen. 
Wenn ein Produkt mehr als den in Arti-
kel  33 der REACH-Verordnung festge-
legten Wert von 0,1 Prozent Anteil eines 
besonders besorgniserregenden Stoffes 
enthält, muss dieses vom Hersteller ange-
zeigt werden. Bei komplexeren Produkten 
wie Spielzeugen, Schuhen, Computern, 
Möbeln oder Werkzeugen können Einzel-
teile giftige Stoffe enthalten – werden die 
0,1 Prozent aber auf das Gesamtgewicht 
bezogen, kann rein rechnerisch die Grenze 
relativ problemlos unterschritten werden. 
Doch die Produkte könnten dann weniger 
harmlos sein als angenommen. 

Der Nordische Rat, der sich aus Parla-
mentsabgeordneten der skandinavischen 
Staaten zusammensetzt, hatte schon frü-
her Grenzwerte für einzelne Bauteile oder 
für enthaltene Materialien gefordert. In 
der Studie wurde nun nachgewiesen, dass 
größere Mengen giftiger Substanzen ohne 

Informationspflicht eingeführt werden 
können, wenn sich die Grenzwerte auf das 
Gesamtgewicht beziehen. Beispielsweise 
können so jährlich rund 900 Tonnen eines 
bestimmten Giftstoffes in importierten 
Schuhen ihren Weg zu den Verbrauche-
rInnen finden, ohne dass dies angegeben 
werden muss. 

Ausgeführt wurde die Studie von dem 
Hamburger Institut Ökopol und dem Öko-
Institut. 	 [jg]

Studie (engl., 115 S.):  XX

www.kurzlink.de/svhc-studie2010

Schwermetalle

EU erwägt Kadmiumverbote 
Die EU-Kommission erwägt die Be-��

schränkung der Nutzung von Kadmium. 
Sie reagiert damit auf die Veröffentlichung 
einer Studie zu den Auswirkungen von 
Restriktionen bei der Verwendung dieses 
Metalls. Der Bericht skizziert die sozio
ökonomischen Auswirkungen verschie-
dener politischer Optionen und plädiert 
für ein Verbot von Kadmium in Legie-
rungen zum Löten und bei Schmuck. Die 
Beschränkungen bei PVC dürften jedoch 
gelockert werden. 	 [bv]

Studie: (PDF, 564 S., 2,7 MB):  XX

www.kurzlink.de/cadmium-restriction

Nanomaterialien

EU-Forscher veröffentlichen 
Risikobewertung

Das Joint Research Centre (JRC), die ��
Forschungseinrichtung der EU-Kommis-
sion, hat eine wissenschaftliche Bewertung 
der Auswirkungen von Nanopartikeln auf 
Gesundheit und Umweltsicherheit veröf-
fentlicht. Die Publikation stellt außerdem 
den derzeitigen Stand der Forschung dar 
und soll Wissenslücken aufzeigen. 

Der Bericht zeigt Möglichkeiten für 
behördliche Risikobewertungen für viele 

Nanomaterialien und kommende For-
schungsfelder. Zudem gibt er Empfehlun-
gen für die Entwicklung eines geeigneten 
Rechtsrahmens zur Eindämmung des 
Risikos von Nanopartikeln. Die Risiko-
bewertung ist der Abschlussbericht des 
Projekts Engineered Nanoparticles – Re-
view of Health and Environmental Safety 
(ENRHES), das aus Mitteln des siebten 
Forschungsrahmenprogramms der EU 
finanziert wurde. 	 [bv]

www.nmi.jrc.ec.europa.eu/project/ENRHES.htmXX

Luftqualität

Städter husten weiter
Das Umweltbundesamt (UBA) hat die ��

Luftqualitätswerte des Jahres 2009 aus-
gewertet. Die Feinstaubkonzentrationen 
(PM10) überschritten erneut die bereits 
seit 2005 geltenden Grenzwerte. An 23 der 
insgesamt 408 Messstationen seien an 
mehr als 35 Tagen PM10-Konzentrationen 
über 50 Mikrogramm je Kubikmeter Luft  
(µg/m) aufgetreten, so das UBA. Be-
sonders dramatisch war die Situation in 
Stuttgart, wo der Grenzwert an mehr als 
hundert Tagen überschritten wurde. 

Seit Anfang Januar gilt EU-weit ein 
neuer Grenzwert für Stickstoffdioxidkon-
zentration (NO2) von 40 µg/m. Hätte 
dieser schon 2009 gegolten, hätten mehr 
als die Hälfte der städtischen verkehrsna-
hen Luftmessstationen Überschreitungen 
melden müssen. Es sei zu befürchten, dass 
der neue Grenzwert an vielen Orten nicht 
eingehalten werde, sagte UBA-Präsident 
Jochen Flasbarth.

Auch in den USA gelten neue Luft-
qualitätsstandards für Stickstoffoxide, die 
teils strenger, teils schwächer als die EU-
Vorgaben sind. 

Die Berliner Senatsumweltverwaltung 
hatte im Januar mitgeteilt, dass die Stick-
stoffoxidbelastung seit Einführung der 
dortigen, bundesweit größten Umweltzo-
ne um zehn Prozent gesunken ist (umwelt 
aktuell 02.2010, S. 25). 	 [jg]

www.uba.de (Presse – 002/2010)XX
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Unsere gesamte moderne Zivilisation ist kunststoffabhängig. Im Meer gibt es heute sechsmal mehr Plastik als Plankton, in 
Plastikflaschen stecken giftige Chemikalien. Der österreichische Filmemacher Werner Boote ist in seinem Film „Plastic Planet“ 
Konzernen auf die Füße getreten, hat jede Menge unerfreulicher Fakten recherchiert und dann sein eigenes Leben verändert.

„Mittlerweile bin ich zu so einer Art Plastik-Ombudsmann geworden“

umwelt aktuell: Herr Boote, was hat Sie bei den 
Dreharbeiten am meisten beeindruckt? 
Werner Boote: Das, was ich im Film Plastic Planet 
zeige, ist seit Jahren bekannt, aber leider hat bisher 
noch kaum jemand etwas dagegen unternommen. 
Auf den Plastikmüllteppich im Pazifik hat Captain 
Charles Moore von der Algalita Marine Research 
Foundation 1999 aufmerksam gemacht. Dass giftige 
Substanzen aus Kunststoffen austreten können, dar-
über haben schon 1992 erste wissenschaftliche Stu-
dien berichtet. Jeder von uns hat schon mal einen von 
Plastik verdreckten Strand gesehen. Jeder hat schon 
mal gehört, dass Kunststoffprodukte gesundheits-
schädigend sein können. Trotzdem kaufen wir – ohne 
nachzufragen – alles ein, was uns angeboten wird. 
Ich muss gestehen, die Dramatik der Situation habe 
ich anfangs auch unterschätzt. Bis ich zum ersten 
Mal ein Plastikprodukt chemisch-analytisch testen 
ließ und das Ergebnis erhielt. Es war ein aufblasbarer 
Plastikglobus, den man in vielen Geschäften kaufen 
kann. Dieser harmlos aussehende bunte Ball enthielt 
viele Schadstoffe und auch sehr viele mehr, als zu-
gelassen waren. Schlagartig wurde mir klar, dass es 
Kunststoffprodukte um uns herum gibt, die eine di-
rekte Bedrohung für unsere Gesundheit darstellen.

Wie viel Ärger haben Ihnen die großen Konzerne 
gemacht, die im Film auftauchen? 
Als der Kunststoffindustrie klar wurde, dass ich mich 
nicht so leicht abspeisen lasse, sondern sehr genau 
nachfrage, wollte man nicht mehr mit mir sprechen. 
Anstatt sich an einen Tisch zu setzen und eine Lösung 
für die Problematik zu suchen, erstellte Plastics Eu-
rope, die Dachorganisation der Europäischen Kunst-
stofferzeuger, ein 14-seitiges Dossier für ihre Mit-
glieder, in dem geschrieben stand, wie man mit mir 
und meinem Film umgehen beziehungsweise nicht 
umgehen soll. Viel bezeichnender fand ich jedoch die 
Reaktionen der Konzerne auf jene Tests, die wir zum 
Beispiel von den Babyschnullern machen ließen. Als 
deutlich war, dass die Babyprodukte mit gefährlichen 
Substanzen versehen waren, wurden sie keinesfalls 
sofort aus dem Markt genommen, sondern man be-
gann, unsere Tests anzufechten, um Zeit zu gewinnen 
und die Produkte weiterhin verkaufen zu können. Erst 

durch die Hilfe der Tests vom deutschen BUND wurden 
die Produkte schließlich aus den Regalen entfernt.

In Österreich läuft Ihr Film schon länger. Wie hat 
das Publikum reagiert? 
Die Reaktionen waren überwältigend. Kurz nach 
dem Kinostart meldete sich Familie Krautwaschl aus 
der Steiermark bei mir und startete das Experiment, 
plastikfrei einzukaufen, was man im Internet unter 
www.keinheimfuerplastik.at nachlesen kann. Alle 
politischen Parteien Österreichs haben zusammen 
eine parlamentarische Anfrage angestrengt. Kon-
sumenten beschwerten sich in Supermärkten über 
die Plastikflut, Schulen realisieren nun Workshops 
zum Thema. Als Antwort auf die Tupperware-Parties 
werden nun erste Plastic-Planet-Parties organisiert, 
bei denen über die Gefahren von Kunststoffen erzählt 
wird und Alternativen zum Plastikwahnsinn aufge-
zeigt werden. Die Universität für Bodenkultur in Ös-
terreich hat – anlässlich jener biologisch abbaubaren 
Kunststofftüten, die wir für den Kinostart in Bioläden 
aufgelegt haben – herausgefunden, dass Lebensmit-
tel in biologisch abbaubaren Kunststofftüten länger 
frisch bleiben. In einem Wiener Supermarkt wurden 
Sticker auf Plastikprodukte geklebt, die vor Plastik 
warnen – wie ich es im Film gemacht habe. Plastik 
ist zu einem Thema geworden. Und das war mehr als 
notwendig. 

Umweltverbände kämpfen seit Jahren gegen Ab-
fallberge und Umweltgifte – mehr oder weniger 
erfolgreich. Was glauben Sie durch den Film er-
reichen zu können? 
Von Anfang an war mir wichtig, dass der Film unter-
haltend und humorvoll werden sollte. Es darf und 
soll gelacht werden. Der Zuschauer unternimmt mit 
mir auch eine Reise um den Plastikplaneten. Man 
bekommt also einiges zu sehen. Weil ich im Film zu 
Beginn sehr naiv an das Plastikproblem herangehe, 
kann sich selbst ein nicht sehr umweltbewusster 
Mensch mit mir identifizieren und mit mir gemein-
sam im Zuge des Films das Ausmaß der Katastrophe 
entdecken. Der Film ist auch deswegen aufrüttelnd, 
weil er all die Informationen, die ich zum Thema Plas-
tik gesammelt habe, auf 90 Minuten komprimiert. 

Als Ihr Team aus Indien wiederkam, wo Sie auf 
der Müllkippe drehten, wurden einige Mitarbei-
terInnen krank. Sie hatten mit zahlreichen Wid-
rigkeiten in der ganzen Welt zu tun, die Drehar-
beiten haben vier Jahre in Anspruch genommen. 
Wenn Sie den Film noch einmal drehen würden, 
was wäre heute anders? 
Nichts.

Hat sich Ihr eigenes Leben seit Ihren Recherchen 
über Plastik verändert?
Mein Privatleben hat sich durch all das, was ich durch 
die Interviews und Recherchen erfahren habe, verän-
dert. Im Studio hatte ich immer eine Plastikflasche 
neben mir stehen, die ich mit Leitungswasser nach-
füllte. Nachdem ich in einer Studie gelesen hatte, 
dass man Plastikflaschen maximal einmal verwen-
den sollte, weil sich stets mehr und mehr Giftstoffe 
im Wasser ansammeln, habe ich die Flasche ausge-
tauscht. Jetzt trinke ich immer aus Glasflaschen. Im 
Supermarkt rede ich mit den Leuten und mache sie 
auf Plastikverpackungen aufmerksam. Und in der 
chemischen Reinigung bekommt mein Anzug keine 
Plastikschutzhülle mehr. Ich lebe modern, also mit 
Plastikhandy, Plastikcomputer und Plastikfernse-
her, gemäß den drei R: reduce, re-use und recycle. 
Ich fühle die Verantwortung, all das Wissen, das ich 
während der zehnjährigen Auseinandersetzung mit 
Plastik angesammelt habe, zu teilen. Mittlerweile bin 
ich zu einer Art Plastik-Ombudsmann geworden.

[Interview: Juliane Grüning]

Der österreichische Filmregisseur und Autor 
Werner Boote hat bisher hauptsächlich Musik

fime gedreht. Nach insgesamt zehn Jahren 
Recherche hat der Wiener sich jetzt einem 

brisanten Umweltthema gewidmet.

Kontakt: 
E-Mail:  

info@wernerboote.com, 
www.plastic-planet.de,

www.plastic-planet.at
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Bundesimmissionsschutzgesetz

Deutschland will EU‑Richtlinie 
nur grob umsetzen

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat ��
die UmweltpolitikerInnen im Bundestag 
aufgefordert, die europäische Luftquali-
tätsrichtlinie (2008/50/EG) vollständig 
und rechtskonform umzusetzen. Der 
Verordnungsentwurf zur Umsetzung der 
Richtlinie aus dem Umweltministerium 
widerspreche dem EU-Recht und schwä-
che die Rechte von Bürgerinnen und Bür-
gern, die unter Feinstaub und Stickoxiden 
leiden. Die Luftqualitätsrichtlinie werde 
auf diese Weise abgeschwächt und EU-
Grenzwerte für Feinstaub, Stickstoffoxid 
und andere Schadstoffe aus dem Stra-
ßenverkehr würden so umgangen, dass 
keine Anstrengungen zur Luftverbesse-
rung nötig seien, vermutet die DUH. Sie 
forderte die Bundestagsabgeordneten auf, 
dem Verordnungsentwurf zum Bundesim-
missionsschutzgesetz nicht zuzustimmen 
und stattdessen die EU-Richtlinie formal 
korrekt und inhaltlich vollständig in deut-
sches Recht umzusetzen. 	 [bv]

DUH, Verkehrsexpertin Ulrike Bickel, Berlin, Tel. XX

+49 (0)30 / 2400867-72, E-Mail: bickel@duh.de, 
www.duh.de /verkehr_luftreinhaltung.html

Klima & Energie

Globale Klimaverhandlungen

Enttäuschende Zusagen 
55 Staaten haben bis Ende Januar beim ��

UN-Klimasekretariat ihre nationalen 
Emissionsreduktionsziele eingereicht – so 
wie es auf dem Klimagipfel in Kopenha-
gen im letzten Dezember vereinbart wor-
den war. Die Verpflichtungserklärungen 
wurden von allen Seiten mit Enttäuschung 
aufgenommen. Nach Ansicht von Klima-
experten ergäbe sich daraus in diesem 
Jahrhundert eine globale Temperaturer-
höhung von etwa 3,9 Grad. Wissenschaft-

ler gehen mittlerweile davon aus, dass 
lediglich 1,5 Prozent akzeptabel sind, um 
gefährliche Folgen zu vermeiden. Der Lei-
ter des UN-Klimasekretariats Yvo de Boer 
forderte größere Anstrengungen, um der 
Herausforderung zu begegnen.

Die Zusagen waren im Einzelnen wenig 
überraschend. Die USA wollen ihre Treib-
hausgasemissionen von 1990 bis 2020 um 
drei Prozent reduzieren, Russland um 20 
und Japan um 25 Prozent. China und Indi-
en versprechen ein relatives Ziel, nämlich 
die Emissionen pro Wirtschaftseinheit auf 
der Basis von 2005 um 45 beziehungsweise 
20 Prozent zu senken. 

Die Mitgliedstaaten der EU hatten sich 
nach längeren Diskussionen darauf geei-
nigt, ebenfalls bei ihren bekannten Zielen 
zu bleiben. Die EU will ihre Emissionen 
bis 2020 auf jeden Fall um 20 Prozent ge-
genüber 1990 reduzieren. Nur wenn an-
dere Industriestaaten „vergleichbare“ Ziele 
vorlegen, will die EU ihres auf 30 Prozent 
erhöhen. Einige Mitgliedstaaten wie Polen 
und Italien hatten in der Debatte vehement 
gefordert, sich in jedem Fall auf die 20 Pro-
zent zu beschränken. 	 [ms] 

UN-Klimasekretariat: www.unfccc.intXX

Weltklimarat

Fehler und Feme 
Die Kritik am Weltklimarat IPCC ��

wegen wissenschaftlicher Ungenauigkeiten 
reißt nicht ab. Nachdem Mitte Januar ein 
britischer Journalist aufgedeckt hatte, dass 
der IPCC in seinem letzten Fortschritts-
bericht mit falschen Zahlen über die Glet-
scherschmelze im Himalaja gearbeitet 
hatte, tauchen immer neue Vorwürfe auf. 

So seien die Landmasse in den Nieder-
landen, die unter dem Meeresspiegel liege, 
falsch dargestellt, die Zerstörung der Re-
gelwälder im Amazonas übertrieben oder 
die Verluste durch katastrophale Naturer-
eignisse fehlerhaft berechnet worden. 

Der IPCC-Vorsitzende Rajendra Pa
chauri hat zwar zugegeben, dass die Zahlen 
über die Gletscherschmelze im Himalaja 
schlecht recherchiert und falsch waren. Die 

anderen Vorwürfe seien aber ungerecht-
fertigt, konterte er in einer Stellungnahme. 
Man habe die Fälle sorgfältig nachrecher-
chiert und sehe keinen Grund, auch nur 
ein Wort des jüngsten Fortschrittsberichts 
zu revidieren. An den Grundaussagen über 
den menschengemachten Klimawandel 
würden die genannten Einzelfälle ohnehin 
nichts ändern. 	 [ms]

Weltklimarat (IPCC): www.ipcc.chXX

Alternativer Klimagipfel

Boliviens Präsident lädt ein
Der Präsident von Bolivien, Evo Mo-��

rales, will nach dem Scheitern des Klima-
gipfels in Kopenhagen eine alternative 
Konferenz veranstalten. Hierzu lädt er 
zivilgesellschaftliche Organisationen, Wis-
senschaftlerInnen sowie Regierungen, „die 
mit ihrer Bevölkerung zusammenarbeiten 
möchten“, ein. Im Mittelpunkt des Tref-
fens vom 20. bis 22. April in Cochabamba 
sollen die historische Schuld der Industrie-
staaten am Klimawandel und deren daraus 
erwachsende Verantwortung für die Ent-
wicklungsländer stehen. Morales sagte, die 
Konferenz sei eine Möglichkeit, die Vor-
herrschaft der Industriestaaten zu been-
den. Als Hauptziel bezeichnete es Morales, 
auf dem Gipfel einen Konsens zu erzielen, 
der die nächsten Klimaverhandlungen im 
Jahr 2011 in Mexiko weiterbringt. 	 [mv]

www.cmpcc.org/2010/01/08/afrufXX

Hintergrund: www.kurzlink.de/bolivienXX

Europäischer Emissionshandel

EU-Kommission will die Macht 
Die Europäische Kommission strebt ��

im Rahmen des Emissionshandelssystems 
eine europaweite Versteigerung der Zerti-
fikate an. Das berichtet der Informations-
dienst ENDS Daily. Bisher versteigert jedes 
Mitgliedsland seine Zertifikate in einem 
eigenen System. Das will die Kommission 
für die Phase ab 2013 ändern – gegen Wi-
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derstand aus Deutschland, Großbritannien 
und Polen. 

Die Regeln für die Versteigerung ab 
2013 werden demnächst im sogenannten 
Komitologieverfahren vereinbart. Diesen 
Prozess steuert zwar die Kommission, 
letztlich entscheiden aber Vertreter der 
Mitgliedstaaten. Das Europäische Parla-
ment hat allerdings ein Einspruchrecht.

Währenddessen konnte die Kommis-
sion in einem anderen Zusammenhang 
offenbar einen Erfolg verbuchen: Sie setz-
te – ebenfalls im Komitologieverfahren – 
durch, dass ein Teil der Einnahmen aus der 
Versteigerung der Emissionszertifikate für 
Projekte in den Bereichen CO2-Abschei-
dung und -Speicherung (CCS) sowie er-
neuerbare Energien zur Verfügung gestellt 
wird. Es handelt sich um etwa 300 Millio-
nen Zertifikate im derzeitigen Wert von 
etwa 4,5 Milliarden Euro. Wie viel davon 
für CCS und wie viel für Erneuerbare ge-
nutzt werden soll, blieb zunächst offen. 
Das EU-Parlament muss der Regelung 
noch zustimmen. 	 [ms] 

Straßenverkehr

Pkw-Klimabilanz verbessert 
sich nur langsam

Die durchschnittlichen CO�� 2-Emiss-
sionen von neuen Pkws sind 2008 in der 
EU um 3,3 Prozent auf 153,5 Gramm 
CO2 je Kilometer gesunken. Die von der 
EU-Kommission Mitte Januar veröffent-
lichten Daten decken sich mit denen, die 
der europäische Verband Transport and 
Environment (T&E) schon im letzten 
Jahr erhoben hatte. Nach der T&E-Studie 
lagen die deutschen Autohersteller bei den 
Kohlendioxidemissionen ihrer Flotten 
mit einem Wert von 163 Gramm CO2 pro 
Kilometer noch weit über dem europäi-
schen Durchschnitt. Daimler landete mit 
175 Gramm auf dem letzten Platz von 14 
ausgewerteten Herstellern in Europa. VW 
schaffte es mit 159 Gramm nur auf Platz 
zwölf, BMW kam mit 154 Gramm auf Platz 
neun. Am besten schnitten Fiat (Italien) 
und Peugeot-Citroën (Frankreich) mit 

jeweils 139  Gramm CO2 pro Kilometer 
sowie Renault mit 143 Gramm ab. 

Nach der 2008 verabschiedeten Richt-
linie zu CO2-Emissionen von Pkws gilt 
ab dem Jahr 2015 in der EU die schritt-
weise einzuführende Obergrenze von 
130 Gramm CO2 pro Kilometer. Herstel-
ler, die dagegen verstoßen, müssen Stra-
fen zahlen. Das Gesetz könnte in naher 
Zukunft allerdings verschärft werden. 
Entsprechende Erwägungen waren jeden-
falls von der neuen EU-Klimakommissarin 
Connie Hedegaard in ihrer Anhörung vor 
dem EU-Parlament zu hören. Die gelten-
den Vorschriften erschienen der frühe-
ren dänischen Umweltministerin als zu 
weich. 	 [mv]

Bericht der EU-Kommission:  XX

www.kurzlink.de/2009-713
Studie von T&E:  XX

www.transportenvironment.org/cars-and-co2

Schiffsverkehr

EU will Schiffe in 
Emissionshandel einbeziehen

Die Europäische Kommission erwägt, ��
den Schiffsverkehr ähnlich wie den Flug-
verkehr künftig in den EU-Emissionshan-
del einzubeziehen. Eine von der EU-Kom-
mission Ende Januar veröffentlichte Studie, 
die verschiedene politische Maßnahmen 
zur Reduzierung der Schiffsemissionen 
bewertet, enthält jedenfalls eine entspre-
chende Empfehlung. 

Nach Aussagen des Berichts sind Schif-
fe, die in europäischen Häfen ein- oder von 
dort auslaufen, für 31 Prozent der welt-
weiten Schiffsemissionen verantwortlich. 
Damit verursachen die Fahrten mehr als 
sechs Prozent der gesamten CO2-Emissio
nen der EU. 

Eigentlich wäre die Internationale 
Schifffahrtsorganisation IMO dafür zu-
ständig, ein globales Abkommen zur Redu-
zierung der CO2-Emissionen im Schiffsver-
kehr zu vereinbaren. Die EU-Kommission 
scheint aber wenig Vertrauen in die IMO 
zu haben. Sie verweist auf einen Passus in 

der europäischen Emissionshandelsricht-
linie, wonach die EU aktiv werden kann, 
wenn die IMO bis Dezember 2011 kein 
Abkommen zustande bringt. Da dieser 
Fall nach Einschätzung der Kommission 
voraussichtlich eintreffen wird, steht nun 
der Entwurf eines Alternativplans auf der 
Agenda. 	 [mv]

Studie der EU-Kommission:  XX

www.kurzlink.de/maritime-emissions

Kohlekraftwerke

Kohle auch in Stade am Ende 
Das französische Energieunternehmen ��

GDF Suez hat Anfang Februar bekannt 
gegeben, kein Kohlekraftwerk in Stade an 
der Unterelbe zu bauen. Sowohl in Nieder-
sachsen als auch in Schleswig-Holstein hat-
ten sich Bürgerinitiativen, unterstützt von 
der bundesweiten Klima-Allianz, gegen die 
Pläne für ein 800-Megawatt-Kraftwerk ge-
wehrt. „Ein weiteres Kohlekraftwerkspro-
jekt ist Geschichte. Damit konnten allein 
in den letzten zwölf Monaten sieben dieser 
Klimakiller verhindert werden“, sagte Elias 
Perabo von der Klima-Allianz. 24 Kraft-
werksprojekte stehen noch auf der Liste 
der Klimaschützer. 	 [mv]

Die Klima-Allianz, Elias Perabo, Tel. +49 (0)30 / XX

6781775-71, E-Mail: perabo@klima-allianz.de, 
www.die-klima-allianz.de

Biokraftstoffe

EU-Kommission hält 
Palmöl für nachhaltig

Nach Ansicht der EU-Kommission ent-��
sprechen Biokraftstoffe, die aus Palmöl ge-
wonnen werden, den Nachhaltigkeitskrite-
rien der EU. Biokraftstoffe aus tierischen 
und pflanzlichen Abfallprodukten könnten 
sogar als besonders positiv gewertet wer-
den. Das geht aus einem inoffiziellen Ent-
wurf der Kommission hervor, der Nach-
haltigkeitskriterien für Biokraftstoffe aus 
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unterschiedlichen Quellen definieren soll. 
Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie aus 
dem Jahr 2008 legt zwar fest, dass Biokraft-
stoffe in der EU nur unter Einhaltung be-
stimmter Nachhaltigkeitsregeln verwendet 
werden dürften. Kriterien wurden dafür 
aber nicht definiert.

Umweltorganisationen kritisierten den 
Entwurf der Kommission scharf. Friends 
of the Earth Europe (FoEE) sieht vor allem 
in der Akzeptanz von Ölpalmenplantagen 
eine Einladung zur Zerstörung von Re-
genwäldern. Die Produktion von Palmöl 
– bisher vor allem für die Nahrungsmittel- 
und die Chemieindustrie – ist nach UN-
Angaben heute schon die Hauptursache 
für die Vernichtung von Regenwäldern in 
Malaysia und Indonesien. Eine stärkere eu-
ropäische Nachfrage werde diese Situation 
noch verschlimmern, so FoEE. Die Orga-
nisation Transport & Environment warnte, 
dass auch die Bevorzugung von Abfällen 
bei der Bilanzierung der Biokraftstoffe fal-
sche Anreize setzen würde. Wahrscheinlich 
würden tierische Fette dann nicht mehr für 
Kosmetika eingesetzt, sondern zu Biokraft-
stoffen verarbeitet. Die Kosmetikindustrie 
würde dann stärker auf Palmöl zurückgrei-
fen, was die Zerstörung der Regenwälder 
abermals verstärken würde. 	 [ms]

FoEE: www.foeeurope.org (Agrofuels)XX

Erneuerbare Energien 

EU dürfte 20 Prozent schaffen
20 Mitgliedstaaten der EU haben ihre ��

Vorausschau für den Ausbau der erneu-
erbaren Energien bei der EU-Kommission 
eingereicht. Den Prognosen nach dürfte 
die EU ihr Ziel, im Jahr 2020 insgesamt 
20 Prozent der Energie aus erneuerbaren 
Quellen zu produzieren, problemlos errei-
chen. Die meisten Staaten halten ihr Teil-
ziel für realistisch, einige rechnen damit, 
deutlich darüber hinausgehen zu können. 
In der Erneuerbare-Energien-Richtlinie ist 
festgelegt, welchen Prozentsatz jeder Mit-
gliedstaat erreichen muss. Außerdem sind 
regelmäßige Schätzungen über den Verlauf 
des Ausbaus vorgeschrieben. 

Neben Dänemark, Schweden und 
Spanien zählt auch Deutschland zu den 
Ländern, die ihr nationales Ziel voraus-
sichtlich übertreffen werden. Anstelle der 
vorgeschriebenen 18 Prozent rechnet die 
Bundesregierung für das Jahr 2020 mit 
18,7 Prozent. Damit sei Deutschland nicht 
auf Unterstützung durch andere Länder 
angewiesen. Gleichzeitig begrüßt die deut-
sche Regierung aber die in der Richtlinie 
enthaltenen „flexiblen Kooperationsme-
chanismen“, die es ermöglichen, dass Mit-
gliedstaaten ihre Ziele nicht unbedingt aus 
eigener Kraft erreichen müssen. 

Der Bundesverband Erneuerbare Energien 
(BEE) kritisiert die Vorausschau der Bun-
desregierung als zu wenig ambitioniert. 
Nach eigenen Berechnungen, die das BEE 
in Form einer „Roadmap“ vorlegte, könnte 
Deutschland beim Ausbau der Erneuerba-
ren sehr viel schneller vorankommen. Die 
Bundesrepublik könne 2020 bereits bei 
28 Prozent liegen, „wenn die Politik jetzt 
die Weichen richtig stellt“, sagte BEE-Prä-
sident Dietmar Schütz. 		  [ms]

Einzelne Dokumente der Vorausschau:  XX

www.kurzlink.de/res-forecast2010
BEE, Berlin, Tel. +49 (0)30 / 2758170-0, Fax -20, XX

E-Mail: info@bee-ev.de, www.bee-ev.de

Solarenergie

Streit um Absenkung der 
Solarstromförderung

Die Bundesregierung will die Sätze der ��
Einspeisevergütung für Solarstrom deut-
lich kürzen. Nach den Vorstellungen von 
Bundesumweltminister Norbert Röttgen 
(CDU) soll – zusätzlich zu den bereits 
erfolgten Kürzungen zum Jahresbeginn – 
die Förderung ab dem 1. April nochmals 
um 15  Prozent sinken, für Anlagen auf 

Echte Risiken, falsche Versprechungen
Marode Atomlager, störungsanfällige Kernkraftwerke, AKW-Laufzeitverlängerungen 

durch die neue Bundesregierung, Lobpreisungen der Atomlobbyisten: Die Debatte um 

die Nutzung der Atomkraft ist aktueller denn je. Der Band »Mythen der Atomkraft« liefert 

das überfällige, atomkritische Know-how zur Debatte, zeigt Alternativen und entlarvt die 

Kernkraft als das, was sie ist: eine unverantwortliche und teure Risikotechnologie.

G. Rosenkranz

Mythen der Atomkraft
Wie uns die Energielobby hinters Licht führt

quergedacht Band 1
112 Seiten, 8,95 EUR, ISBN 978-3-86581-198-1

Erhältlich bei www.oekom.de, kontakt@oekom.de

Fax +49/(0)89/54 41 84-49quergedacht
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Ackerflächen sogar um 25 Prozent. Gegen 
Röttgens Pläne gab es allerdings massiven 
Widerstand, auch aus der eigenen Partei. 
Die letzten Meldungen kurz vor Redak-
tionsschluss deuteten darauf hin, dass die 
Kürzung erst im Juni kommt, dann aber 
16 Prozent betragen soll.

Hintergrund ist der Boom der So-
larenergie in den letzten Jahren, der zu 
einer deutlichen Absenkung der Kosten 
um 20 bis 25 Prozent geführt hat. Damit 
sei die derzeitige Höhe der Einspeisever-
gütung nicht mehr gerechtfertigt, sagte 
Röttgen. Durch die Kürzung würden die 
Verbraucher bis zu einer Milliarde Euro 
im Jahr sparen. 

Im Prinzip stimmen dem auch die In-
teressenverbände der Solarindustrie zu. 
Sie halten allerdings die geplanten 15 oder 
16 Prozent für deutlich zu hoch. Der Präsi-
dent des Bundesverbandes Solarwirtschaft 
(BSW) Günther Cramer warnte, Kürzun-
gen im zweistelligen Bereich würden Dut-
zende deutsche Solarunternehmen in die 
Insolvenz oder ins Ausland treiben. Fünf 
Prozent seien dagegen auch für den BSW 
akzeptabel. Auch von ostdeutschen CDU-
Politikern, in deren Ländern die deutsche 
Solarindustrie hauptsächlich produziert, 
kam Kritik. Röttgens Pläne gefährdeten 
zahlreiche der erst in den letzten Jahren 
geschaffenen Arbeitsplätze. 	 [ms]

Bundesumweltministerium: www.bmu.deXX

BSW: www.solarwirtschaft.deXX

Aktuelle Nachrichten zu diesem Thema:  XX

www.dnr.de/infoservice

Atomexporte

Bund bürgt für 
AKW‑Neubau in Brasilien

Die Bundesregierung hat dem Techno-��
logiekonzern Siemens sogenannte Hermes-
bürgschaften in Höhe von 1,3 Milliarden 
Euro für den Bau des Atomkraftwerkes 
Angra III in Brasilien zugesagt. Erstmals 
seit knapp zehn Jahren werden damit 
wieder staatliche Bürgschaften für den 
Export von Atomtechnologien vergeben. 

Sie waren unter der damaligen rot-grünen 
Bundesregierung gestoppt worden. 

Umweltgruppen hatten vor der Bürg-
schaft gewarnt: Angra III sei ein veralteter 
Reaktortyp und liege in einem Erdbeben-
gebiet (umwelt aktuell 02/2010, S. 15).  [ms]

www.urgewald.de (Kampagnen – Atomkraft)XX

Atomkraftwerke 

Laufzeitverlängerung 
verfassungswidrig?

Der Staat verletzt seine Schutzpflichten ��
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern, 
wenn er die AKW-Laufzeiten verlängert, 
ohne dass es eine Lösung für die Endla-
gerung des hoch radioaktiven Atom-
mülls gibt. Zu diesem Ergebnis kommt 
ein Rechtsgutachten, das die Deutsche 
Umwelthilfe (DUH) Ende Januar in Ber-
lin veröffentlicht hat. Danach stünde die 
Nutzung der Atomenergie in einem Wi-
derspruch zu den verfassungsrechtlichen 
Schutzpflichten des Staates, wenn die 2002 
mit dem Atomausstiegsgesetz festgelegte 
Mengenbegrenzung der Atommüllpro-
duktion aufgehoben wird – was bei einer 
Laufzeitverlängerung der Fall wäre. 

Nach Ansicht der DUH kann der Staat 
die Verletzung von Schutzpflichten auch 
nicht mit „überragenden Allgemeinwohl-
interessen“ wie dem Interesse an einer 
sicheren Stromversorgung rechtfertigen, 
da die erneuerbaren Energien Strom aus 
Atomkraftwerken in Zukunft ersetzen 
könnten und Deutschland in den vergan-
genen Jahren sogar Rekordstrommengen 
ins Ausland exportiert habe. 

Die staatlichen Schutzpflichten leiten 
sich aus den Grundrechten ab, beispiels-
weise dem Recht auf Leben, Gesundheit 
und Eigentum. Die verfassungsrechtliche 
Überprüfung einer gesetzlichen Verlänge-
rung der Laufzeiten könnte jede Landesre-
gierung oder ein Viertel der Bundestagsab-
geordneten in Karlsruhe beantragen. 	[mv]

DUH, Dr. Cornelia Ziehm, Berlin, Tel. +49 (0)30 / XX

2400867-0, E-Mail: ziehm@duh.de, www.duh.de

Atommüll

Neuer Castor, neuer Protest
Das Bundesamt für Strahlenschutz ��

(BfS) hat im Februar den neuen Castor-
behälter HAW28M für das Zwischenlager 
Gorleben genehmigt. Damit steht dem für 
Herbst geplanten Atommülltransport vom 
nordfranzösischen La Hague nach Gor-
leben nichts mehr im Weg – außer den 
Widerstandsaktionen vor Ort und an der 
Strecke. Die Bürgerinitiative (BI) Lüchow-
Dannenberg rechnet für dieses Jahr mit den 
massivsten Bürgerprotesten aller Zeiten. 
Die Mauscheleien bei der Standortfindung 
und der noch stärker strahlende Müll, für 
den die neuen Behälter entwickelt wurden, 
könnten viel mehr Menschen zu Aktionen 
bewegen, so die BI. Wissenschaftler haben 
nach einem Bericht des Magazins Spiegel 
außerdem Sicherheitsbedenken geäußert: 
Das Glas, das den Atommüll umschließt, 
könne bei Wasserkontakt bersten. 	 [mv]

www.bi-luechow-dannenberg.deXX
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Kennzeichnung

EU kürt neues Bio-Logo
Der Wettbewerb um das EU-Biosiegel ��

ist entschieden. Zwölf weiße Sterne in Form 
eines Blattes auf grünem Hintergrund wer-
den ab Juli zeigen, dass ein Produkt nach 
den EU-Kriterien für Bioware hergestellt 
wurde. Über die Entwürfe wurde in den 
letzten beiden Monaten im Internet abge-
stimmt. Fast zwei Drittel der rund 130.000 
Stimmen entfielen auf das „Euro-Blatt“ 
von Dušan Milenković, einem Studenten 
aus Düsseldorf. Für Importware ist das 
Logo allerdings freiwillig. Nationale, re-
gionale und private Siegel dürfen daneben 
weiterverwendet werden. 	 [mbu]

Das Logo: www.kurzlink.de/eu-bio-logoXX

EU-Regeln für Bioprodukte:  XX

www.kurzlink.de/eu-bioproduktregeln
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Herstellungsbedingungen

Transparenz mit Trackingcode
Weil viele VerbraucherInnen bei der ��

Fülle an Produkten, die es gibt, gern Be-
scheid über die Produktionsbedingungen 
wissen möchten, haben einige Unterneh-
men sogenannte Trackingcodes einge-
führt. Verbraucher können auf einer In-
ternetseite den Code eingeben und dann 
Details über die Herkunft des jeweiligen 
Produkts einsehen. Wie die Verbraucher-
Initiative berichtete, versuchen Anbieter 
damit, den globalen Handel transparenter 
zu machen und die Herkunft ihrer Produk-
te offenzulegen. 

Für die Kaufentscheidung spielt laut 
Verbraucher-Initiative eine Rolle, wie au-
thentisch Produkte durch eine offengelegte 
Entstehungsgeschichte wirken. Produkte 
überzeugten beispielsweise wegen einer 
besonderen Herstellungsweise (hand-
werklich, traditionell, regional) oder weil 
man wisse, von wem sie erzeugt wur-
den. Beispiele dafür seien fair gehandelte 
Waren mit Fairtrade-Code, der „Bio-mit-
Gesicht“-Code von Akteuren des ökolo-
gischen Landbaus, der „Made-By“-Code 
einer Reihe von Modeherstellern und das 
Followfish-Trackingsystem für Tiefkühl-
Biofisch. 	 [mbu]

www.oeko-fair.deXX

Verbraucher Initiative, Berlin, +49 (0)30 / XX

536073-3, Fax -45, E-Mail: mail@verbraucher.org, 
www.verbraucher.org

Landwirtschaft & Gentechnik

EU-Agrarpolitik

Fünf Milliarden mehr für die 
ländliche Entwicklung

Der Hauptteil der Mittel aus dem EU-��
Konjunkturprogramm für den ländlichen 
Raum soll mit 1,5 Milliarden Euro in den 
Erhalt der biologischen Vielfalt und die 
Wasserbewirtschaftung fließen. Das be-

schloss der Ausschuss für die Entwicklung 
des ländlichen Raumes Ende Januar. 

Insgesamt fünf Milliarden Euro zusätz-
lich will die EU für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes ausgeben. Damit sollen 
die Auswirkungen der Wirtschaftskrise, der 
Milchmarktkrise und des Klimawandels 
abgefedert werden. Eine Milliarde Euro 
steht für den Ausbau der Breitbandnetze 
im ländlichen Raum bereit, 700 Millionen 
Euro für Klimaschutzmaßnahmen und 
300 Millionen für die Förderung erneuer-
barer Energien. Für die Umstrukturierung 
des Milchsektors will die EU 700 Millionen 
Euro ausgeben. 

Die bisherige EU-Agrarkommissarin 
Mariann Fischer Boel betonte, angesichts 
der Wirtschaftslage und der Umweltsitu-
ation sei der Handlungsbedarf auf dem 
Lande ebenso groß wie in den Städten. 
Jetzt liege es an den Mitgliedstaaten und 
den Regionen, diese Mittel auch sinnvoll 
einzusetzen. 	 [mv, mbu]

Entwicklungsprogramm für den ländlichen Raum:  XX

www.ec.europa.eu/agriculture/rurdev/countries

EU-Agrarreform

Agrarförderung soll sich 
ökologisch orientieren

Der Sachverständigenrat für Umwelt-��
fragen (SRU) hat sich im Januar für eine 
grundlegende Neuausrichtung der euro-
päischen Agrarförderung ausgesprochen. 
Die derzeitige Förderung sei nicht mehr 
zeitgemäß, sagte Karin Holm-Müller vom 
SRU. Öffentliche Gelder dürften nur noch 
für öffentliche Ziele eingesetzt werden, vor 
allem für den Umwelt- und Naturschutz. 

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
der Europäischen Union steht derzeit auf 
dem Prüfstand. Anlass dafür ist auch die 
Diskussion um die Zukunft des EU-Haus-
halts für die neue Finanzperiode 2014 bis 
2020. Aus Sicht des SRU sind der Klima-
wandel und der Verlust der Artenvielfalt 
die zentralen Umweltprobleme des 21. 
Jahrhunderts. Die Landwirtschaft und die 
Agrarpolitik spielten dabei eine wichtige 
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Rolle. Die intensive Landwirtschaft sei 
hauptverantwortlich für den Biodiver-
sitätsverlust und verursache erhebliche 
klimaschädliche Emissionen von Lachgas 
und Methan.

Auch die Umwandlung von Grünland 
in Ackerland und die Trockenlegung von 
Mooren für die Agrarbewirtschaftung tra-
gen laut SRU zum Klimawandel bei. Die 
Landwirtschaft sei zudem die Hauptquelle 
der Überdüngung von Binnengewässern 
sowie der Nord- und Ostsee. Um dem 
entgegenzuwirken, müssten die Beiträge 
der Landwirte zum Natur-, Umwelt- und 
Klimaschutz gezielter honoriert werden. 

Der Sachverständigenrat schlägt vor, 
die bisherigen weitgehend einkommens-
politisch motivierten Zahlungen durch 
drei agrarpolitische Förderlinien zu erset-
zen. Dazu soll als Erstes eine ökologische 
Grundprämie gehören. Um sie zu erhalten, 
sollen Landwirte mindestens zehn Prozent 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche als 
„ökologische Vorrangflächen“ bereitstel-
len und Standards einhalten, die den guten 
landwirtschaftlichen und ökologischen 
Zustand ihrer Flächen sicherstellen. Zum 
Zweiten plädiert der SRU für den Ausbau 
der bisherigen Agrarumweltmaßnahmen 
und des Vertragsnaturschutzes, die geziel-
ter als bisher auf die neuen Herausforde-
rungen ausgerichtet sein müssten.

Drittens solle es schließlich eine Prämie 
zum Erhalt wertvoller Kulturlandschaften 
geben, die von Nutzungsaufgabe bedroht 
sind. Dadurch sollen vor allem noch vor-
handene extensive Produktionsweisen mit 
ihrem positiven Einfluss auf die Artenviel-
falt und die abiotischen Ressourcen geför-
dert und erhalten werden. 

Zum gleichen Thema erschien auch ein 
Bericht des Instituts für eine europäische 
Umweltpolitik (IEEP), der erstmals die öf-
fentlichen Güter, die Landwirte europaweit 
bereitstellen, in vollem Umfang zu ermit-
teln versucht. Die Studie ergab außerdem, 
dass die EU-BürgerInnen großen Wert auf 
diese öffentlichen Güter legen. 	 [mbu]

Stellungnahme des SRU (PDF, 30 S., 230 kB): XX

www.kurzlink.de/agrarfoerderung-sru
IEEP-Bericht: www.ec.europa.eu/agriculture/XX

analysis/external/public-goods

Pflanzenschutzmittel I

Pestizidzulassung künftig 
für mehrere EU-Staaten

70 Pflanzenschutzmittelexperten aus ��
den EU-Mitgliedstaaten haben sich Ende 
Januar beim Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) 
in Braunschweig getroffen, um über neue 
Leitlinien für die Pestizidzulassung zu be-
raten. Im Juni 2011 tritt das sogenannte 
zonale Zulassungsverfahren für Pflanzen-
schutzmittel in Kraft. Weiteres Thema war 
die künftige Zusammenarbeit der für die 
Genehmigung zuständigen Behörden. Die 
Fachleute vereinbarten, eine neue Daten-
bank aufzubauen, die den beteiligten Be-
hörden jederzeit Auskunft über den Stand 
der laufenden Verfahren gibt. 

Die Zulassung für Pflanzenschutzmittel 
wird in der EU von den Mitgliedstaaten 
erteilt, weil sich die landwirtschaftlichen 
Verhältnisse von Land zu Land erheblich 
unterscheiden. So gibt es in Skandinavien 
andere Pflanzen, andere Schädlinge und 
anderes Klima als am Mittelmeer. 

Mit der Begründung, dass doppelte Ar-
beit in den Zulassungsbehörden vermieden 
werden soll, wird mit der neuen EU-Pflan-
zenschutzmittelverordnung ab Juni 2011 
die zonale Zulassung eingeführt. Dazu ist 
die EU in die drei Zonen Norden, Mitte 
und Süden eingeteilt. Antragsteller können 
künftig Zulassungen gleich für mehrere 
Mitgliedstaaten einer Zone beantragen. 
Die Bewertung übernimmt ein Mitglied-
staat, die anderen erteilen anschließend 
auf Basis dieser Bewertung ebenfalls die 
Zulassung. 

Das Pestizid-Aktions-Netzwerk (PAN) 
kritisierte die neue Regelung. Sie werde zu 
einer Absenkung von Standards führen, 
erklärte die Umweltorganisation.

Für Deutschland legte das BVL inzwi-
schen den Jahresbericht zum Pflanzen-
schutzkontrollprogramm 2008 vor. [mbu]

BVL, Braunschweig, Tel. +49 (0) 531 / 21497-0, XX

www.bvl.bund.de/psmkontrollprogramm
PAN Germany, Hamburg, Tel. +49 (0)40 / XX

3991910-0, Fax -30, www.pan-germany.org 
(Info-Datenbank – Zulassung von Pestiziden)

Pflanzenschutzmittel II

Artenschwund durch Ackergift
Landwirte, die auf ihren Feldern gif-��

tige Pflanzenschutzmittel versprühen, 
verursachen damit einen deutlichen Ar-
tenschwund auf den Ackerböden und 
deren Umgebung. Das ergab eine Studie 
von Agrarwissenschaftlern der Universi-
tät Göttingen in acht west- und osteuro-
päischen Ländern. So lebten auf einem 
ökologisch bewirtschafteten Acker rund 
1.000 verschiedene Arten, auf einem mit 
Pestiziden behandelten nur noch etwa 
halb so viele, sagte der Agrarökologe Teja 
Tscharntke bei der Vorstellung der Studie 
im Februar in Göttingen. 

Für die Studie wurden 150 Weizenfel-
der in Deutschland, den Niederlanden, 
Schweden, Irland, Spanien, Polen, Estland 
und Frankreich untersucht. Laut Tscharnt-
ke befinden sich die Felder in unterschied-
lichen Regionen, Landschaften und Lagen, 
sind verschieden groß und wurden auf 
verschiedene Weise bewirtschaftet. Un-
tersucht werden sollte die Wirkung einzel-
ner solcher Faktoren auf die Vielfalt von 
Pflanzen und Tieren, vor allem Käfer und 
bodenbrütende Ackervögel.

Das Resultat sei eindeutig, sagte 
Tscharntke. Schuld am Rückgang der 
Tier- und Pflanzenvielfalt sind demnach 
vor allem Ackergifte wie Insektizide oder 
Fungizide, mit denen Insekten beziehungs-
weise Pilze bekämpft werden.

Der Ökolandbau, der Ackergifte ver-
meidet, wirkt sich laut der Studie dagegen 
positiv auf die Vielfalt der Pflanzen und 
Laufkäfer aus. Brutvögel profitierten aller-
dings wenig davon. Wie viele Säugetiere, 
Tagschmetterlinge oder Bienen lebten 
Vögel in größeren Landschaftsgebieten, 
sagte Tscharntke. So seien sie auch dann 
gefährdet, wenn in der Nachbarschaft öko-
logisch bewirtschafteter Felder Pestizide 
eingesetzt werden. „Wer Artenvielfalt will, 
muss auf Spritzmittel weitestgehend ver-
zichten“, betonte der Agrarforscher. 	[mbu]

Studie: www.kurzlink.de/studie-pestizide.pdfXX

Universität Göttingen, Agrarökologie, Prof. Dr. XX

Teja Tscharntke, Tel. +49 (0)551 / 399205,  
www.uni-goettingen.de/de/74726.html
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Gentechnik-Kennzeichnung

Ohne-Gentechnik-Siegel 
ausweiten?

Bundesverbraucherministerin Ilse Aig-��
ner (CSU) hat die Debatte um die Kenn-
zeichnung von Lebensmitteln, die ohne 
Gentechnik hergestellt wurden, wieder an-
gefacht. Nachdem sie ankündigt hatte, die 
Kennzeichnung in der EU voranzutreiben, 
übten der Deutsche Bauernverband und 
die Lebensmittelindustrie erneut scharfe 
Kritik am „Ohne-Gentechnik“-Label. 

Das Umweltinstitut München sprach 
sich dafür aus, die Kennzeichnung von 
gentechnikfreien Produkten auszuweiten. 
Der Skandal um genmanipulierte Baum-
wolle in Biotextilien habe die Frage nach 
gentechikfreier Kleidung aufgeworfen. Die 
derzeitige Gesetzgebung und Kontrolle 
beuge einem derartigen Betrugsskandal 
nicht ausreichend vor, so das Institut. 
Händler hatten indische Gentech-Baum-
wolle als Bioware deklariert. 

Auch die bestehende EU-Ökoverord-
nung regelt den textilen wie auch den 
gesamten Nichtlebensmittelbereich mit 
keinem Wort. Das Umweltinstitut fordert 
nun zunächst eine lückenlose Kennzeich-
nungen von genmanipulierten Inhaltsstof-
fen bei Textilien. 	 [mbu]

Bundesverbraucherministerium, Berlin, Tel. +49 XX

(0)1888 / 529-3173, Fax -3179, www.bmelv.de
Umweltinstitut München, Tel. +49 (0)89 / XX

307749-0, www.umweltinstitut.org

Gentechnik in Schutzgebieten

Aigner soll Artenschutz statt 
Agrogentechnik fördern

Der Naturschutzbund hat im UN-Jahr ��
der biologischen Vielfalt Bundeslandwirt-
schaftsministerin Ilse Aigner aufgefordert, 
sich den Artenschutz in der Landwirt-
schaft stärker auf die Fahnen zu schrei-
ben. Immer noch fehlten klare gesetzliche 
Regelungen zum Anbau von Genmais in 
Naturschutzgebieten, monierte der NABU. 

Solange die Risiken für Mensch und Natur 
ungeklärt seien, fordert der Verband ein 
generelles Anbauverbot von Genpflanzen 
in Naturschutzgebieten sowie mindestens 
1.000 Meter Abstand zu Schutzgebieten. 
Im vergangenen Jahr war der Anbau von 
Genmais in Deutschland verboten worden, 
über eine Zulassung für 2010 ist noch nicht 
entschieden. 

Laut NABU ist nach wie vor nicht aus-
reichend erforscht, wie sich ein großflächi-
ger Anbau von genmanipulierten Pflanzen 
auf die biologische Vielfalt auswirkt. An-
fang des Jahres veröffentlichte der Verband 
deshalb die Broschüre „Agrogentechnik 
und Naturschutz“. Sie fasst die bisherigen 
wissenschaftlichen Untersuchungen zum 
sogenannten Bt-Mais sowie die möglichen 
Folgen für Käfer, Schmetterlinge, Bienen 
und Wasserorganismen zusammen und 
zeigt die Forschungslücken auf. 

In Deutschland wird auf über zwei Mil-
lionen Hektar Mais angebaut. Vor allem 
wegen der Förderung der Bioenergie 
wächst die Anbaufläche. „Großflächiger 
Maisanbau erzeugt ökologische Wüsten“, 
sagte die NABU-Gentechnikexpertin Stef-
fi Ober. „Das ist schon jetzt eine Fehlent-
wicklung, die durch den Einsatz von Gen-
technik noch befördert wird.“ 	 [mbu]

NABU, Gentechnikreferentin Steffi Ober, Berlin, XX

Tel. +49 (0)30 / 284984-1612, Fax -2000, E-Mail: 
steffi.ober@nabu.de, www.nabu.de/gentechnik

Naturschutz & Biodiversität

Illegales Holz

Geschwächte Gesetzgebung
Der EU-Agrarministerrat hat Ende ��

Januar seine Position zur technischen 
Umsetzung der Verordnung zu illegalem 
Holz verabschiedet. Sie wird nun dem Eu-
ropäischen Parlament zur zweiten Lesung 
zugestellt. Die für Forstwirtschaft zustän-
digen AgrarministerInnen hatten sich im 
Dezember auf einen Verordnungsent-
wurf geeinigt, der die Sorgfaltspflicht für 

Gärten und Städte entstanden als Verteidi -
gungsorte des Menschen gegen die wilde
Natur. Mit deren Aneignung wandelten sich
auch die menschliche Natur und das gesell-
schaftliche Leben. 
Expert(inn)en verschiedener Fachrichtungen
zeich nen in diesem Buch ein facettenreiches
Bild vom Garten – von der Renaissance bis zur
Gegenwart, vom humanistischen Garten bis
heute: Bunt wie das Leben selbst und reich an
Erkenntnissen über das, was uns bewegt.

B. Reimers (Hrsg.)
Gärten und Politik
Vom Kultivieren der Erde
oekom verlag, München 2010, 
320 Seiten, 29,90 EUR, 
ISBN 978-3-86581-158-5

Nachhaltigkeit 

A–Z

K wie
Kultivieren

Erhältlich bei
www.oekom.de
kontakt@oekom.de
Fax +49/(0)89/54 41 84-49

D i e  g u t e n  S e i t e n  d e r  Z u k u n f t
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den Handel mit Holz einführen soll. Wer 
künftig in der EU mit Holz handelt, muss 
belegen, wer sein Lieferant ist, ob dieser 
eine Lizenz zum Holzfällen hat und welche 
Holzart vertrieben wird. So soll die Ver-
marktung von illegal geschlagenem Holz 
eingedämmt werden. Mehrere Mitglied-
staaten wollten aber lieber ein grundsätz-
liches Verbot. 

Im April 2009 hatte das EU-Parlament 
in erster Lesung den Verordnungsvor-
schlag der EU-Kommission verschärft. 
Der Ministerrat habe den relativ an-
spruchsvollen Verordnungsentwurf des 
EU-Parlaments bis zur Unwirksamkeit 
verwässert, kritisierte die Umweltorga-
nisation Pro Regenwald (umwelt aktuell 
02.2010, S. 18). 	 [bv]

Dokument: www.kurzlink.de/illegalholz-rat.pdfXX

Pro Regenwald, Martin Glöckle, München, XX

Tel. +49 (0)89 / 3598650, E-Mail:  
raubbau@wald.org, www.pro-regenwald.de

Biodiversität I

Artenschwund kaum präsent
Eine Ende 2009 veröffentlichte Studie ��

der EU hat die wesentlichen Gründe für 
den voranschreitenden Biodiversitätsver-
lust zusammengefasst. Analysiert werden 
zudem die politischen Bestrebungen, dem 
Verlust der Artenvielfalt entgegenzuwir-
ken, sowie politische, wirtschaftliche und 
soziale Faktoren. Darüber hinaus stellen 
die WissenschaftlerInnen politische Hand-
lungsoptionen vor, um den Druck auf be-
drohte Ökosysteme zu reduzieren. 

Als Hauptproblem nennt die Studie, 
dass den Entscheidungsträgern auf allen 
Ebenen kaum der soziale, ökonomische 
und ökologische Wert von Biodiversität 
bewusst sei. Deswegen spiele der Biodi-
versitätsschutz in ihren Überlegungen 
nur eine geringe Rolle. Die AutorInnen 
der Studie empfehlen eine internationale 
monetäre Bewertung von Ökosystemleis-
tungen und die effektive Umsetzung beste-
hender Richtlinien und Konzepte. 	 [bv]

www.kurzlink.de/studie-bidiverlust (PDF, 7,2 MB)XX

Biodiversität II

EU hat Ideen für neue 
Biodiversitätsziele

Die EU-Kommission hat für den Bio��
diversitätsschutz einen Rahmen für mögli-
che neue Ziele bis zum Jahr 2020 sowie eine 
langfristige Vision bis 2050 vorgeschlagen 
und Zeiträume zur Umsetzung der Ziele 
genannt. Laut einer im Januar veröffent-
lichen förmlichen Mitteilung sieht die 
Kommission vor allem in sechs Bereichen 
dringenden Handlungsbedarf: 

Umsetzungslücken beim europäischen XX

Schutzgebietsnetzwerk Natura 2000,
politische und gesetzliche Lücken vor XX

allem bei Böden und invasiven Arten, 
Wissenslücken und fehlende Daten auf XX

allen Ebenen,
Einbeziehung von Biodiversitätsbelan-XX

gen in andere politische Maßnahmen,
Finanzierung von Maßnahmen zum XX

Erhalt der biologischen Vielfalt und 
von Ökosystemdienstleistungen, 
Prüfung der Verteilungsgerechtigkeit XX

auf europäischer und globaler Ebene. 
Zur Verwirklichung des Ziels für 2020 sieht 
die Kommission vier Optionen mit unter-
schiedlichem Anspruchsniveau. Die vierte 
Option, die von den Umweltverbänden fa-
vorisiert wird, ist die ehrgeizigste: Eindäm-
mung des Verlustes an Biodiversität und 
Ökosystemdienstleistungen in der EU bis 
2020 und Wiederherstellung im Rahmen 
des Möglichen, außerdem Verbesserung 
des Beitrages der EU zur Vermeidung 
globaler Biodiversitätsverluste. 

Der Kommissionsvorschlag soll zur 
Annahme eines anspruchsvollen 2020-Bio-
diversitätsziels auf dem EU-Ratsgipfel im 
Juni führen, das die EU dann in die Ver-
handlungen zur UN-Biodiversitätskonven-
tion im Herbst in Japan einbringen will. 

Das Europäische Umweltbüro EEB hat 
im Januar eigene Visionen für den Biodi-
versitätsschutz nach 2010 veröffentlicht. 
Auf 20 Seiten macht das EEB Vorschläge 
für Aktionen und Entscheidungen der EU 
in diesem Jahr. 	 [bv]

www.kurzlink.de/KOM2010-4XX

www.kurzlink.de/eeb-post2010visionenXX

Biodiversität III

Umweltagentur hat Message
Die Europäische Umweltagentur (EEA) ��

veröffentlicht im Jahr der Biodiversität in 
jedem Monat bis zur zehnten Vertragsstaa-
tenkonferenz (COP 10) der UN-Biodiver-
sitätskonvention im Oktober in Japan eine 
„Botschaft“. Die erste Botschaft beschäf-
tigt sich mit Klimawandel und Biodiver-
sitätsverlust. Die EEA betont, dass diese 
beiden Bedrohungen wegen ihrer Wech-
selbeziehung als Einheit behandelt werden 
müssten. Die zweite Botschaft erklärt, wie 
Schutzgebiete den Biodiversitätsschutz un-
terstützen. Alle zehn Botschaften werden 
auf der Internetseite der EEA veröffent-
licht. 	 [bv]

www.eea.europa.eu/XX

publications/10-messages-for-2010

Biodiversität IV

Europäischer Auftakt zum 
Biodiversitätsjahr 

Delegierte aus 48 europäischen Län-��
dern haben im Januar auf einer Konferenz 
der spanischen EU-Ratspräsidentschaft zu 
Visionen und Zielen für die Biodiversität 
die sogenannten Cibeles-Prioritäten zum 
Biodiversitätsschutz verabschiedet. 

Das Papier enthält Prioritäten für po-
litische Aktivitäten wie die Einbeziehung 
der Biodiversitätsziele in die 2020-Stra-
tegie der EU, gesicherte Zahlungen für 
Ökosystemleistungen, die Integration von 
Biodiversitätsbelangen in alle Politikberei-
che sowie die vollständige Umsetzung der 
Vogelschutz- und der FFH-Richtlinie in 
der EU und die Vollendung des Natura-
2000-Netzwerks. Weitere genannte Punkte 
sind der Schutz der Meeresumwelt, Maß-
nahmen gegen Entwaldung, für den Schutz 
von Wäldern, Böden und Wasserressour-
cen sowie gegen invasive Arten, die Ein-
richtung von Schutzgebieten und ökolo-
gischen Netzwerken in Drittländern sowie 
die Etablierung des Europäischen Aktions-
plans zur Erreichung des 2020-Ziels.
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Die Konferenz war die Auftaktveranstal-
tung für das UN-Jahr der Biodiversität in 
Europa. In diesem Jahr stehen die kriti-
sche Analyse des verfehlten 2010-Biodi-
versitätsziels der EU sowie die Definition 
eines neuen Ziels für die Zeit danach auf 
dem Plan. Die Veranstaltung sollte dafür 
ebenso einen Beitrag leisten wie zur Um-
setzung des Programms der Konvention 
über die biologische Vielfalt (CBD) zu 
Schutzgebieten. Nach den Vorstellun-
gen der Konferenzteilnehmer sollen die 
Cibeles-Prioritäten am 15. März vom EU-
Umweltministerrat angenommen werden. 
Damit können sie auf dem Frühlingsgip-
fel der Staats- und Regierungschefs in die 
2020-Strategie der EU Eingang finden, die 
der Lissabon-Strategie nachfolgen soll. [bv]

www.kurzlink.de/cibeles-priorities (PDF, engl.)XX

www.kurzlink.de/konfer2010bidivisionXX

Biodiversität V

Trondheim-Konferenz
Während der sechsten Trondheim-��

Konferenz haben im Februar Regierungs-
vertreter, Delegierte der UN und Wissen-
schaftlerinnen aus mehr als 100 Ländern 
über das 2010-Biodiversitätsziel und die 

Lektionen aus dem bisherigen Scheitern 
der Biodiversitätspolitik debattiert. Ziel 
der Konferenz war es, in Kooperation 
mit der Wissenschaft neue Ziele für die 
Biodiversitätskonvention (CBD) zu ent-
wickeln, die in der zweiten Hälfte dieses 
Jahres verabschiedet werden sollen. Die 
Trondheim-Konferenz zu Biodiversität 
tagt seit 1993 in der norwegischen Stadt 
als Forum für den Dialog zwischen Wis-
senschaft und Politik. Sie wird vom Um-
weltministerium in Oslo gemeinsam mit 
dem UN-Umweltprogramm (UNEP) und 
dem CBD-Sekretariat organisiert. 	 [bv]

www.trondheimconference.orgXX

Biodiversität VI

Kommunen erklären sich
Vertreter aus mehr als 30 Kommunen ��

sowie des Deutschen Städtetages und des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes 
haben eine Deklaration für mehr Engage-
ment für die biologische Vielfalt in Städ-
ten und Gemeinden verabschiedet. Auf 
dem Dialogforum „Biologische Vielfalt 
in Kommunen“ Anfang Februar in Bonn 
erarbeiteten und unterzeichneten sie das 
Dokument. Mit der Erklärung wollen die 

teilnehmenden Städte und Gemeinden 
ihren Willen bekunden, sich weiter für 
die Biodiversität in den Kommunen zu 
engagieren. Das vom Bundesamt für Na-
turschutz (BfN) und der Deutschen Um-
welthilfe veranstaltete Forum ist Teil des 
Dialogprozesses zur Umsetzung der Na-
tionalen Strategie zur biologischen Vielfalt, 
die 2007 von der Bundesregierung verab-
schiedet wurde. 	 [bv]

BfN, Alice Kube, Leipzig, +49 (0)341 / 30977-36, XX

Fax -40, E-Mail: alice.kube@bfn.de, www.bfn.de

Invasive Arten

Zahl und Wirkung von 
Aliens unterschätzt

Invasive gebietsfremde Arten gehören ��
zu den drei größten Bedrohungen für das 
Leben auf der Erde. So lautet das Fazit 
einer neuen Studie des Global Invasive 
Species Programme (GISP). Die Publi-
kation zu den weltweiten Indikatoren der 
biologischen Invasion zeigt, dass in den 
57  untersuchten Ländern durchschnitt-
lich 50 nicht heimische Arten pro Land 
negative Auswirkungen auf die Arten-
vielfalt haben. Am stärksten betroffen ist 

Umfassende Informationen zur europäischen Umweltpolitik bietet 
die DNR EU-Koordination Berlin:
EU-Tagespolitik, Hintergründe, Stellungnahmen, Termine und Kon-
takte.

Bestellen Sie unsere Publikationen:
· EU-Newsletter
· Zeitschrift Umwelt aktuell
· Thematischer Infoservice
· Brüsseler 1x1

Mehr Informationen:
Tel.: 030 - 44 33 91-81
eMail: eu-info@dnr.de
oder im Internet:
www.eu-koordination.de

Mehr Informationen:
Tel. +49 (0)30 / 678177570
E-Mail: eu-info@dnr.de
oder im Internet:
www.eu-koordination.de

Umfassende Informationen zur europäischen Umweltpolitik bietet 
die EU-Koordination des Deutschen Naturschutzrings in Berlin:

EU-Tagespolitik, Hintergründe, Stellungnahmen, Termine und 
Kontakte.

Nutzen Sie unser Serviceangebot:

Newsletter zur EU-Umweltpolitik•	
Terminvorschau•	
Brüsseler 1×1: Wie funktioniert die EU?•	
Adressen von NGOs und ExpertInnen•	
Themenhefte •	
Factsheets•	
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Neuseeland mit 222 Arten. Das sind weit 
mehr Arten als bisher angenommen. Die 
Studie benennt die Auswirkungen auf die 
Biodiversität sowie mögliche politische Lö-
sungen. So sei etwa die Bedrohung der hei-
mischen Artenvielfalt in den vergangenen 
25 Jahren vor allem durch zunehmenden 
internationalen Handel gestiegen. Streng 
kontrollierte Handelsbeschränkungen 
könnten dieses Problem verringern. 	 [bv]

GISP-Studie (PDF, 14 S., 500 kB): www.gisp.org/XX

whatsnew/docs/McGeochetal2010.PDF

Wald

Kunstdünger und Autos 
halten Waldzustand stabil

Laut dem vom Bundeslandwirtschafts-��
ministerium Ende Januar veröffentlichten 
Waldzustandsbericht hat sich der Wald 
im vergangenen Jahr etwas erholt. 36 Pro-
zent der Bäume weisen keine sichtbaren 
Schäden an Blättern oder Nadeln auf, das 
sind fünf Prozent mehr als im letzten Jahr. 
Auch der Kronenzustand hat sich dem Be-
richt zufolge verbessert.

Entwarnung kann jedoch nicht gege-
ben werden. Die Belastung mit Stickoxi-
den und Ammoniak durch Landwirtschaft 
und Verkehr seien weiterhin viel zu hoch 
und förderten die weitere Versauerung der 
Walböden, stellt der Bericht fest. Auch der 
Klimawandel werde zu einer immer größe-
ren Bedrohung. Trockene, heiße Sommer 
machten besonders Buchen und Eichen zu 
schaffen, da sie zu extremer Fruchtbildung 
führten, die die Bäume schwäche.

Naturschutzverbände und die Grünen 
riefen die Bundesregierung auf, Schadstoff
einträge aus Landwirtschaft und Industrie 
zu reduzieren, da sonst der Wald dauer-
haft krank bleibe. Der Umweltverband 
BUND forderte eine ökologisch nachhal-
tige Forstwirtschaft, die stabile artenreiche 
Waldökosysteme vor das Gewinnstreben 
stellt. 	 [ans]

BUND, Naturschutzexpertin Nicola Uhde, Berlin, XX

Tel. +49 (0)30-27586-498, www.bund.net

Landschaft des Jahres

Nachhaltigkeit im Donaudelta
Die Naturfreunde-Internationale (NFI) ��

zeichnet seit 1989 ökologisch wertvolle 
grenzüberschreitende Regionen in Eu-
ropa als Landschaft des Jahres aus. Nun 
ist der Abschlussbericht „Landschaft des 
Jahres 2007–2009 – Donaudelta“ erschie-
nen. Ziel der Arbeit war es dort, zu einer 
nachhaltigen Entwicklung beizutragen und 
sowohl auf strategischer Ebene wie durch 
praktische Maßnahmen Impulse zu setzen. 
Der Bericht dokumentiert die Erfolge von 
vier Jahren Arbeit vor Ort in Kooperation 
mit den Naturfreunden Rumäniens und 
weiteren Partnern. Da nachhaltige Ent-
wicklung „work in progress“ sei, nennt 
der Abschlussbericht neben Ergebnissen 
auch Anknüpfungspunkte für eine mög-
liche Fortsetzung. 	 [bv]

Naturfreunde Internationale, Wien, Tel. +43 (0)1 XX

8923877, E-Mail: office@nf-int.org, www.nfi.at

Natura 2000

Austausch guter Praxis
Natura 2000 Good Practice Exchange ��

heißt eine neue Internetseite, die Organi-
sationen und Einzelpersonen dabei helfen 
will, ihre Tätigkeiten auf sozialem und 
ökonomischem Gebiet zur Unterstützung 
des europäischen Schutzgebietsnetzwerks 
Natura 2000 abzustimmen. Die Seite soll 
vor allem den Austausch von Informatio-
nen und erfolgreichen Methoden erleich-
tern. 

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
veröffentlichte außerdem im Januar die 
Broschüre „Natura 2000 – Kooperation 
von Naturschutz und Nutzern“. Sie stellt 
Pilotprojekte und abgestimmte Nutzungs-
konzepte in Natura-2000-Gebieten in den 
Bereichen Rohstoffabbau, militärische 
Übungsplätze, Bundeswasserstraßen und 
Grundwasserentnahme vor. 	 [bv]

www.natura2000exchange.euXX

BfN-Broschüre: Bezug: E-Mail: presse@bfn.de, XX

Download: www.bfn.de/0316_veroe.html

Kormorane

Vogel des Jahres 
schlägt hohe Wellen

Die Wahl des Kormorans zum Vogel ��
des Jahres 2010 hat in ganz Deutschland 
intensive Debatten ausgelöst. Gleich zu 
Beginn des neuen Jahres demonstrierten 
einige Fischer und Angler am Bodensee 
gegen den „Fischräuber“. In Mecklenburg-
Vorpommern kündigte der Minister für 
Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucher-
schutz, Till Backhaus, massive Eingriffe in 
neun von insgesamt 14 Kormorankolonien 
an. Unter anderem sollen Laserpointer die 
Vögel von ihren Nestern vertreiben. 

Nach jahrelangen Protesten von Fi-
schern und Anglern, die dem Kormoran die 
Bestandsdezimierung einzelner Fischarten 
sowie erhebliche wirtschaftliche Einbußen 
anlasten, bestehen in vielen Bundesländern 
sogenannte Kormoranverordnungen. Sie 
ermöglichen einen Abschuss der Vögel 
sowie Eingriffe in Schutzgebieten und an 
Brutstätten. Jedes Jahr werden mittlerweile 
rund 15.000 Tiere getötet. 

Der Deutsche Tierschutzbund kriti-
sierte tierschutzwidrige Vergrämungs-
maßnahmen und Abschüsse, zumal die 
Aktionen für eine Bestandsreduzierung 
nicht geeignet seien. Statt problematische 
Mittel wie Lasergewehre einzusetzen, 
sollten die Landesregierungen vorrangig 
passive, natur- und tierschutzgerechte 
Abwehrmaßnahmen anwenden. 

Tatsächlich ist der Einfluss der Vögel 
auf wirtschaftlich relevante Fischarten re-
gional sehr unterschiedlich und zum Bei-
spiel in großen Seen oder an Flüssen sogar 
zu vernachlässigen. An Binnengewässern 
führt meist eine verbesserte Gewässerrein-
haltung zu rückläufigen Erträgen, weil das 
Plankton, die Nahrungsgrundlage vieler 
Fischarten, dadurch abnimmt. Statt die 
Kormorane zu vertreiben, empfiehlt der 
Tierschutzbund, die Lebensräume bedroh-
ter Fischarten zu verbessern und Zuchtan-
lagen mit passiven Abwehrmaßnahmen zu 
schützen. 	 [bv]

Deutscher Tierschutzbund, Bonn, Tel. +49 (0)228 / XX

60496-0, Fax -41, www.tierschutzbund.de
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Ländlicher Raum

Ökowirtschaft schafft 
Arbeitsplätze auf dem Land

Ökologische Wirtschaftszweige bele-��
ben den ländlichen Raum und schaffen 
Arbeitsplätze. Das ist das Ergebnis einer 
vom Bundesumweltministerium in Auf-
trag gegebenen Studie der Beraterfirma 
PricewaterhouseCoopers (PwC). Hohes 
wirtschaftliches Potenzial haben laut der 
Untersuchung neben der ökologischen 
Land- und Forstwirtschaft und dem Tou-
rismus vor allem die Sektoren Energieer-
zeugung, Gesundheits- und Sozialwesen 
sowie der Bildungsmarkt. Eine gute Ver-
kehrsinfrastruktur und Mobilitätskonzepte 
würden die Entwicklung als „Katalysator“ 
positiv beeinflussen.

Insgesamt acht ausgewählte Bereiche 
wurden systematisch auf Marktanalyse, 
Entwicklungsprognose und innovative 
Ansätze hin untersucht. Interviews mit 
UnternehmerInnen, VertreterInnen aus 
Politik und Wissenschaft und aus Nicht-
regierungsorganisationen ergänzen die 
Studie.

Etwa 40 Prozent der Bevölkerung in 
Deutschland lebt außerhalb von Städten. 
Vier Fünftel der Landesfläche zählen zu 
ländlich geprägten Regionen. 	 [jg]

Studie: Ökologisch wirtschaften. Zukunftspers-XX

pektiven ländlicher Räume. www.bmu.de/45536

Wettbewerb 

Europa sucht die 
grüne Hauptstadt

17 Städte in elf EU-Mitgliedstaaten und ��
dem Beitrittskandidaten Island wollen den 
Titel „grüne Hauptstadt Europas“ erringen. 
In Deutschland hat sich die fränkische Me-
tropole Nürnberg um den Titel beworben, 
in Spanien beteiligen sich unter anderem 

die Hauptstädte Kataloniens und Andalu-
siens, Barcelona und Sevilla, am Wettbe-
werb. Auch das schottische Glasgow, das 
südschwedische Malmö, Toruń in Polen 
und Sloweniens Hauptstadt Ljubljana sind 
mit im Rennen. 

Der Titel wird vergeben für eine dauer-
haft gute Umweltbilanz, ehrgeizige Pläne 
für den Umweltschutz auch in der Zukunft 
sowie die Eignung als Vorbild für andere 
Städte.

Die Ausschreibungen für 2010 und 
2011 haben Stockholm und Hamburg ge-
wonnen. Die Kür der Gewinner für 2012 
und 2013 soll im Herbst in Stockholm 
stattfinden. 	 [jg]

www.europeangreencapital.euXX

Tierschutz & Ethik

Versuchstierrichtlinie

Ombudsmann prüft 
Lobbyismusvorwurf

Der Europäische Ombudsmann hat ��
eine Untersuchung darüber eingeleitet, ob 
sich die EU-Kommission bei der Erarbei-
tung der neuen Versuchstierrichtlinie von 
Lobbyisten beeinflussen ließ. Die Vereini-
gung der europäischen Tierversuchsgegner 
ECEAE wirft der Kommission vor, wissen-
schaftliche Erkenntnisse über Affenversu-
che in der Medizinforschung sowie über 
vorhandene Alternativmethoden in ihrem 
Entwurf nicht berücksichtigt zu haben. 

Eine 2008 von der Kommission be-
stellte Arbeitsgruppe des Wissenschaftli-
chen Ausschusses für Gesundheits- und 
Umweltrisiken SCHER sollte sich zu den 
Affenversuchen wie auch zu tierversuchs-
freien Alternativen äußern. Zuvor hatte 
sich das EU-Parlament gegen die Versu-
che und für Alternativen ausgesprochen. 
Die Arbeitsgruppe sei jedoch einseitig mit 
Tierversuchsbefürwortern besetzt worden, 
kritisierte ECEAE. Experten für Alternativ-
methoden seien dagegen außen vor geblie-

Erhältlich bei www.oekom.de
kontakt@oekom.de
Fax +49/(0)89/54 41 84-49

Vom 
Wert des 
Wartens

K. A. Geißler

Lob der Pause
Warum unproduktive Zeiten 
ein Gewinn sind

quergedacht Band 3
112 Seiten, 8,95 EUR 
ISBN 978-3-86581-200-1

Das Credo unseres Wirtschaftssystems 
»immer schneller, immer mehr« hat sich 
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ben. Eine entsprechende Beschwerde der 
Tierversuchsgegner nahm der Ombuds-
mann nun Ende Januar zur Prüfung an. Bis 
zum 30. April muss sich die Kommission 
zu den Vorwürfen äußern.

Die neue Richtlinie stellt laut ECEAE 
eine Weichenstellung für einen langen 
Zeitraum dar. In dem jetzigen Entwurf 
sehen Tierschutzverbände mehrere zentra-
le Forderungen nicht erfüllt, vor allem die 
nach einem Ausstiegsprogramm aus dem 
Tierversuch. Versuche an Menschenaffen 
sollen laut Entwurf ebenso erlaubt bleiben 
wie besonders schmerzhafte, mehrfache 
oder lang anhaltende Tierversuche. In der 
Kritik stehen auch die Bestimmungen zur 
Transparenz und zur Evaluation der Ver-
suche. 	 [mb]

ECEAE, London, Tel. +44 (0)20 / 76196965, XX

E‑Mail: info@eceae.org, www.de.eceae.org
Menschen für Tierrechte, Aachen, Tel. +49 XX

(0)5237 / 2319790, www.tierrechte.de

Umweltpolitik & Umweltrecht

EU-Kommission 

Barrosos zweites Team 
endlich im Amt

Im Februar hat das Europäische Par-��
lament dem Vorschlag von EU-Kom-
missionspräsident José Manuel Barroso 
für eine neue Europäische Kommission 
zugestimmt. Die Abgeordneten votierten 
mit den Stimmen der Konservativen, der 
Sozialdemokraten und der Liberalen und 
damit der deutlichen Mehrheit von 488 
Stimmen für die 26 Kandidaten (bei 137 
Gegenstimmen und 72 Enthaltungen). 
Barrosos zweites Team löst damit seine 
alte Mannschaft ab, die sich seit Oktober 
nur noch geschäftsführend im Amt befand. 
Nach bisherigen Planungen wird die Le-
gislaturperiode bis Ende Oktober 2014 
dauern.

Das Votum des Parlaments beendet 
ein monatelanges Ringen. Eigentlich 

hätte die neue Kommission bereits im 
Oktober ernannt werden sollen. Da aber 
der Lissabon-Vertrag, der als neue europä-
ische Rechtsgrundlage unbedingt genutzt 
werden sollte, erst zum 1. Dezember in 
Kraft trat, wurde der Prozess verschoben. 
Es folgte die Anhörung der designierten 
Kommissare im EU-Parlament, wobei es 
scharfe Kritik an einigen Kandidaten gab. 
Da die Abgeordneten drohten, Rumjana 
Schelewa aus Bulgarien durchfallen zu 
lassen, sah sich Barroso gezwungen, mit 
Kristalina Georgiewa eine neue Kandida-
tin zu benennen – was zu einer erneuten 
Verzögerung führte. 	 [ms]

www.ec.europa.euXX

DNR-Sonderheft zur neuen EU-Kommission: XX

www.eu-koordination.de (Publikationen)

Energie, Klima, Verkehr

Kommission ordnet sich neu
Wenige Tage nach der Bestätigung der ��

neuen EU-KommissarInnen durch das 
Europaparlament hat Kommissionspräsi-
dent José Manuel Barroso auch die Struk-
tur des Unterbaus umorganisiert. Für die 
Klimapolitik wird es eine eigene General-
direktion geben (GD CLIM). Bisher war 
das Thema in der Generaldirektion Um-
welt angesiedelt. Zudem teilt Barroso die 
bisherige Generaldirektion Energie und 
Verkehr (GD TREN) in eine GD ENER 
für Energie- und eine GD MOVE für Ver-
kehrspolitik auf.

Die Änderungen auf der Ebene der 
Kommissare werden damit auch in der 
Kommission strukturell nachvollzogen. 
Als neue Generaldirektoren leiten künftig 
Jos Delbeke die DG CLIM und Philip Lowe 
die GD ENER. Die Leitung der GD MOVE 
übernimmt bis auf Weiteres der bisherige 
Leiter der DG TREN Matthias Ruete. Die 
Generaldirektionen auf EU-Ebene ent-
sprechen in ihrer Funktion in etwa den 
Ministerien in der Bundespolitik. 	 [ms]

EU-Kommission: www.ec.europa.euXX

DNR-Sonderheft zur neuen EU-Kommission: XX

www.eu-koordination.de (Publikationen)

EU-Institutionen

Parlament ringt 
Kommission mehr Macht ab

Das Europäische Parlament hat der ��
EU-Kommission einige Zugeständnisse 
abringen und damit seine Macht im eu-
ropäischen Institutionengefüge stärken 
können. Die Abgeordneten hatten von 
Kommissionspräsident José Manuel Bar-
roso unter anderem mehr Initiativmög-
lichkeiten verlangt – und diese zu einer 
Bedingung für die Zustimmung zu der 
neuen EU-Kommission gemacht. Barroso 
hatte einer interinstitutionellen Vereinba-
rung zustimmen müssen, um ein positives 
Votum für sein neues Team zu erhalten. 

Gemäß der Vereinbarung muss die 
Kommission in Zukunft auf Aufforderung 
des Parlaments innerhalb von zwölf Mona-
ten einen konkreten Gesetzesvorschlag prä-
sentieren oder innerhalb von drei Monaten 
begründen, warum sie dies nicht für sinn-
voll erachtet. Diese zunächst unscheinbare 
Änderung bedeutet – zumindest auf dem 
Papier – eine deutliche Stärkung des Parla-
ments, denn das Initiativrecht zur Vorlage 
neuer Gesetzesvorschläge hat bisher allein 
die Kommission inne. Sollte das Parlament 
seine neuen Möglichkeiten auch in der 
Realität umsetzen können, dürfte dies das 
Machtgefüge innerhalb der EU ein kleines 
Stück zu seinen Gunsten verschieben.  [ms]

Europäischer Bürgerbeauftragter 

Diamandouros bleibt 
Ombudsmann

Die Bürgerinnen und Bürger der ��
27 EU-Staaten können sich auch in den 
kommenden fünf Jahren an P. Nikiforos 
Diamandouros als ihren Bürgerbeauftrag-
ten wenden, wenn sie sich über Missstände 
in der EU-Verwaltung beschweren wollen. 
Das Europäische Parlament hat den Grie-
chen Ende Januar für eine zweite Amtszeit 
gewählt. Er erhielt 340 von 648 gültigen 
Stimmen. Diamandouros ist seit April 
2003 Europäischer Bürgerbeauftragter. 
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Davor war er fünf Jahre lang erster natio-
naler Ombudsmann von Griechenland.

Diamandouros muss in den kommen-
den fünf Jahren vor allem dafür sorgen, 
dass die Bürgerinnen und Bürger vom Lis-
sabon-Vertrag und der Charta der Grund-
rechte voll profitieren können. Außerdem 
will sich der Ombudsmann dafür einsetzen, 
die Dienstleistungen der EU-Verwaltung 
bürgerfreundlicher und transparenter zu 
gestalten. So sollen Anliegen von Bürgerin-
nen und Bürgern unparteiisch, fair und in 
einer angemessenen Zeit erledigt werden. 
Der Bürgerbeauftragte will dazu verstärkt 
mit anderen Bürgerservices sowie dem Eu-
ropäischen Verbindungsnetz der Bürger-
beauftragten zusammenarbeiten. 

Der Europäische Bürgerbeauftragte 
wird für fünf Jahre vom Europäischen 
Parlament gewählt. Er untersucht Be-
schwerden über Missstände in der EU-
Verwaltung. Alle Bürgerinnen, Einwohner, 
Unternehmen oder Verbände in einem 
Mitgliedstaat können sich beim Bürger-
beauftragten beschweren. Er bietet eine 
schnelle, flexible und kostenlose Möglich-
keit zur Lösung von Problemen mit EU-
Behörden. 	 [mbu]

Europäischer Bürgerbeauftragter, Straßburg, XX

Tel. +33 (0)388 / 172313, Fax 179062,  
www.ombudsman.eu

100-Tage-Bilanz

Umwelt am Katzentisch
Nach Ansicht der Umweltorganisa-��

tionen BUND, DNR, Greenpeace, NABU 
und WWF hat die Umwelt in den ersten 
100  Tagen Regierungszeit der schwarz-
gelben Koalition kaum eine Rolle gespielt. 
Vor allem in der Energie- und Klimapo-
litik, aber auch beim Schutz der biologi-
schen Vielfalt sei weder eine gemeinsame 
Linie noch ein ressortübergreifendes En-
gagement zu erkennen. Die einzelnen Mi-
nisterien für Umwelt, Wirtschaft, Agrar, 
Entwicklung, Verkehr und Forschung be-
trieben häufig eine gegensätzliche Politik. 

Ein „völliges Versagen“ attestierte der 
Präsident des Deutschen Naturschutzrings 
(DNR) Hubert Weinzierl der schwarz-
gelben Bundesregierung bei der zentralen 
Herausforderung, die Wirtschafts- und 
Finanzkrise und die ökologische Krise ge-
meinsam zu bewältigen. Auch beim Thema 
Atom gebe die Regierung ein konfuses Bild 
ab. Die Verbände warnten vor einer Ver-
längerung der Laufzeiten für Atomkraft-
werke und mahnten die Energiewende 
unter Einbeziehung von Umweltorganisa-
tionen an. Das helfe auch im Klimaschutz, 
denn wie die Regierung eine Reduktion der 
Treibhausgase um 40 Prozent bis 2020 er-
reichen wolle, sei bisher völlig unklar.

Nach Meinung der Verbände müssen um-
weltschädliche Subventionen in Höhe von 
42 Milliarden Euro abgebaut werden. Statt 
Agroindustrie und Gentechnik zu fördern, 
solle die Bundesregierung Natur- und Ver-
braucherinteressen in den Mittelpunkt 
ihrer Landwirtschaftspolitik stellen. Dazu 
gehöre auch eine Umwidmung der Gelder 
im Haushalt, etwa zugunsten des Bundes-
programms für biologische Vielfalt. 	 [jg]

DNR, Hubert Weinzierl, Wiesenfelden/Ndb., XX

Tel. +49 (0)9966 / 777, Fax 490, E‑Mail:  
hubert.weinzierl@dnr.de, www.dnr.de

Bundestag

Beirat für Nachhaltigkeit
Ende Januar hat sich der Parlamen-��

tarische Beirat für nachhaltige Entwick-
lung neu konstituiert. Unter Leitung des 
CDU-Politikers Andreas Krug will sich 
das 22-köpfige Gremium dafür einsetzen, 
Nachhaltigkeit in allen Politikfeldern zu 
verankern. Dazu soll ein Verfahren entwi-
ckelt werden, Gesetze in einem möglichst 
frühen Stadium zu überprüfen. 	 [jg]

www.bundestag.de (Ausschüsse – Weitere XX

Gremien)

Den Kapitalismus zähmen
Die Finanzkrise hat gezeigt, wie ausgebrannt unser scheinbar kraftstrotzendes Wirtschafts-

system in Wahrheit ist. Doch die globalisierte Marktwirtschaft macht weiter wie bisher 

und ignoriert Armut, Ressourcenknappheit und Klimawandel. Der ehemalige Top-Manager 

Peter H. Grassmann zeichnet einen neuen Weg vor, der weder dem Macho-Kapitalismus 

noch der Staatsgläubigkeit huldigt – den Weg des gesellschaftlichen Dialogs.

P. H. Grassmann

BURN OUT
Wie wir eine aus den Fugen geratene Wirtschaft

wieder ins Lot bringen
152 Seiten, Hardcover mit Schutzumschlag, 14,90 EUR, ISBN 978-3-86581-191-2

Erhältlich bei www.oekom.de, kontakt@oekom.de

Fax +49/(0)89/54 41 84-49
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Neue Bundesländer

Wildwest im Osten
Das ökologische Netzwerk Grüne Liga ��

hat eine negative Bilanz der umweltpoli-
tischen Entwicklungen in Ostdeutschland 
20 Jahre nach der Wiedervereinigung ge-
zogen. „In den Parlamenten der neuen 
Bundesländer fehlt die aktive Umwelt-
politik“, sagte Tomas Brückmann, Regio
nalentwicklungsexperte des Verbandes. 
Neben dem Festhalten am Klimakiller 
Braunkohle stellte Brückmann besonders 
das „Wildwest in der Abfallpolitik“ heraus. 
Sondermüll aus ganz Europa lande auf De-
ponien in Sachsen und anderen Bundes-
ländern. „Die Umweltbehörden sind mit 
der Kontrolle der gewaltigen Abfallströme 
hoffnungslos überlastet“, so Brückmann. 
Häufig komme der Müll nicht dorthin, 
wo er hingehöre, sondern werde illegal 
in Lehm- oder Kiesgruben gekippt. Selbst 
das Bundeskriminalamt bezeichne diese 
Vorgänge als „Aktivitäten am Rande der 
organisierten Kriminalität“.

Auch die Raumordnung funktioniert 
dem Experten zufolge nur unzureichend. 
Trotz des demografischen Wandels ent-
stünden weiterhin neue Wohnsiedlun-
gen in Randbereichen von Städten und 
Dörfern, statt die historischen Kerne zu 
stärken. Unzerschnittene Landschaften 
würden immer seltener. Das durch land-
wirtschaftliche Strukturen verursachte 
Artensterben halte unvermindert an, auch 
immer mehr Alleen und Straßenbäume 
gingen aus Geldmangel verloren. Sachsen 
wolle zwar die Wälder naturnah umgestal-
ten, doch das Tempo und die zugewiesenen 
Mittel machten das Programm zu einem 
„Tropfen auf dem heißen Stein“. 

Die Probleme seien durch mehr En-
gagement durchaus lösbar, meint Brück-
mann. Doch ehrenamtlicher Naturschutz 
werde abgebaut und gemaßregelt und „mit 
einem unsäglichen Netz an Bürokratie 
überzogen“. So würden etwa Naturschüt-
zer, die nur eine Orchideenwiese pflegen 
wollten, als Landwirte eingestuft. 	 [jg]

Grüne Liga, Tomas Brückmann, Leipzig, Tel. +49 XX

(0)341 / 3065180, E-Mail: tomas.brueckmann@
grueneliga.de, www.grueneliga.de/themen/nre

Umweltgerechtigkeit

EU-Jahr gegen Armut will mit 
Umwelt nichts zu tun haben

2010 ist das Europäische Jahr gegen ��
Armut und soziale Ausgrenzung. Für Pro-
jekte in Deutschland stehen 1,25 Millionen 
Euro Fördergelder zur Verfügung. Doch 
Umweltgerechtigkeit gehört nicht zu den 
Schwerpunktthemen der Bundesregierung 
und auch nicht zu den 40 Projekten, die 
das Auswahlverfahren für die Förderungen 
bestanden haben.

Dabei hängen Sozialstatus und Um-
weltbelastung zusammen, wie eine Studie 
von Bochumer und Essener Umweltmedi-
zinern und Epidemiologen ergab. Kinder 
aus Familien mit niedrigem Sozialstatus 
sind demnach Umweltbelastungen stär-
ker ausgesetzt als Kinder aus Familien 
mit hohem Sozialstatus. Wer es sich leis-
ten könne, wohne zum Beispiel nicht an 
verkehrsbelasteten Straßen oder neben 
den Fabrikschornsteinen großer Betriebe, 
schrieben die Autoren der Studie. 	 [jg]

EU-Jahr gegen Armut: www.mit-neuem-mut.deXX

Studie: www.rub.de/rubinXX

Forschungsförderung

Für Nachhaltigkeitsforschung
Das Bundesforschungsministerium hat ��

Anfang Februar Details zum neuen Pro-
gramm Forschung für nachhaltige Ent-
wicklungen bekannt gegeben. Bis 2015 
will das Ministerium dafür mehr als zwei 
Milliarden Euro Fördermittel bereitstellen. 
Der Schwerpunkt liegt auf den fünf soge-
nannten Aktionsfeldern internationale 
Vernetzung, Erdsystem und Geotechno-
logien, Klima und Energie, nachhaltiges 
Wirtschaften und Ressourcen sowie gesell-
schaftliche Entwicklungen. Die Aktionsfel-
der werden durch die Querschnittsthemen 
Landmanagement, Ökonomie und Nach-
haltigkeit sowie Forschungsinfrastrukturen 
ergänzt. 	 [jg]

www.fona.deXX

Verkehr & Tourismus

Verkehrsverlagerung

Europäische Studie 
empfiehlt grüne Lkw-Maut

Wenn für die Nutzung der Straßen ��
durch Schwertransporter und die daraus 
entstehenden ökologischen und gesell-
schaftlichen Folgekosten Gebühren er-
hoben würden, würde dies EU-weit der 
Allgemeinheit eher nutzen und sie nicht, 
wie von Transportunternehmen prog-
nostiziert, nur finanziell belasten. Das 
ergab eine Untersuchung der Gemeinsa-
men Forschungsstelle der Europäischen 
Kommission (JRC), die im Januar veröf-
fentlicht wurde. Demnach könnten die 
Mitgliedstaaten insgesamt 1,8 Milliarden 
Euro pro Jahr Gewinn erzielen, der der 
Allgemeinheit zugutekäme, wenn für den 
Straßengüterverkehr die Begleichung der 
Umweltkosten eingeführt würde. 

Vorausgesetzt, sie verbesserten ihre 
Technik und Effizienz, könnten die Fuhr-
unternehmen bis zu 30 Prozent der Kosten 
für die grüne Lkw-Maut auffangen. Doch 
selbst wenn die gesamten erhöhten Kosten 
den Auftraggebern der Transportunter-
nehmen und letztlich den Verbrauchern 
aufgebürdet würden, hätte dies laut Studie 
der JRC nur äußerst geringe Auswirkun-
gen auf die Endpreise.  

Die Studie wurde auf Initiative der EU-
Verkehrsminister durchgeführt, die damit 
den Stillstand in der Debatte um die Euro
vignette beenden wollen. Im Juli 2008 hatte 
die EU-Kommission die Neufassung der 
Eurovignetten-Richtlinie vorgelegt. Sie er-
laubt es den Mitgliedstaaten, Straßennut-
zungsgebühren für den Schwerlastverkehr 
zu erheben. Umweltverbände befürworten 
die neue Richtlinie, während die Industrie 
die Kosten für zu hoch hält. Die Novelle ist 
Bestandteil der Kommissionsstrategie für 
einen nachhaltigeren Verkehr. Seit 2008 ist 
aber nicht viel passiert. Im vergangen Jahr 
scheiterte ein Vorstoß der tschechischen 
Ratspräsidentschaft. Eine Rezession sei der 
falsche Zeitpunkt, hieß es. 
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Die designierte EU-Klimakommissarin 
Connie Hedegaard versprach bei ihrer 
Anhörung vor dem Europäischen Parla-
ment, dass sie während ihrer Amtszeit ein 
gemeinsames Gesetzespaket für Klima und 
Verkehr voranbringen wolle. 	 [mbu]

Studie (PDF, 71 S., 1,6 MB):  XX

www.kurzlink.de/oeko-lkw-maut

Klimafreundliche Mobilität

Europas Verkehrsminister 
in Elektroautos verliebt

Die EU-Wirtschaftsminister haben ein ��
Projekt zur Förderung von Elektrofahr-
zeugen offiziell beschlossen. Beim inoffi-
ziellen Ministertreffen im Februar in San 
Sebastian sagte Spaniens Industrieminis-
ter Miguel Sebastian, man unterstütze die 
Pläne seines Ministerpräsidenten José Za-
patero, Elektroautos für Europas Straßen 
zu entwickeln. Die Initiative von Zapatero 
steht im Mai auf der Agenda des EU-Wett-
bewerbsministerrates. 

Anfang des Jahres hatte die spanische 
Ratspräsidentschaft dem Europäischen 
Parlament einen Plan präsentiert, wie 
sie mit einem großen Forschungsprojekt 

für Elektroautos gegen Wirtschaftskrise 
und Klimawandel vorgehen will. Auch 
Deutschland und Frankreich haben sich 
das Thema auf die Fahnen geschrieben. So 
einigte sich der deutsch-französische Mi-
nisterrat Anfang Februar darauf, einen ein-
heitlichen Standard für Elektrofahrzeuge 
zu schaffen. Zwischen Stuttgart und Straß-
burg soll eine Modellregion entstehen, in 
der die neuen Autos grenzüberschreitend 
getestet werden sollen. 

Zum Jahreswechsel dämpften jedoch 
zwei Studien die Euphorie der Befürworter. 
Eine Untersuchung des niederländischen 
Instituts CE Delft im Auftrag der europä-
ischen Organisation Transport  & Envi-
ronment (T&E) bestätigte, worauf Um-
welt- und Verkehrsexperten schon länger 
hinweisen: Batteriebetriebene Fahrzeuge 
sind nur dann klima- und umweltfreund-
lich, wenn auch die Stromquelle ökologisch 
ist. Nach der aktuellen Gesetzeslage in der 
EU könnten mehr Elektroautos sogar zu 
mehr CO2-Emissionen führen, schreibt 
CE Delft. 

Die Verkehrswissenschaftler Axel 
Friedrich und Rudolf Petersen, früher beim 
Umweltbundesamt und beim Wuppertal-
Institut tätig, gehen in ihrer Studie für die 
Europafraktion der Linken noch weiter: 
„Wer kurzfristig auf Elektroantrieb setzt, 
unterstützt die Kohle- und Atomindus-

trie.“ Beide plädieren für ein völlig anderes 
Mobilitätskonzept mit weniger Individual-
verkehr und kleineren Autos.

Umweltverbände und T&E fordern 
nun, dass die EU-Staaten den Anteil an 
erneuerbaren Energien erhöhen und den 
Ursprung des Stroms an den Batterielade-
stationen nachweisen. 	 [mbu, mb]

EU-Wettbewerbsrat zu Elektroautos:  XX

www.eu2010.es/en/documentosynoticias/
noticias/feb09_rimsseb.html
Studie 1 (engl.): www.kurzlink.de/e-auto-studie XX

Studie 2: www.kurzlink.de/petersen-friedrichXX

Bahnverkehr

Milliardenloch stellt 
Zukunft der Schiene infrage

Nach den jüngsten Zahlen des Bun-��
desverkehrsministeriums vom Januar ist 
das Investitionsdefizit bei Bahnprojekten 
des vordringlichen Bedarfs noch größer 
als bisher angenommen. Demnach gibt es 
bei bereits laufenden und geplanten Schie-
nenbauvorhaben bis 2020 eine Finanzlücke 
von neun Milliarden Euro. „Damit fehlen 
der Schieneninfrastruktur jährlich rund 
eine Milliarde an Bundesmitteln“, sagte der 

Sie möchten …

… regelmäßig die neuesten Informationen zu Umwelt und Nachhaltigkeit 
in Ihrem Postfach haben?

… »druckfrisch« über unsere Neuerscheinungen informiert sein?
… aktuelle Artikel aus unseren Zeitschriften online lesen?

Dann abonnieren Sie unseren monatlichen newsletter!

In alten Ausgaben schmökern oder gleich abonnieren unter:

www.oekom.de/aktuelles/nachhaltigkeitsnewsletter.html
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Geschäftsführer der Allianz pro Schiene, 
Dirk Flege. 

Die Folge: Zahlreiche Projekte des „vor-
dringlichen Bedarfs“ im Bundesverkehrs-
wegeplan können nicht beginnen. Lange 
geplante Schlüsselprojekte etlicher Bun-
desländer stünden auf dem Abstellgleis, so 
Flege weiter. Beispiele seien die Anbindung 
an die niederländische Betuwe-Linie, die 
Y-Trasse in Niedersachsen und der Rhein-
Ruhr-Express Düsseldorf – Duisburg. 

Die Allianz pro Schiene forderte Bun-
desverkehrsminister Peter Ramsauer 
(CSU) auf, einen transparenten Schienen-
ausbauplan vorzulegen und die Finanz-
mittel kräftig aufzustocken. Auch die Um-
verteilung von der Straße auf die Schiene 
dürfe kein Tabu mehr sein. Flege wies dar-
auf hin, dass Deutschland im europäischen 
Vergleich inzwischen Schlusslicht bei den 
Investitionen in die Schieneninfrastruktur 
sei. Mit 47 Euro pro Kopf liege Deutsch-
land noch hinter Italien. 

Auch die Zahlen des Statistischen Bun-
desamtes von Januar machen dem Schie-
nentransport wenig Hoffnung: So musste 
der Schienengüterverkehr im Vergleich 
zum inländischen Lkw-Verkehr prozen-
tual doppelt so hohe Verluste bei den 
Tonnenkilometern hinnehmen. Die Gü-
terverkehrsträger insgesamt hatten durch 
die Wirtschaftskrise Einbußen in der Ver-
kehrsleistung von zwölf Prozent gegenüber 
dem Jahr 2008 zu verzeichnen. 

Die Krise habe die Verlagerungserfol-
ge der letzten fünf Jahre zunichtegemacht, 
sagte Flege. „Der Lkw-Verkehr hat mit 
einem Marktanteil von 72 Prozent einen 
historischen Höchststand erreicht, die 
Schiene ist mit gut 16 Prozent auf den 
Stand von 2004 zurückgeworfen.“ 

Die Schienenallianz forderte den Bun-
desverkehrsminister auf, sein eigenes ehr-
geiziges Verlagerungsziel ernst zu nehmen. 
Ramsauer hatte angekündigt, den gesam-
ten Zuwachs des Güterverkehrs nach Ende 
der Krise auf die Schiene verlagern zu wol-
len. 	 [mbu]

Bundesverkehrsministerium, Berlin, Tel. XX

+49 (0)30 / 2008-2040, www.bmvbs.bund.de
Allianz pro Schiene, Dirk Flege, Berlin, Tel. +49 XX

(0)30 / 2462599-40, www.allianz-pro-schiene.de

Wasser & Meere

Wasserpolitik

Neue Arbeitsgruppe im 
Europäischen Parlament 

Mithilfe einer im Januar neu eingerich-��
teten fraktionsübergreifenden Arbeits-
gruppe Wasser will das EU-Parlament neue 
Impulse in der europäischen Wasserpolitik 
setzen und die Zusammenarbeit mit ande-
ren Politikbereichen verbessern. Auf den 
monatlichen Treffen soll sich die Gruppe 
mit Anpassungsmaßnahmen an den Kli-
mawandel, der Risikominimierung von 
Überschwemmungen, Wasserknappheit 
und der besseren Umsetzung bestehender 
Rechtsvorschriften beschäftigen. 	 [bv]

www.kurzlink.de/ep-ag-wasserXX

Donau

Donaustrategie in der 
Konsultationsphase

Mit einer Auftaktveranstaltung in Ulm ��
hat Anfang Februar die Konsultations-
phase zur europäischen Strategie für den 
Donauraum begonnen. Die Strategie soll 
länderübergreifend die Region wirtschaft-
lich und sozial voranbringen und Aktivi-
täten im Umweltschutz und für die Inf-
rastruktur besser koordinieren. Politiker, 
Zivilgesellschaft und Wissenschaftlerinnen 
sollen durch die Strategie besser vernetzt 
werden. Zusätzliche Finanzmittel, neue 
Rechtsvorschriften oder Einrichtungen 
sind allerdings nicht vorgesehen. 

Geplant wurden weitere Veranstaltun-
gen in Ungarn (Ende Februar), Österreich 
und der Slowakei (April), B	
ulgarien (Mai) und Rumänien (Juni) sowie 
eine öffentliche Konsultation im Internet. 
Die Ergebnisse sollen in einen Aktions-
plan und ein Verwaltungssystem für den 
Donauraum einfließen, die die EU-Kom-
mission bis zum Jahresende vorlegen will 

und die dann von den Mitgliedstaaten 
2011 angenommen werden sollen. Die 
Donaustrategie gehört zu den Prioritäten 
der ungarischen EU-Ratspräsidentschaft 
im ersten Halbjahr 2011.

Mit der Strategie für die Donau knüpft 
die EU an ähnliche grenzüberschreitende 
Regionalkonzepte an, die es bereits für den 
Mittelmeer- und den Ostseeraum gibt. [bv]

www.kurzlink.de/konferenzen-donauXX

www.europa.eu/rapid (Reference IP/10/110)XX

www.kurzlink.de/donaustrategieXX

Elbe

Ausbaukosten tausendfach 
höher als Nutzen

Die Kosten eines Ausbaus der Elbe für ��
große Binnenschiffe einschließlich der Fol-
geschäden übertreffen nach einer Anfang 
Februar vorgestellten Analyse den zu er-
wartenden Nutzen um das Mehrtausendfa-
che. Jeder Euro des theoretisch berechneten 
Nutzens des Elbausbaus wird danach mit 
bis zu 20.000 Euro erkauft. Die von dem 
Wirtschaftswissenschaftler Hans-Ulrich 
Zabel von der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg erstellte Analyse bilan-
ziert erstmals auch die Folgeschäden des 
Elbausbaus wie den Wasserentzug aus der 
Landschaft, die Verschärfung der Folgen 
des Klimawandels, die Vernichtung von 
Naturrefugien und Naturleistungen, Ar-
beitsplatzverluste sowie den entgangenen 
Nutzen von Alternativen. 

Vor allem in der Tourismusbranche, in 
der Land- und Forstwirtschaft, im Wasser-
haushalt sowie im Naturschutz würden die 
Schäden drastisch zu Buche schlagen. Laut 
der Studie ist die Elbschifffahrt aufgrund 
häufiger niedriger Wasserstände ökono-
misch bedeutungslos, da sie nur 0,2 Pro-
zent der Gütertransporte der Elbregion 
befördert. Ein Elbausbau sei daher wirt-
schaftlich nicht vertretbar. 	 [bv]

Prof. Dr. Hans-Ulrich Zabel, Universität Halle,  XX

Tel. +49 (0)345 / 5523427, E-Mail:  
hans-ulrich.zabel@wiwi.uni-halle.de, 
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Grundwasserverordnung

Stellungnahme der Verbände 
Die im Deutschen Naturschutzring ��

(DNR) zusammengeschlossenen Um-
weltverbände haben Anfang Februar eine 
gemeinsame Stellungnahme zum Entwurf 
der Grundwasserverordnung gegenüber 
dem Bundesumweltministerium abgege-
ben. Zu den Kernforderungen der Verbän-
de gehören die stringente Definition der 
Einträge gemäß der zugrunde liegenden 
Grundwasserrichtlinie, das Einhalten der 
Schwellenwerte am Eintragsort, der bes-
sere Schutz der Landökosysteme und der 
flächendeckende Schutz des Grundwassers 
als wichtigem ökologischem Lebensraum. 

Die Verordnung setzt die europäische 
Grundwasser-Tochterrichtlinie zur Was-
serrahmenrichtlinie (2006/118/EG) in 
Bundesrecht um und beinhaltet Regelun-
gen zum chemischen Zustand des Grund-
wassers. 	 [bv]

DNR, Wasserexperte Michael Bender, Berlin, XX

Tel. +49 (0)30 / 443391-44, www.wrrl-info.de
Stellungnahme: www.kurzlink.de/dnr-gw-rlXX

Thunfisch

Hoffnung für den Roten Thun
Das Europäische Parlament hat Mitte ��

Februar dafür gestimmt, den Blauflossen-
thunfisch in den Anhang I des Abkom-
mens zum internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten (CITES) aufzunehmen. 
Die dortige Listung der auch als auch Roter 
Thun bezeichneten Art würde niedrige 
Fangmengen und damit eine Erholung des 
Bestandes ermöglichen und so eine weitere 
Vermarktung in Europa sicherstellen. Sie 
würde lediglich zu einem Stopp des in-
ternationalen Handels führen und so den 
Verkauf des begehrten Fischs für den japa-
nischen Markt unterbinden. Dieser gilt als 
ökonomische Triebfeder für die Entwick-
lung von Überkapazitäten der industriel-
len Fangflotten und den daraus folgenden 
Kollaps der Thunfischbestände.

Zurzeit liegen die Fangmengen für 
den Thunfisch weit über den von Wissen-

schaftlern empfohlenen Grenzwerten. Die 
Fangquote für 2010 ist sogar 1,7-mal höher 
als der kritische Wert, bei dem eine fünf-
zigprozentige Chance besteht, dass sich die 
Bestände erholen. Eine Aufnahme in den 
CITES-Anhang I würde der Internationa-
len Kommission für den Schutz des Atlan-
tischen Thunfischs (ICCAT) helfen, die 
Thunfischerei effizient zu verwalten und 
niedrigere Fangquoten festzulegen, die zur 
Erholung der Bestände führen können.

Nun muss der EU-Ministerrat seine 
Position zu einem Thunfisch-Handelsver-
bot für die CITES-Konferenz im März in 
Doha (Katar) festlegen. Die EU hat auf der 
Versammlung der 175 CITES-Mitglieder 
27 Stimmen. 	 [bv]

WWF, Fischereiexpertin Gemma Parkes, Tel. +39 XX

346387-3237, E-Mail: gparkes@wwfmedpo.org
www.iccat.intXX

Nordseefischerei

Fangquoten 2010 zu hoch
Nachdem sich die EU und Norwegen ��

auf die Fangquoten für 2010 in der Nord-
see und im Nordatlantik geeinigt haben, 
darf in diesem Jahr mehr Kabeljau und 
Scholle gefischt werden. Etwas geschont 
werden Makrele und Schellfisch. 

Die EU und das Nichtmitglied Nor-
wegen bewirtschaften die Bestände in der 
Nordsee und im Nordatlantik gemeinsam. 
Anfang Dezember war das Handelsab-
kommen zwischen beiden Partnern über 
gegenseitige Fangrechte an wichtigen 
Beständen vor allem wegen der Markre-
lenquote in norwegischen Gewässern ge-
scheitert. Deshalb konnten auf dem EU-
Fischereiministerrat Mitte Dezember nur 
vorläufige Quoten festgelegt werden. Die 
Quoten für die Ostsee stehen bereits seit 
Ende Oktober fest.

Nach einer neuen Studie des Fischerei-
biologen Rainer Froese vom Kieler Leibniz-
Institut für Meereswissenschaften und des 
Juristen Alexander Proelß vom Kieler In-
stitut für Internationales Recht verstoßen 
die aktuellen Fangquoten gegen Gesetze 
und schaden der Umwelt massiv. Die Quo-

ten lägen erneut weit über den Mengen, 
die einen Aufbau der Bestände zuließen. 
Die Studie zeigt, dass nur drei von 54 un-
tersuchten Beständen ausreichend groß 
sind und nachhaltig befischt werden. Der 
Zustand von zwölf Beständen, darunter 
Kabeljau und Scholle, sei so schlecht, dass 
sie sich sogar bei Einstellung der Fischerei 
bis 2015 nicht erholen könnten. Die Kie-
ler Forscher kommen in ihrer juristischen 
Bewertung der Fischereiquoten zu dem 
Schluss, dass die regelmäßige und andau-
ernde Überfischung zahlreicher Fischarten 
gegen das im EU-Recht verankerte Vor-
sorgeprinzip und gegen das Völkerrecht 
verstößt. 	 [bv]

www.kurzlink.de/nordseefischquot2010XX

Studie: www.kurzlink.de/ueberfischung-rechtXX

Ostsee I

Städte reduzieren Phosphate
Die Helsinki-Kommission (Helcom) ��

hat ein neues Projekt zur Reduzierung der 
Ostsee-Eutrophierung durch Phosphat aus 
kommunalen Abwässern gestartet. Das 
Project on Urban Reduction of Eutrophi-
cation (PURE) soll mit kosteneffektiver 
Technik Phosphat aus den kommunalen 
Abwassereinleitungen entfernen. Es ist auf 
42 Monate angelegt und soll helfen, bei 
ausgewählten Kläranlagen, insbesondere 
in Riga, Jurmala (beide Lettland) und Brest 
(Belarus), die Phosphatkonzentration auf 
0,5 Milligramm pro Liter reduzieren. 

Insgesamt sollen durch die Initiative 
300 bis 500 Tonnen weniger Phosphat in 
die Ostsee gelangen. Die Projektkosten 
in Höhe von 3,2 Millionen Euro werden 
durch das Baltic Sea Region Programme 
(BSRP) 2007 bis 2013 sowie aus dem Eu-
ropäischen Regionalentwicklungsfonds fi-
nanziert. Das PURE-Projekt ist ein Teil des 
Helcom-Aktionsplans zur Reduzierung 
der Ostseeverschmutzung und zur Wie-
derherstellung eines guten Umweltstatus 
der Meeresumwelt bis 2021.

PURE-Projekt: www.kurzlink.de/pure-projectXX

PURE: www.purebalticsea.euXX
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Ostsee II

Schutzgebietsziel erreicht
Fast elf Prozent der Ostsee sind mitt-��

lerweile durch Meeresschutzgebiete (Bal-
tic Sea Protected Area, BSPA) und marine 
Natura-2000-Gebiete geschützt. Das geht 
aus einem Bericht der Ostseeschutzkom
mission Helcom vom Februar hervor. 
Damit sei das Ziel der UN-Biodiversitäts-
konvention, bis 2010 zehn Prozent aller 
Meeresregionen unter Schutz zu stellen, 
für die Ostsee erreicht. Allerdings gebe es 
bisher nicht in allen Beckenbereichen der 
Ostsee und nicht in allen Anrainerländern 
Offshoreschutzgebiete, sodass das Zehn-
prozentziel nur der Zahl nach, aber noch 
nicht inhaltlich erfüllt sei. 	 [bv]

www.kurzlink.de/helcom-bspaXX

Ostsee III

Klage gegen Ostseepipeline
Die Umweltorganisationen WWF und ��

BUND haben fristgerecht Klage gegen die 
Genehmigung der Ostsee-Gaspipeline 
Nord Stream durch die deutschen Behör-
den eingereicht. Die beiden Umweltorga-
nisationen wollen damit die Aufhebung 
des Planfeststellungsbeschlusses erreichen, 
den das Bergamt Stralsund im Dezember 
2009 erteilt hat. Die Ostsee werde durch 
den Bau der geplanten Pipeline weitaus 
stärker belastet als im Beschluss dargestellt, 
argumentieren BUND und WWF. Die vor-
gesehenen Kompensationsmaßnahmen 
durch den Pipelinebetreiber Nord Stream 
reichten nicht aus.

Festgeschrieben sind Ausgleichsmaß-
nahmen für etwa 40 Prozent der Eingrif-
fe in den deutschen Küstenbereich. Das 
entspricht etwa sieben Millionen Euro. 
Für die fehlenden 60 Prozent fordert das 
Bergamt Stralsund Ausgleichszahlungen 
in Höhe von 3,6 Millionen Euro. Die Um-
weltverbände fordern eine Nachbesserung 
durch die Behörden, damit die geplanten 
Eingriffe in die Meeresumwelt vollständig 
ausgeglichen werden. Durch Baggerarbei-
ten für die Trasse der Gaspipeline am Mee-

resboden und die dadurch freigesetzten 
großen Stickstoff- und Phosphormengen 
drohen massive Schäden im Ökosystem 
der Ostsee. 

Für die Gasleitung von Russland durch 
die Ostsee nach Deutschland werden vo-
raussichtlich ab April im Greifswalder 
Bodden die ersten Rohre verlegt. Nach 
der Fertigstellung der Leitung im Jahr 
2012 sollen jährlich 55 Milliarden Kubik-
meter russisches Erdgas durch die Ostsee 
gepumpt werden. 	 [bv]

WWF, Ostseeexperte Jochen Lamp, Stralsund, XX

Tel. +49 (0)16229144-27, E‑Mail: lamp@wwf.de, 
www.wwf.de/ostsee

Ostsee IV

140 konkrete Verpflichtungen
Delegierte aus Unternehmen, Politik ��

und Institutionen haben sich Mitte Feb-
ruar in Helsinki getroffen, um konkrete 
Verpflichtungen zur Verringerung der 
Ostseeverschmutzung vorzulegen. Rund 
140 fest vereinbarte Projekte zur Verbesse-
rung des ökologischen Zustands der Ostsee 
kamen bei dem Gipfeltreffen zusammen. 
Eine estnische Hotelkette kündigte an, nur 
noch phosphatfreie Reinigungsmittel zu 
verwenden. Die Passagierterminals in St. 
Petersburg, Malmö und Kopenhagen wol-
len die Abwässer der Kreuzfahrtschiffe jetzt 
ordnungsgemäß entsorgen. Schwedens Re-
gierung versprach eine Verdopplung der 
Investitionen für Abwasserreinigung auf 
neun Millionen Euro. Der Veranstalter 
des Treffens, die Baltic Sea Action Group 
(BSAG), will die Umsetzung der Hand-
lungsverpflichtungen überwachen. 

Die sogenannten Ostsee-Commitments 
sind ein Arbeitsprozess mit dem Ziel, die 
Ressourcen und Möglichkeiten zu kombi-
nieren, die öffentliche, private und zivile 
Sektoren bieten können. Dadurch soll der 
Ostseeaktionsplan der Helsinki-Kommis-
sion Helcom schneller umgesetzt wer-
den. 	 [bv]

BSAG: www.bsas.fiXX

Helcom: www.helcom.fiXX
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Unternehmensverantwortung 

Schmähpreise für Roche 
und Bank of Canada

Den diesjährigen Public Eye Award ��
erhalten der Schweizer Pharmakonzern 
Roche sowie die nichtstaatliche Bank of 
Canada. Mit dem Negativpreis zeichnen 
die Organisationen Erklärung von Bern 
(EvB) und Greenpeace und die ihrer An-
sicht nach „sozial und ökologisch skrupel-
losesten Firmen“ aus. 

Die Bank of Canada erhielt den Preis 
wegen ihres Engagements bei der Förde-
rung von Ölsanden. Diese Art der Gewin-
nung von Rohöl gilt als die umweltschäd-
lichste Art der Ölförderung überhaupt. 
Kanada ist in den letzten Jahren zum 
Hauptproduzenten aufgestiegen – mit 
starker finanzieller Unterstützung durch 
die Bank of Canada.

Roche verdiente sich den Preis nach 
Ansicht der Juroren für eine menschen-
verachtende Testreihe seines Medikaments 
CellCept, das die Abstoßung transplantier-
ter Organe verhindern soll. Die Versuche 
würden in China durchgeführt, ohne 
dass sich der Konzern darum kümmere, 
woher die Organe kommen. Dies sei ein 
Skandal, da es in China bekanntlich einen 
undurchsichtigen Schwarzmarkt für den 
Organhandel gebe, so die Jury. Unbestä-
tigten Berichten zufolge sollen 90 Prozent 
der Organe von hingerichteten Gefange-
nen stammen. 

Erstmals vergaben die Organisatoren 
zudem einen Greenwash-Preis. Ausge-
zeichnet wurde die UN-Initiative Global 
Compact, die sich unter anderem für die 
Privatisierung der Wasserversorgung in 
Entwicklungsländern einsetze, um angeb-
lich die Wasserkrise zu bekämpfen, dabei 
jedoch soziale und ökologische Standards 
zu beachten. 	 [ms]

Public Eye Award: www.publiceye.ch XX

EvB, Zürich, Tel. +41 (0)44 / 2777-000, Fax -001, XX

E-Mail: info@evb.ch, www.evb.ch
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Finanzsektor

Ethisch-ökologische Banken 
als Krisengewinner

Trotz oder gerade wegen der Finanz-��
krise der letzten Jahre konnten die nach-
haltig orientierten Banken in Deutschland 
massiv wachsen. Die Umweltbank und die 
GLS Bank konnten ihre Bilanzsumme im 
zurückliegenden Jahr um fast ein Drittel 
steigern – die Umweltbank auf knapp 
1,5  Milliarden Euro, die GLS Bank auf 
1,35 Milliarden Euro.

Die Ursache für diese rasante Entwick-
lung sei nur zu einem Teil die allgemeine 
Verunsicherung der Kunden, die den kon-
ventionellen Banken nicht mehr trauten, 
sagte der Vorstandssprecher der GLS Bank, 

Thomas Jorberg. Die eigentlichen Gründe 
lägen tiefer. So könne man bei vielen Men-
schen ein Umdenken feststellen. „Immer 
mehr Kunden wollen ihre ökologischen, 
sozialen und ökonomischen Bedürfnisse 
in Einklang bringen“, so Jorberg. Reines 
Renditestreben sei für immer mehr Men-
schen nicht länger die einzige Entschei-
dungsgrundlage für ihre Geldanlage. 

2010 wolle man die Ergebnisse des 
Vorjahres noch einmal übertreffen, sagte 
Jorberg. Die GLS Bank habe 51 neue Mit-
arbeiterInnen eingestellt. In diesem Jahr 
will die Bank besonders das bundesweite 
Mikrokreditgeschäft ausbauen.	 [ms]

GLS Bank, Christof Lützel, Bochum, XX

Tel. +49 (0)234 / 5797-178, Fax -157, E-Mail: 
christof.luetzel@gls.de, www.gls.de

Absage an „nachhaltiges Wachstum“ 

Die Konferenz „Growth in Transition” in Wien 
hat die Frage nach der Zukunft des Wirtschafts-
wachstums in unserem Nachbarland offiziell auf 
die politische Agenda gesetzt. Die im Januar mit 
über 500 TeilnehmerInnen international besuch-
te Veranstaltung diskutierte vor einem ebenfalls 
hochrangig besetzten Publikum die Zukunft des 
Wachstums aus einer Vielzahl von Perspektiven. 
Auch wenn viele Beiträge für Insider kaum Neues 
brachten, war der Kongress politisch ein Meilen-
schritt in die richtige Richtung. 

Nachdem alle Argumente, auch die von Wachs-
tumsbefürwortern, auf dem Tisch lagen, ergab 
sich bei aller Meinungsvielfalt doch ein klares 
Bild: Unendliches Wachstum ist in einer endlichen 
Welt nicht möglich, noch nicht einmal dann, wenn 
es als „nachhaltiges“ oder „grünes Wachstum“ 
daherkommt. Umgekehrt wurde immer wieder 
sichtbar, dass auch in einer endlichen Welt noch 
vieles wachsen darf und muss: Wohlbefinden, 
Fähigkeiten, Glück. Man kann den Veranstaltern 
gratulieren: Es ist ihnen gelungen, ein breites poli-

tisches Bündnis in Österreich zu schmieden und 
das politische Wien auf charmante Weise in den 
Diskussionsprozess einzubinden. 

Jetzt ist die Politik an der Reihe, ihre Ziele und 
Ergebnisse mit einem veränderten, nachhalti-
geren Indikatorenset zu messen und messen zu 
lassen. Die Konferenz war nach Überzeugung 
der VeranstalterInnen und TeilnehmerInnen ein 
guter Anfang. Viele weitere Schritte sollen folgen. 
Bleibt zu hoffen, dass diese politische Initiative auf 
Deutschland übergreift und wir auf europäischer 
Ebene zu gemeinsamem Handeln finden.

Die Philosophin und Ökonomin Christine Ax 
ist Expertin für nachhaltige Entwicklung, 

Handwerksforscherin und Autorin des Buches 
„Die Könnensgesellschaft“. 

Kontakt: Tel. +49 (0)40 / 59350021, E-Mail: 
ax@fhochx.de, www.koennensgesellschaft.de 

www.growthintransition.eu

Eine Konferenz des Umweltministeriums zeigte, wie weit die wachstumskritische 
Debatte in Österreich fortgeschritten ist. Das Meinungsbild war überraschend klar: 
Selbst „grünes“ Wachstum ist keine Option mehr. Es kommentiert Christine Ax.

Erhältlich bei www.oekom.de
kontakt@oekom.de
Fax +49/(0)89/54 41 84-49

Vom Glück 
jenseits des 
Profi ts

V. Bennholdt-Thomsen

Geld oder Leben
Was uns wirklich reich macht

quergedacht Band 2
96 Seiten, 8,95 EUR 
ISBN 978-3-86581-195-0

All unser Tun ist darauf ausgerichtet, 
»Geld zu machen«, um es anschließend 
wieder in die Dinge des Lebens zu ver-
wandeln. Wenn aber diese Verwand-
lungskunst nicht mehr klappt, weil das 
Geld sich in Luft aufl öst? »Geld oder 
Leben« plädiert für eine Welt jenseits 
von Wachstumszwang und Gelddiktat, 
für die Etablierung kleinräumiger 
Wirtschaftsstrukturen und die Wert- 
schätzung von Handwerkskunst und 
Selbstgemachtem.

querg
edach

t
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DNR intern

Internet

Ihre Europa-Abgeordneten 
im Ökotest 

Die EU-Koordination des Deutschen ��
Naturschutzrings hat eine neue Inter-
netseite gestaltet, die die deutschen Ab-
geordneten des EU-Parlaments mit den 
Umweltverbänden und -initiativen vor 
ihrer Haustür vernetzt. Die Internetseite 
www.umweltcheck-europarl.de verbindet 
die 99 EU-Abgeordneten mit den Akti-
ven im Umwelt-, Natur- und Tierschutz 
ihrer jeweiligen Heimatregion. Damit ist 
die Kontaktaufnahme zwischen den loka-
len und den europäischen Akteuren kein 
Problem.

Zu jedem Mitglied des EU-Parlaments 
in der Legislaturperiode von 2009 bis 2014 
gibt es ausführliche Angaben samt Adres-
sen in Brüssel, Straßburg und Deutschland. 
Allen Abgeordneten wurden außerdem 
drei Fragen zum Thema Umwelt gestellt 
– allerdings haben noch nicht alle geant-
wortet. 

Die EU-Koordination des DNR erhofft 
sich eine rege Nutzung der Seite, zum Bei-
spiel für gemeinsame Veranstaltungen 
über EU-Themen, Lobbyaktivitäten für 
eine umweltfreundlichere europäische 
Politik oder auch die bessere Vernetzung 
der Verbände in der gleichen Region.

Außerdem hat die EU-Koordination 
das Sonderheft „Die neue Europäische 
Kommission“ ins Internet gestellt. Zu 
Beginn ihrer neuen Amtsperiode werden 
darin Struktur und Arbeitsweise der EU-
Kommission kurz erläutert, dann wird 
jedes der 27 Kommissionsmitglieder mit 
seinen Ressortzuständigkeiten und Plänen 
vorgestellt. Das Sonderheft gibt es nur in 
der Onlineversion.	 [jg]

Internetseite: www.umweltcheck-europarl.de XX

Sonderheft: www.eu-koordination.de (Publika-XX

tionen)
DNR, EU-Koordination, Berlin, Tel. +49 (0)30 / XX

6781775-70, Fax -80, E-Mail: eu-info@dnr.de

Aus den Verbänden

Konsultation

Mitreden beim staatlichen 
Umweltschutz

Mitte Februar startete das Bundes-��
umweltministerium erstmals eine Inter-
netkonsultation zu der Frage: Welche 
Umweltthemen benötigen mehr Auf-
merksamkeit und wo besteht dringender 
Handlungsbedarf? Noch bis zum 17. März 
können Beiträge geliefert und Vorschläge 
anderer TeilnehmerInnen kommentiert 
und bewertet werden. Nach Abschluss die-
ser Phase finden bis zum Sommer zu drei 
der wichtigsten Themen Fachdialoge statt. 
Dazu sollen neben Experten aus Verbän-
den auch ausgewählte Bürgerinnen und 
Bürger eingeladen werden. Wer sich dazu 
äußern möchte, welches Umweltthema für 
den Fortschrittsbericht 2012 zur deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie besonders wichtig 
ist, sollte sich hier beteiligen. 	 [jfs]

www.mitreden-u.deXX

Genshagener Erklärung

Bürgerschaftliches 
Engagement stärken

Anfang Februar hat das Bündnis für ��
Gemeinnützigkeit, ein Zusammenschluss 
der Dachverbände des dritten Sektors, 
dem auch der Deutsche Naturschutzring 
angehört, eine Erklärung zur Stärkung 
des bürgerschaftlichen Engagements der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Bürgerschaft-
liches Engagement sei für eine vitale De-
mokratie und den Zusammenhalt der 
Gesellschaft unabdingbar, heißt es in der 
„Genshagener Erklärung“. Die Stärkung 
des bürgerschaftlichen Engagements sei 
daher eine wichtige Aufgabe auch für die 
Politik. Diese müsse förderliche und „eu-
ropataugliche“ Rahmenbedingungen für 
die Übernahme von Verantwortung durch 

bürgerschaftlich Engagierte gewährleisten. 
Das Bündnis fordert insbesondere

eine abgestimmte nationale Engage-XX

mentstrategie,
die Verbesserung der Rahmenbedin-XX

gungen und die Stabilisierung von En-
gagement und Partizipation,
die Stärkung des gemeinnützigen Stif-XX

tungswesens,
eine stärkere Förderung der Freiwilli-XX

gendienste,
eine bessere Förderung der wissen-XX

schaftlichen Forschung zum bürger-
schaftlichen Engagement und 
die Anerkennung des besonderen Wer-XX

tes der Sozial- und Kulturdienstleistun-
gen für die Verwirklichung eines „Euro-
pas der Bürgerinnen und Bürger“. 	 [bv]

DNR, Generalsekretär Helmut Röscheisen, Bonn, XX

Tel. +49 (0)228 / 3590-05, Fax -96, E-Mail: 
deutscher.naturschutzring@dnr.de, www.dnr.de
Genshagener Erklärung:  XX

www.dnr.de/publikationen/news/?id=148

Preise & Ausschreibungen

Deutscher Umweltpreis

DNR schlägt vor
Der Deutsche Naturschutzring hat ��

im Februar vier Persönlichkeiten für den 
Deutschen Umweltpreis 2010 vorgeschla-
gen. Nominiert wurden Hans Günter 
Schumacher, langjähriger Vorstandsspre-
cher der Deutschen Umweltstiftung, als 
Initiator zahlreicher Umweltprojekte; Her-
mann Fischer, Inhaber der Firma Auro, für 
die Entwicklung innovativer Naturfarben; 
Ludwig Sothmann für seine langjährige eh-
renamtliche Leitungstätigkeit im Landes-
bund für Vogelschutz in Bayern sowie der 
Grüne-Liga-Vorsitzende Klaus Schlüter 
für sein Engagement in der ostdeutschen 
Demokratie- und Umweltbewegung.	 [mb]

DNR, Generalsekretär Helmut Röscheisen, Bonn, XX

Tel. +49 (0)228 / 3590-05, Fax -96, E-Mail: 
deutscher.naturschutzring@dnr.de, www.dnr.de
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 Einst produzierte 
Europa immense 
Überschüsse an 
Nahrungsmitteln, 
Milchseen und But­
terberge. Ursache 
war die langjährige 
Brüsseler Subven­
tionspolitik, die 
überaus reiche 
Früchte trug. An­

derswo, etwa in Äthiopien oder in den 
Ländern des Sahel, kam es währenddessen 
immer wieder zu Hungersnöten. Das war 
in den frühen 1980er-Jahren.

Über all dies hat sich in der Folge ein 
Mantel des Vergessens gelegt und über 
den Äckern war Ruh’. Doch damit dürfte 
es bald vorbei sein, denn der Hunger kehrt 
zurück. Während er vor einem Viertel­
jahrhundert noch einer unzureichenden 
Verteilung von Lebensmitteln geschuldet 
war, wird es in naher Zukunft schlichtweg 
nicht mehr genug zu verteilen geben, denn 
die Vorräte von einst sind längst passé. Die 
ersten Vorboten dieser Prophezeiung sind 
mittlerweile auch in den reichen Ländern 
spürbar: Seit zwei Jahren steigen hierzu­
lande die Preise für Lebensmittel stark an 
und die Suppenküchen in Berlin oder New 
York verzeichnen regen Zulauf. 

Verwundert reibt sich die westliche 
Welt die Augen und fragt, wie es so weit 
kommen konnte. Dabei sind die Antwor­
ten längst bekannt, man muss sie nur in 
ihrer Gesamtheit zusammenführen, wie es 
der Agrarwissenschaftler und WDR-Jour­
nalist Wilfried Bommert in hervorragen­
der Weise getan hat: Es ist – „wie so oft bei 
Katastrophen – ein unglückliches Zusam­
mentreffen mehrerer Triebkräfte, die (…) 
jede für sich genommen gar nichts mitein­
ander zu tun haben. Zusammen aber füh­
ren das Ende der Nahrungsmittelreserven, 
das ‚Allzeithoch‘ beim Ölpreis, der Hunger 

auf Biosprit, der Fleischkonsum in China 
und Spekulationen in Chicago zu einem 
höchst explosiven Gemisch.“ Und als ob 
das nicht genug wäre, sind auch „die ‚Or­
gane‘ der Welternährung – Klima, Boden, 
Wasser und Artenvielfalt – angegriffen und 
teilweise massiv geschädigt“. Die Wüsten 
breiten sich aus, die Gletscher schmelzen, 
der Boden wird fortgeschwemmt oder 
weggeblasen, auf den Äckern herrscht 
eine verwundbare Hochleistungsmonoto­
nie. Kurzum: Es droht ein „multiples Or­
ganversagen“, wenn die Politik weiterhin 
in Agonie erstarrt und die Agrarkonzer­
ne um Syngenta und Monsanto die Welt 
weiter mit ihren Hightechprodukten über­
schwemmen.

Die moderne Landwirtschaft der In­
dustrieländer ist keine Alternative gegen 
die Krise, so Bommert. Ihre Abhängigkeit 
vom schwindenden Öl macht sie zu einem 
Auslaufmodell, ihre Produkte belasten die 
Ökosysteme und sind darüber hinaus für 
die Menschen in den armen Ländern des 
Südens unbezahlbar. Die Lösung sieht der 
Autor in einer Kombination von moder­
nem und traditionellem Agrarwissen vor 
Ort. In den Agrarforschungszentren in 
Mexiko, Syrien oder den Philippinen exis­
tieren zukunftsfähige Projekte zuhauf. Sie 
werden getragen von einem Netzwerk der 
Zivilgesellschaft, „das der Tatenlosigkeit 
der Politik Beispielhaftes entgegensetzt“. 

Doch die Vielzahl privater Organisatio­
nen kann kein Ersatz für politisches Han­
deln sein. Die Krise der Welternährung ist 
und bleibt eine Frage der Politik – wie man 
sie dazu bringt, ihren Beitrag zu leisten, 
dafür hat auch dieses äußerst informative 
und lesenswerte Buch kein Rezept.
	 [Christoph Hirsch]

Bommert, W.: Kein Brot für die Welt. Die Zukunft XX

der Welternährung. Riemann, München 2009, 
351 S., 19,95 €, ISBN 978-3-570-50108-5

Leere Tanks und leere Teller 
Der Hunger kehrt zurück. Und das vielleicht schlimmer 
als je zuvor, weil die industrialisierte Landwirtschaft vom 
Öl abhängig ist. Weil Böden, Wasser und Biodiversität 
gefährdet sind. Weil Agrarkonzerne ein Auslaufmodell 
sind. Wilfried Bommert über kein Brot für die Welt.

Rezensionen

Keinesfalls kann ��
man dieses Buch in 
einem Zug durch­
lesen. Im Aufbau 
erinnert es an ein 
Schulbuch, in dem 
die Lerninhalte re­
gelmäßig zu Kern­
sätzen zusammen­

gefasst werden. Dazu tragen auch die mit 
großer Sorgfalt ausgewählten Fotos bei, die 
alles andere als nichtssagende Illustratio­
nen sind. 

Die Vorzüge dieses Buches sind, dass es 
weit hinaus über die Grenzen des Landes 
blickt und dass es alle Facetten von Mobi­
lität behandelt, nicht nur den Autoverkehr. 
So wird der von Verkehrsexperten kaum 
beachtete Rollator als Mobilitätsrevolu­
tion für ältere Menschen bezeichnet, der 
die Maxime „schneller ist besser als lang­
samer“ in Zweifel ziehe und andere Anfor­
derungen an die Infrastruktur stelle. Die 
unterschiedlichen Mobilitätsbedürfnisse in 
verschiedenen Lebensphasen müssten als 
gleichberechtigt anerkannt werden.

Natürlich findet man auch reichlich 
fachliche Information über die Erschöp­
fung der fossilen Energiequellen, denn das 
Buch will ja ein „Wegweiser für die Zeit 
nach dem Peak Oil“ sein. Dazu gehören 
auch Visionen über die Versorgung mit 
erneuerbaren Energien. Die alternativlo­
se Einengung auf das Elektroauto ist ver­
schmerzbar, da es nur noch den „Restver­
kehr“ abdecken soll, der nach dem Ausbau 
der Schiene im Nah- und Fernverkehr, der 
Umgestaltung der Siedlungsstruktur und 
der umfassenden Nutzung der elektroni­
schen Kommunikation verbleibt. 

Mit sieben „Leitplanken“ wird die 
Orientierung auf die postfossile Mobilität 
strukturiert – wobei die letzte von ihnen 
hervorsticht. Danach soll die postfossile 
Mobilität eine „eigene Gravitation“ ent­

Mobil bleiben nach dem Öl
Experten aus Industrie und Raum-
planung schrieben mehrere Jahre an 
einem Mobilitätskonzept für die Zeit 
zurückgehender Ölförderung. Das 
Ergebnis ist bemerkenswert. 
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wickeln und müsse deshalb „attraktiv und 
emotional ansprechend“ sein. Ein Aspekt, 
der in der technikfixierten Debatte über 
Emissionen und Antriebe oft untergeht.

Das Buch entstand in einem langen 
Prozess im Umfeld der Evangelischen Aka­
demie Tutzing und konnte die Ergebnisse 
aus Projekten nutzen, die mit Bundesmit­
teln gefördert wurden. Die Autoren waren 
in der Industrie und der Raumordnung in 
hochrangigen Funktionen tätig. Das kann 
erklären, warum jegliche systemkritische 
Analyse fehlt, etwa zum Einfluss der Auto- 
und Ölkonzerne. Die Autoren beschreiben 
den Istzustand als „Erfüllung eines uralten 
Menschheitstraums“ und nähren die Hoff­
nung auf einen evolutionären Übergang in 
die postfossile Zeit durch Einsicht aller Be­
teiligten in die Zusammenhänge.

Im Anhang wird die Mobilitätsinitiative 
(moin) vorgestellt, über die die Vorarbei­
ten zum Buch koordiniert wurden und die 
ein breit angelegtes Forschungsprogramm 
„Postfossile Mobilität“ auf den Weg brin­
gen will. 	 [Roland Schnell]

Schindler, J.; Held, M.; Würdemann, G.: Postfos-XX

sile Mobilität. Wegweiser für die Zeit nach dem 
Peak Oil. VAS, Bad Homburg 2009, 302 S., 19,80 €, 
ISBN 978-3-88864-422-1

Wohlstand ohne Wachstum 
  Tim Jacksons 

Buch „Prosperity 
without Growth“ 
ist eine Herausfor­
derung. Nicht nur, 
weil es bisher nur 
auf Englisch zu be­
kommen ist. Jack­
son, Chefökonom 
des britischen 

Nachhaltigkeitsrates, beschreibt die 
Wachstumsfalle und die notwendigen An­
strengungen, um ihr zu entkommen, in 
nicht gekannter Deutlichkeit. „Nachhalti­
ges Wachstum“ wird in diesem Buch als 
gefährliche Chimäre entlarvt. An seine 
Stelle treten eine brillante Analyse und un­
missverständliche Handlungsempfehlun­
gen, denen nur eines fehlt: Die Gebrauchs­

anweisung für eine Politik, die unbelehrbar 
scheint und bisher entweder gar nicht han­
delt oder aber zu zaghaft und zu spät. 

„Prosperity without Growth“ ist ein 
makroökonomisches Buch, das viele 
Klarheiten schafft. Allen voran: Endloses 
Wachstum ist nicht möglich, noch nicht 
einmal dann, wenn es als grünes Wachs­
tum daherkommt. Die relative Entkopp­
lung vom Energie- und Rohstoffdurchfluss 
reicht nämlich nicht aus. Die altindustri­
ellen Länder müssen den absoluten Ver­
brauch jetzt drastisch senken. Business as 
usual ist keine Option mehr. Der Ausstieg 
aus dem alten Wachstumsmodell ist alter­
nativlos. Das geht nur, wenn dem Energie- 
und Rohstoffverbrauch umgehend klare 
Grenzen gesetzt werden und Wirtschaft 
und Gesellschaft zugemutet wird, sich ab 
sofort im Umgang mit diesen Grenzen 
zu bewähren. Es bedeutet: Jeder Schritt 
muss in die richtige Richtung gehen. Alle 
staatlichen Interventionen und alle priva­
ten Investitionen müssen sich auf das Ziel 
konzentrieren, unseren Wohlstand vom 
Verbrauch fossiler Energien und Rohstoffe 
unabhängig zu machen. 

Jackson sieht dabei die Notwendigkei­
ten, unsere Gesellschaft und unsere Le­
bensweisen zu verändern: Wohlstand ohne 
Wachstum erfordert mehr Partizipation, 
mehr Gleichheit, eine Umverteilung von 
Arbeit und eine neue Work-Life-Balance. 
Wir brauchen gesellschaftliche Verhältnis­
se, unter denen alle Menschen ihre Fähig­
keiten entfalten und persönlich dauerhaft 
wachsen können. Das erscheint Jackson 
vor allem in einer Ökonomie möglich, 
in der nicht die Arbeitsproduktivität im 
Vordergrund steht, sondern die Arbeits­
freude und die Selbstentfaltung. Neben 
der Mobilisierung von privatem Kapital 
ist für ihn vor allem die Mobilisierung von 
sozialem Kapital notwendig. Wir müssen, 
so Jackson, eine Gesellschaft werden, die 
den Wert der Gemeingüter erkennt und 
ihre Energien darauf verwendet, innerhalb 
dieser Grenzen „zu blühen“. 	 [Christine Ax]

Jackson, T.: Prosperity without Growth. Econom-XX

ics for a Finite Planet. Earthscan, London 2009, 
280 S., 15,20 €, ISBN 978-1-84407-894-3. www.
sd-commission.org.uk/pages/economics.html

Der Boden im Mittelpunkt 
 Der Kritische Ag­

rarbericht hat sich 
im Jahr 2010 den 
Boden als Schwer­
punkt gewählt. Der 
Bodenschutz, der in 
den 1980er-Jahren 
intensiv diskutiert 
wurde, ist in den 
letzten Jahren aus 

dem Blickfeld geraten, wie die Herausgeber 
vom alternativen AgrarBündnis bei der 
Vorstellung des Berichts auf der Grünen 
Woche auch selbstkritisch feststellten. Al­
lerdings ist das Thema leider so aktuell wie 
eh und je. Böden werden weltweit in gro­
ßem Maßstab vergiftet und versiegelt, 
durch Erosion oder Versalzung degradiert. 
Heute kommen weitere Aspekte hinzu, die 
den Ausschlag für die Themenwahl gaben. 
So hat sich die bodenungebundene land­
wirtschaftliche Erzeugung in den vergan­
genen Jahrzehnten immer weiter ausge­
breitet und erreicht heute mit großen Tier­
fabriken in Nord- und Ostdeutschland 
eine nie gekannte Dimension. Opfer sind 
nicht nur die Tiere, sondern auch die 
Böden in Südamerika, die der Sojaproduk­
tion anheimfallen. 

Auch das Land Grabbing, eine neue 
Form des unternehmerischen Kolonialis­
mus, ist ein Bodenthema, das der Kritische 
Agrarbericht genauso behandelt wie die 
Wüstenbildung, die ebenfalls die Ernäh­
rungssicherheit der Menschen im Süden 
bedroht. Von Regenwürmern bis zur 
Liebigschen Minimumtonne, von gesetz­
lichen Regelungen bis zum ökologischen 
Landbau, der Böden nicht nur aufbaut, 
sondern auch vor Erosion schützt, fehlt so 
gut wie kein Aspekt. 

Daneben finden die LeserInnen den 
gewohnten Überblick über die wichtigen 
Themen des letzten Jahres wie Milchpo­
litik oder Gentechnik sowie Beiträge zu 
Perspektiven und Strategien der künftigen 
Agrarpolitik. 	 [Annegret Grafen-Engert]

AgrarBündnis (Hrsg.): Der kritische Agrarbericht XX

2010. AbL, Hamm 2010, 304 S., 19,80 €, ISBN 978-
3-930413-40-9. www.kritischer-agrarbericht.de
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Tiere auf großer Reise
 Was haben Kari­

bus, Blauwale und 
Streifengänse ge­
meinsam? Sie gehö­
ren zu den wan­
dernden Tierarten 
und sind darin 
sogar Rekordhalter. 

In Ben Hoares Buch „Die großen Tierwan­
derungen“ erfährt man gleich auf den ers­
ten Seiten, dass der Blauwal das größte, das 
Karibu das am weitesten und die Streifen­
gans das am höchsten wandernde Tier 
unseres Planten ist. Diese und viele andere 
Details über die faszinierende Welt der 
wandernden Tiere finden sich auf den 
176 Seiten des im Haupt-Verlag erschiene­
nen Text-Bild-Bandes. Der britische Autor 
nimmt die LeserInnen mit auf die Reise 
über das Land, durch das Wasser und 
durch die Luft, um auf über 300 farbigen 
Abbildungen und Karten einen fachlichen 
Überblick über ein noch wenig erforschtes 
Phänomen zu geben.

Auf die Fragen, warum sich einige Tiere 
überhaupt auf den kräftezehrenden Weg 
machen, woher sie wissen, wann es Zeit ist, 
und wie es ihnen gelingt, sicher ans Ziel zu 
kommen, antwortet Hoare auf anschauli­
che Weise, wobei er sich auf aktuelle wis­
senschaftliche Erkenntnisse bezieht und 
neue Forschungsmethoden erläutert.

Die ständige Bedrohung durch den 
Menschen und die von ihm verursachte 
Klimaerwärmung werden auch für die 
Tiermigration zur Herausforderung und 
haben einige Arten bereits an den Rand 
des Aussterbens getrieben. So beschreibt 
Hoare, wie die fortschreitende Zerstücke­
lung der Landschaft den Wanderungen der 
Karibus und vieler Zugvögel langsam aber 
sicher den Raum nimmt. 

Der Band überzeugt nicht nur wegen 
seiner anschaulichen Bilder, sondern vor 
allem wegen seiner detailreichen Schilde­
rung der Besonderheiten und der Bedro­
hungen der wahrhaft großen Tierwande­
rungen. 	 [Kerstin Wolter]

Hoare, B.: Die großen Tierwanderungen. Haupt, XX

Bern 2009, 176 S., 39,90 €, ISBN 978‑3‑258‑07479-5

Wem gehört das Meer?
 Die hohe See ist heute das letzte große 

Gemeingut. Eine Klärung der Fragen, wie 
die Ozeane und Meere für alle global und 
sozial gerecht zugänglich bleiben können, 
wer welche Teile für seine nationale oder 
privatwirtschaftliche Nutzung beanspru­
chen darf, steht aber noch aus. Die Bro­
schüre „Wem gehört das Meer?“ bereitet 
übersichtlich die entwicklungspolitische 
Dimension der Meerespolitik und die glo­
bale Bedrohung der Meeresumwelt auf. 
Wie dabei das Nord-Süd-Verhältnis beein­
flusst wird, zieht sich wie ein roter Faden 
durch die Texte. Die AutorInnen bearbei­
ten die ganze Spanne vom Kampf um die 
Fischbestände bis zur sozialen Spaltung der 
Hafenstädte, vom Meer als Fluchtroute 
und Fluchtursache bis zur Piraterie, von 
der Globalisierung bis zum Streit um die 
Tiefsee, vom Aquafarming bis zur Ge­
schichte der Entdeckung und Erschließung 
der Meere. Ergänzt werden die Artikel 
durch eine Dokumentation wichtiger Ab­
kommen, Quellen und Ereignisse. 		
		  [Bjela Vossen]

Verein für Internationalismus und Kommuni-XX

kation (Hrsg.): Wem gehört das Meer? Intkom, 
Bremen 2009, 74 S., 2,– € Versandkosten, ISSN 
1436-3100. Bezug: Tel. +49 (0)421 / 72034, 
E‑Mail: verein.intkom@gmx.de

Bioenergie und Naturschutz 
Bei der Erzeugung von Biomasse zur ��

Energiegewinnung kann es Konflikte mit 
dem Naturschutz geben – aber auch Sy­
nergien. Das Bundesamt für Naturschutz 
(BfN) will naturverträgliche Formen der 
Bioenergieerzeugung besser bekannt ma­
chen und fördern und hat dazu ein Posi­
tionspapier erarbeitet. Vorgestellt werden 
Prinzipien und Forderungen für die Erzeu­
gung sowie neue Ansätze und Möglichkei­
ten der praktischen Umsetzung. 	 [jg]

Peters, W.; Schultze, C.: Bioenergie und Natur-XX

schutz. Synergien fördern, Risiken vermeiden. 
BfN, Bonn 2010. Kostenloser Download (PDF, 32 S., 
2,6 MB): www.bfn.de/positionspapiere.html

Welt als Karte
Mehr als 600 ��

Karten und Schau­
bilder hat die po­
litische Monats­
zeitung Le Monde 
diplomatique auf 
ihrer Internet­

seite bereitgestellt. Wie viel Energie die 
Aluminiumproduktion verbraucht, wel­
che Orte ölverseucht sind oder welche 
Temperatur wann am Nordpol herrschte 
– alles ist grafisch übersichtlich aufberei­
tet. Die aktuellsten Daten sind aber nur in 
der Zeitung selbst zu finden.	 [jg]

www.das-globale-kartenarchiv.deXX

Wo stehen die Staaten im Klimaschutz?
Die Klimaschutzziele wichtiger Länder ��

und der EU hat die Denkschmiede Ecofys 
analysiert, dokumentiert und bewertet. 
Ihr Climate Action Tracker zeigt mit 
einer Kurzbeschreibung und der Einord­
nung in eine Skala auf einen Blick, ob die 
Ambitionen des Landes ausreichen, um die 
Erderwärmung zu verhindern. Beim Ko­
penhagener Klimagipfel hatten die Staaten 
vereinbart, ihre Reduktionsziele bis zum 
1. Februar an die Vereinten Nationen zu 
melden. Auch diese sind nun nachzulesen. 
Das Projekt wird von der European Cli­
mate Foundation unterstützt. 	 [jg]

www.climateactiontracker.orgXX

Menschenrechte ohne Grenzen
Angesichts wachsender Armut und der ��

auch durch Umweltzerstörung schwinden­
den Zukunftschancen sind viele Menschen 
auf der Flucht. Doch die EU schottet ihre 
Grenzen ab. Borderline Europe berichtet 
über die täglichen Dramen auf Flücht­
lingsbooten und an Stacheldrahtzäunen. 
Der sieht seine Arbeit als Akt des zivilen 
Widerstandes gegen die tödlichen Folgen 
der Abschottung. Neben umfassender In­
formation dient die Internetseite auch der 
Vernetzung europäischer Initiativen. 	 [jg]

www.borderline-europe.deXX

Internet
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Frisch serviert vom 
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Oben und Wider-
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23.04., Berlin (D)
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FÖS, Tel. +49 (0)30 / 7623991-30, Fax -59, XX

E-Mail: foes@foes.de, www.foes.de
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Umweltbewusste Reisende sind oftmals ��
über die katastrophalen Hygiene- und 
Umweltzustände in Entwicklungsländern 
erschrocken. Das gilt auch für Syrien, das 
sich langsam entwickelt und der Markt-
wirtschaft öffnet. Die Flüsse ähneln eher 
stinkenden Kloaken, Plastiktüten ver-
schandeln den letzten Winkel der Wüste 
und der Autoverkehr erreicht schier un-
erträgliche Grenzen. Das arabische Land 
steht drückenden Umweltproblemen ge-
genüber: Abfallentsorgung verbunden mit 
Verunreinigung von Wasser und Böden, 
Wasserknappheit, Bodendegradation, Ver-
lust an Biodiversität und Luftverschmut-
zung. Dabei verfügt Syrien eigentlich über 
eine hervorragende Ausgangssituation: 
Erdöl, Erdgas und sogar Lebensmittel 
werden exportiert und Wasserkraft liefert 
ausreichend Strom. 

Damaskus – Paradies auf Erden?
Der Prophet Muhammed soll der Legende 
nach vor den Toren der Stadt umgekehrt 
sein. „Ich will nur einmal ins Paradies“, soll 
er gesagt und sich für das jenseitige ent-
schieden haben. In der Tat hat die Altstadt 
von Damaskus trotz aller neuzeitlichen 
Anpassungen den Charakter einer orien
talischen Stadt aus „Tausendundeiner 
Nacht“ erhalten können. 

Die älteste dauerhaft bewohnte Stadt 
der Welt ist Unesco-Weltkulturerbe und 
blickt auf mindestens fünf Jahrtausende 
zurück. Durch Kriege und Erdbeben zer-
stört, wurde sie immer wieder aufgebaut. 
Der Anblick vieler Lehmhäuser enttäuscht 
von außen, doch hinter bescheidenen Fas-
saden öffnet sich mitunter ein Paradies: Im 
Innenhof plätschern Springbrunnen, blü-
hen Orangenbäume. Wände und Marmor-
böden zieren wunderschöne Ornamente. 

Die Stadtverwaltung will jetzt die Autos 
aus den engen Gassen der Altstadt ver-
bannen. Die Hauptverkehrsader ist stel-
lenweise nicht einmal zehn Meter breit. 
Anwohnerparken, Fußgängerzonen oder 
Lieferzeiten für Lkws sind unbekannt. 

Umweltschutz versus Wirtschaftswachstum
Syrien boomt. An den Ausfallstraßen von 
Damaskus reihen sich hypermoderne Ge-
bäude westlicher Firmen aneinander. Das 
Wirtschaftswachstum lässt die ungelösten 
Umweltprobleme explodieren. Viele Be-
reiche des Einparteienstaates wie öffent-
licher Verkehr, Wasser- und Stromver-
sorgung oder Müllentsorgung sind hoch 
subventioniert, völlig ineffektiv, unren-
tabel und wenig innovativ. Ob der vielen 
Umweltprobleme sind die Menschen un-
zufrieden, doch wo anfangen? 

Zwar hat die Regierung die Zeichen er-
kannt und 2003 einen Umweltaktionsplan 
aufgelegt. Ein Nachhaltigkeitsstrategiepa-
pier gibt es schon seit 2001. Solaranlagen 
oder Windräder sind aber kaum zu sehen, 
obwohl die Bedingungen ausgezeichnet 
sind. Das zeigt eine Studie von 2009, die 
von der Heinrich-Böll-Stiftung unterstützt 
wurde. Auch die Beteiligung unabhängiger 
Organisationen bei der Planung, Umset-
zung und Kontrolle fehlt – und daher oft 
auch der Wille in der Bevölkerung. Der 
Weg in eine nachhaltigere Zukunft scheint 
unabwendbar über den Umweg industriel-
ler Verschmutzung zu führen.

Auf Initiative der griechisch-ortho-
doxen Kirche fand in Zusammenarbeit 
mit dem Umweltministerium im Januar 
dieses Jahres in Damaskus eine interna-
tional besetzte Konferenz für BNE statt. 
Die rund zwei Millionen Christen in Syri-
en, die in den letzten zwei Jahren rund 40 

Prozent ihrer Mitglieder verloren haben, 
haben sich als Pioniere auf diesem Gebiet 
ausgezeichnet. Vielleicht gerade weil der 
Wegzug von Akademikern und Eliten aus 
dem Vorderen Orient seit Jahren andauert, 
bemühen sich viele Organisationen über 
Religionsgrenzen hinweg um eine gesunde 
und lebenswerte Zukunft für ihre Kinder.

Die Konferenz sollte einen nationalen 
Aktionsplan für BNE auf den Weg bringen. 
In Syrien fehlt es an modernen Methoden, 
fortschrittlichen Lehrplänen und nicht- 
formalen Bildungsansätzen. Eröffnet 
wurde die Veranstaltung vom Patriarchen 
Ignatius IV. und der syrischen Umweltmi-
nisterin Kawakab Dayeh persönlich. 

Nachhaltigkeit will gelernt sein
Vor allem aus Europa waren Bildungsfach-
leute eingeladen. Als Vertreter der Ham-
burger Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt erläuterte ich in meinem Vortrag 
anhand der Initiative „Hamburg lernt 
Nachhaltigkeit“, wie wichtig es ist, Bürger 
und NGOs einzubeziehen. Die Stadt wurde 
zum European Green Capital 2011 gekürt, 
weil sie im Umweltschutz große Anstren-
gungen unternommen hat und weil Nach-
haltigkeit dort als entscheidend für die 
wirtschaftliche Entwicklung gilt. Als etwa 
gleich große Stadt kann Hamburg Vorbild 
für Damaskus sein. Weitere Vortragende 
kamen vom Hamburger Unesco-Institut 
für Lebenslanges Lernen, von der Firma 
Petro-Canada als Sponsor der Konferenz, 
der niederländischen Universität Wage-
ningen und von privaten Organisationen. 

Am Ende wurden Empfehlungen ver-
abschiedet und der Regierung übergeben. 
Ihre Umsetzung mag man zum Wohle Sy-
riens nur wünschen. Eigentlich sollte dies 
für einen starken Staat wie Syrien kein Pro-
blem darstellen – vorausgesetzt er meint es 
ernst damit.	 [Jürgen Forkel-Schubert]

Orthodoxes Patriarchat: www.antiochpat.org ZZ

Studien: Environmental Strategy For Syria und ZZ

Renewable Energy Project. www.enviro-syria.org
EU-Kommission: Länderstrategiepapier ZZ

2007–2013 und Nationales Indikativprogramm 
2007–2010 für Syrien. www.ec.europa.eu/
world/enp/partners/enp_syria_de.htm
www.hamburg.de/nachhaltigkeitlernenZZ

Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) in Syrien

Nachhaltigkeit im Morgenland
Während viele industrialisierte Länder große Anstrengungen unternehmen, um den 
Nachhaltigkeitsgedanken über die Bildung in der Bevölkerung zu verankern, stehen 
die meisten arabischen Staaten hier noch ganz am Anfang. Auf einer internationalen 
Konferenz in Damaskus wurden im Januar erste Schritte unternommen, einen natio-
nalen Aktionsplan für BNE in Syrien auf den Weg zu bringen.
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Aus ANU und Umweltzentren

ANU-Projekt Leuchtpol: Erste Ergebnisse
Die Pilotphase des Projekts Leuchtpol  ��

(siehe ökopädNEWS 199, April 2009, S. 37)  
ist erfolgreich verlaufen. Die Teilnehmen-
den an den Fortbildungen haben die Zu-
kunftsbedeutsamkeit des Themas Energie 
sowie damit verbundene zentrale Problem-
felder erfasst. Die Zufriedenheit der Fort-
bildungsteilnehmerInnen ist sehr hoch. 
Über 90 Prozent von ihnen sind sich einig, 
dass man die Inhalte aus dem Seminar in 
die eigene Arbeit umsetzen kann, und sind 
zugleich motiviert, Bildung für nachhalti-
ge Entwicklung (BNE) stärker in die päd-
agogische Arbeit einfließen zu lassen. Das 
ergab die Auswertung von knapp 400 Fra-
gebögen, die vom Institut für integrative 
Studien (Infis) der Leuphana-Universität 
Lüneburg durchgeführt wurde. Ute Stol-
tenberg, Professorin für Sachunterricht 
und Leiterin von Ifnis: „Bei einem derart 
komplexen Themenbereich ist dies als ein 
erster Erfolg für Leuchtpol zu werten.“ 

www.leuchtpol.deZZ

ANU Bayern: FairKick – mehr als nur ein Spiel
Die Fußballweltmeisterschaft in Süd-��

afrika ist ein guter Anlass, sich mit den 
Themen Fußball, Eine Welt, Kinderarbeit, 
Konsum und Geld in der Bildungsarbeit zu 
beschäftigen. Die ANU Bayern bietet am 
10. März zusammen mit MobilSpiel Mün-
chen einen FairKick-Workshop an. Es wer-
den verschiedene Aktionsformen, Projekte 
und Methoden vorgestellt, die mit Schul-
klassen und Gruppen durchgeführt wer-
den können. 

Ökoprojekt – MobilSpiel e.V., Tel. +49 (0)89 / ZZ

7696025, E-Mail: oekoprojekt@mobilspiel.de, 
www.mobilspiel.de/oekoprojekt 

NaturGut Ophoven:  
15 Materialien zum Klimawandel

Zwei Jahre lang arbeitete das Schulbio-��
logiezentrum bei Leverkusen im EU-Pro-
jekt Inspire School Education by Non-for-

mal Learning mit europäischen Partnern 
an der Analyse einer Einbindung außer-
schulischer Bildungseinrichtungen in die 
Schulbildung. Nach dem Ende des Projekts 
stehen jetzt 15 Unterrichtseinheiten zum 
Thema Klimawandel und Energiesparen 
und eine Lehrerfortbildung im Internet 
zum Abruf bereit. 

www.inspire-project.euZZ

www.naturgut-ophoven.deZZ

Schwerpunkt: BNE in der Schule

Ökologischer Fußabdruck in der Schule 
„Ökologischer Fußabdruck in der ��

Schule. Impulse, Szenarien und Übun-
gen für die Sekundarstufe“ – so heißt eine 
neue Broschüre, die PädagogInnen bei der 
Anwendung des Footprint im Unterricht 
unterstützt. Neben einer umfangreichen 
Methodensammlung befasst sich ein eige-
nes Kapitel mit Szenarien, wie bei einem 
derart polarisierenden Thema mit unter-
schiedlichen Emotionen in einer Grup-
pe umgegangen werden kann. Auch die 
Druckversion kann jetzt wieder bestellt 
werden. 

Kostenloser Download: www.umweltbildung.at ZZ

(Themen – Ökologischer Fußabdruck)
www.umweltbildung.at/cms/bestellenZZ

BNE-Radar für Schweizer Schulprojekte
Wie ein fünfstrahliges Spinnennetz ��

sieht das Bewertungsraster für Schulpro-
jekte in der Schweiz aus. Es ist angelehnt 
an das Öko-Radar-Verfahren und bewertet 
zehn verschiedene Faktoren wie Kreativi-
tät, Zeit oder Werte. Je nach Berücksich-
tigung gibt es mehr oder weniger Punkte, 
wodurch das Spinnennetz immer anders 
aussieht. Diesen interessanten Ansatz stellt 
die Stiftung Umweltbildung Schweiz in 
ihrer neuen Broschüre „Handeln für die 
Zukunft“ vor.

Download (PDF, 16 S., 430 kB):  ZZ

www.kurzlink.de/bne-dossier.pdf
www.globaleducation.chZZ

Klimadetektive in der Schule
Wo soll man anfangen, damit die eigene ��

Schule klimafreundlich wird? Beim Schul-
kopierer, der den ganzen Tag eingeschal-
tet ist? Bei den Fenstern im Flur, die auch 
im Winter angekippt offen stehen? Oder 
doch lieber bei den täglichen Schulwegen 
der Schüler und Lehrer? Letzteres tut die 
Broschüre „Klimadetektive in der Schule“. 
Sie beginnt mit einem Klimacheck in den 
Bereichen, wo Veränderung besonders 
nötig ist. Die beiliegende CD enthält dazu 
rund 100 Seiten Checklisten. Die Broschü-
re bietet zudem für alle Altersstufen und 
Beteiligten Hintergrundinformationen, 
Handlungsoptionen und Praxisbeispiele. 

Langner, T.: Klimadetektive in der Schule. ZZ

Umweltbüro Nord, Stralsund 2009, 80 S. + CD, 
10,– €, ISBN: 978-3-00-028955-2.  
www.umweltschulen.de/klima

Schweiz: 44 Medienkoffer zum Ausleihen
Die Medienkiste Klima von Ökomo-��

bil Luzern ist der jüngste Eintrag in der 
„Übersicht Medienpakete“ der Stiftung 
Umweltbildung Schweiz. Eine Broschüre 
erleichtert LehrerInnen die Suche nach 
geeigneten Materialkisten und Ausleih-
möglichkeiten. Die Themenpalette ist breit 
gefächert. 

Kostenloser Download: www.umweltbildung.ch/ZZ

documentation/medienpakete.asp 

Nutzt mehr Recyclingpapier in der Schule!
Wer drei Blatt weißes Papier statt Re-��

cyclingpapier verwendet, verschwendet so 
viel Energie, dass man davon eine Kanne 
Kaffee kochen kann. Dieses griffige Bei-
spiel soll Hamburger Schulen dazu anhal-
ten, die Recyclingpapierquote von bisher 
rund 30 Prozent deutlich zu steigern. 
Weitere Ergebnisse eines Fachgesprächs, 
das die Initiative „Hamburg lernt Nach-
haltigkeit“ monatlich mit BNE-Akteuren 
zu unterschiedlichen Themen durchführt, 
stehen im Internet. 

www.hamburg.de/startpunkt-fachgespraeche ZZ

(28.10.09 – Christine Stecker u. a.)
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Weiterbildungen

Naturpädagogik
Gleich an neun verschiedenen Orten ��

in Deutschland, von Hamburg über Ber-
lin bis Heidelberg, bietet die Naturschule 
Freiburg eine zweiteilige Weiterbildung 
als Qualifizierung zur NaturpädagogIn an. 
Während vier Kurse im März beginnen, 
starten die anderen im Oktober. Daneben 
gibt es Fortbildungen zu den Themen Kin-
dergarten im Wald, Feuer, Erde, Wasser, 
Luft sowie Wildkräuter- und Heilpflanzen
pädagogik.

www.naturschule-freiburg.de (Unser Angebot)ZZ

Bildungsveranstaltungen selbst konzipieren
Bereits im April startet zum zwölften ��

Mal die umweltpädagogische Weiterbil-
dung „Natur erleben – Umwelt gestal-
ten“ des Naturschutzhauses Weilbacher 
Kiesgruben bei Frankfurt am Main. Im 
Vordergrund der acht Seminarveranstal-
tungen stehen vielfältige Methoden, die 
die TeilnehmerInnen befähigen, Bildungs-
veranstaltungen im Sinne der Bildung für 
nachhaltige Entwicklung für unterschied-
liche Zielgruppen zu konzipieren. Eine 
Projektphase, in der die TeilnehmerInnen 
in Kleingruppen eine umweltpädagogische 
Veranstaltung planen und durchführen, 
setzt den Schlussstein der Weiterbildung. 
Anmeldeschluss ist der 6. April.

www.weilbacher-kiesgruben.de ZZ

(Veranstaltungen – Weiterbildung)

Berufsbegleitende Weiterbildung 
Umweltbildung/BNE 

Im Mai beginnt im Raum München ��
der inzwischen siebente Kurs der Wei-
terbildung „Umweltbildung/Bildung für 
nachhaltige Entwicklung“. Die berufsbe-
gleitende Fortbildung in der gemeinsamen 
Trägerschaft von Ökoprojekt MobilSpiel 
München, Naturerlebniszentrum Pullach 
und Ökologischer Akademie Linden wurde 
von der Deutschen Unesco-Kommission 
als offizielles Projekt der UN-Dekade BNE 

ausgezeichnet. Die Weiterbildung umfasst 
acht Einheiten an 35 Tagen und eine Pra-
xisphase, in der die Teilnehmenden ein ei-
genes Projekt durchführen und dokumen-
tieren. Anmeldeschluss ist der 14. März.

www.mobilspiel.de/Oekoprojekt/ZZ

bildung.html#beruf

Natur- und Wildnispädagogik
Im Juli startet die Akademie für Natur ��

und Umwelt des Landes Schleswig-Hol-
stein ihre neue Weiterbildungsreihe Natur- 
und Wildnispädagogik. Bei der erstmals 
im norddeutschen Raum angebotenen 
Schulung mit rund 230 Unterrichtsstun-
den stehen eine ganzheitliche Wahrneh-
mungsfähigkeit und vertiefende Themen 
wie Pflanzenkunde, Bestimmungstech-
niken und Methoden der Naturbeobach-
tung im Zentrum der in mehreren Blöcken 
stattfindenden Ausbildung in Flintbek bei 
Kiel. Anmeldefrist ist der 1. April.

www.umweltakademie-sh.deZZ

Waldpädagogik
Ende Januar begann ein „Experimental-��

lehrgang“ für ein bundesweit anerkanntes 
Zertifikat Waldpädagogik. Fachleute aus 
verschiedenen Verbänden, darunter auch 
die ANU Nordrhein-Westfalen, wollen 
gemeinsam ein Kompendium erarbeiten, 
das für die nachfolgenden Ausbildungs-
lehrgänge eine Informations- und Arbeits-
grundlage darstellen soll. Die ersten Prü-
fungen finden Ende Mai statt. Träger ist der 
Landesbetrieb Holz NRW in Kooperation 
mit der Natur- und Umweltakademie des 
Landes. Aktuelle Informationen können 
im Internet eingesehen werden. 

www.wald-und-holz.nrw.de  ZZ

(Landesbetrieb – Waldpädagogische Einrich
tungen – Zertifikatslehrgang)

Seniortrainer für Kinder und Jugendliche
Das Umweltbildungszentrum Lichero-��

de bei Kassel hat in den letzten Jahren über 
50 ältere Menschen als Seniortrainer aus-

gebildet, die nun an Schulen und Kinder-
tagesstätten im Einsatz sind. Nun wird das 
Projekt mit Förderung durch das Bundes
landwirtschaftsministerium mit dem 
Schwerpunkt Klimaschutz und Energie 
in der nordhessischen Region Hersfeld-
Rotenburg/Schwalm-Eder fortgesetzt. Der 
kostenlose Lehrgang findet in diesem Jahr 
von April bis Juli statt. Sechs ganztägige 
Veranstaltungen sind zu absolvieren. 

www.oekologische-bildung.deZZ

Leadership by nature
„Leadership by nature“ ist ein spezielles ��

Programm zum Naturerleben. Das Kom-
petenztraining soll Managern helfen eine 
kreative Führungsidentität zu entwickeln. 
Gearbeitet wird mit Ansätzen wie Visions
suche, Wildnismentoring und ritueller 
Prozessarbeit. Die angebotenen Lösung-
wege sollen Führungskräfte befähigen, 
mit den persönlichen und wirtschaftlichen 
Problemen unserer Zeit umzugehen. Die 
Dauer reicht von mehreren Tagen bis zu 
siebenteiligem modularem Training. Ter-
mine sind individuell abzusprechen.

www.leadership-by-nature.deZZ

Neue Materialien

umwelt & bildung 4/2009: Option Zukunft
Aktuellen Studien zufolge blickt die ��

Jugend eher pessimistisch in die Zukunft. 
Gleiches suggeriert zwar das Titelbild der 
neuen Ausgabe der Zeitschrift umwelt & 
bildung vom Forum Umweltbildung aus 
Wien, doch das Heft liefert ein vielschich-
tigeres Bild: Ulrike Unterbrunner erläu-
tert anhand einer aktuellen Studie, dass 
sich BNE stärker mit den Wünschen der 
Jugend befassen muss. Für Ute Stoltenberg 
beginnt die Zukunft bereits im Kindergar-
ten. Die Romanautorin Margaret Atwood 
schließlich sieht uns in einer Übergangszeit 
des Klimawandels. Spannend die Frage: Do 
we need science fiction? Lesenswert!

www.umweltbildung.at (Publikationen)ZZ
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Dokumentation:  
Der Konsument am Wendepunkt 

Nachhaltigen Konsum finden einige ��
Menschen sehr „trendy“. Ob man das Ver-
halten dieser Lohas genannten Zielgruppe 
auch auf andere KonsumentInnen übertra-
gen und so die Nachhaltigkeit insgesamt 
fördern kann, wollte die Deutsche Bundes-
stiftung Umwelt herausfinden. Sie unter-
stützte deshalb ein zweijähriges Projekt der 
Unternehmensberatung Stratum, das nun-
mehr abgeschlossen wurde. Statt eines drö-
gen Abschlussberichts ist unter dem Titel 
„Konsumwende“ eine attraktive und gut 
lesbare „Motto-Show zur Nachhaltigkeit“ 
erschienen, die Lust auf einen diskursiven 
Umgang mit dem Thema macht. 

Kostenloser Download: www.stratum-consult.de/ZZ

news/diskurs-konsumwende.html

Qualitätsentwicklung in der Schweiz
Viele Schweizer Schulen haben gute Er-��

fahrungen mit außerschulischen Umwelt-
bildungsangeboten gemacht, doch wegen 
der Flut von Direktwerbung wünschen 
sie sich eine landesweite Datenbank aller 
Angebote. Dieses Ergebnis einer Abfrage 
bei Schulen findet sich in der Publika
tion „Außerschulische Lernangebote im 
Bereich Umweltbildung“, herausgegeben 
von der Stiftung Umweltbildung Schweiz. 
Eine weitere Publikation über „Qualitäts-
prozesse in der Umweltbildung“ bietet den 
außerschulischen Anbietern Hilfen zur 
Qualitätsentwicklung. Weitere Erfahrun-
gen und Forschungsbeiträge enthält Heft 
3/09 des Bulletins umweltbildung.ch mit 
dem Titel „Außerschulisches Lernen“.

www.umweltbildung.ch/sub/produits/ZZ

publireihe.asp 

Filme: Zukunftsfähiges Deutschland
Die Folgen einer nicht nachhaltigen ��

Wirtschaftsweise sind weltweit spürbar. 
Der Evangelische Entwicklungsdienst EED 
hat eine DVD mit zwölf Kurzfilmen zur 
nachhaltigen Entwicklung veröffentlicht. 
Es sind Filme ganz verschiedener Genres 
und Machart: klassische Fernsehreporta-

gen, unterhaltsame wie witzige, nachdenk-
lich stimmende oder provokative Anima-
tionsfilme sowie Dokumentarfilme, die 
über komplexe Sachverhalte informieren. 
Die DVD wurde als Begleitmedium zur 
Studie „Zukunftsfähiges Deutschland in 
einer globalisierten Welt“ produziert und 
kostet für Einzelpersonen 40 Euro.

Unterwegs in die Zukunft, Deutschland 2009, ZZ

www.ezef.de (Katalog)

WUS-Rundbrief: Geld als Dekade-Thema
Eine gute Übersicht über pädagogische ��

Materialien, Internetlinks und Hinter-
grundinformationen bietet der vom World 
University Service (WUS) herausgegebene 
Rundbrief Bildungsauftrag Nord-Süd in 
seiner Ausgabe vom Dezember 2009. In 
einem einleitenden Aufsatz berichtet Win-
fried Pötter von der KfW-Bankengruppe 
über die globale Finanzkrise und ihre Aus-
wirkungen auf die Entwicklungsländer. 
Der Rundbrief kann im Internet kostenlos 
bestellt oder heruntergeladen werden. 

www.wusgermany.de/?101ZZ

Umweltbildungs-Terminkalender

Weitere aktuelle Termine finden Sie unter  
www.umweltbildung.de im Internet. Dort können 
Sie Ihre Termine auch selbst kostenlos einstellen. 

06.03., Bad Münstereifel bei Bonn (D)
Treffen der Kräuterpädagogen

NUA, Dr. Gertrud Hein, Tel. +49 (0)2361 / ZZ

3053339, E-Mail: gertrud.hein@nua.nrw.de 

11.03., Berlin (D)
Intelligente Lebensstile – ein Beitrag zur 
Nachhaltigkeit?

www.lebensqualitaet-und-nachhaltigkeit.com ZZ

16.–20.03., Köln (D)
Didacta. Bildungsmesse

www.didacta.de ZZ

18.03., Haltern/Münsterland (D)
Treffen des Arbeitskreises 

Umweltpädagogik Rheinland
Ute Jagelka, Tel. +49 (0)201 / 2069460,  ZZ

E-Mail: jegelka@rvr-online.de 

19.–21.03., Fulda (D)
Natürlich Kunst! Landart und 
Landschaftsinstallationen

www.naturarte-wernerhenkel.de ZZ

22.–23.03., Schneverdingen/Lüneburger Heide (D)
Projektmanagement im Umweltbereich

www.nna.de ZZ

24.03., Recklinghausen (D)
So starte ich erfolgreich eine nachhaltige 
Schülerfirma

www.nua.nrw.de ZZ

24.03., Stuttgart (D)
Heimat und Natur. Bildungswege zu einer 
nachhaltigen Entwicklung

www.umweltakademie.baden-wuerttemberg.deZZ

26.–27.03., Belm-Vehrte bei Osnabrück (D)
Wald & Märchen gehören zusammen. Fortbildung 
für ErzieherInnen und HeilpädagogInnen

www.naturerlebnisbuero-bicker.deZZ

27.03., Dresden (D)
Naturpädagogik mit Kindern. Das Konzept des 
Flow Learning nach Joseph Cornell. Fortbildung

www.rucksackschule-dresden.de ZZ

31.03., Kiel (D)
Im Märzen der Bauer – stimmt das noch? 
Neue Erkenntnisse zum Klimawandel 

www.afnu.schleswig-holstein.deZZ
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